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Nr 31 der Beilagen zum stenographischen Protokoll des Salzburger Landtages
(3. Session der 16. Gesetzgebungsperiode)

Vorlage der Landesregierung

Gesetz vom , mit dem das Jagdgesetz 1993 und das
Berufsjagergesetz geiindert werden

Der Salzburger Landtag hat beschlossen:

Artikel I

Das Jagdgesetz 1993, LGBI Nr 100, zuletzt gedndert durch das Gesetz LGBI Nr 35/2017 wird gean-
dert wie folgt:

1. Im Inhaltsverzeichnis werden folgende Anderungen vorgenommen:

1.1. Nach der den § 58 betreffenden Zeile wird eingefiigt:

»$ 58a Malinahmengebiete®

1.2. Nach der den § 66 betreffenden Zeile wird eingefiigt:

,»§ 66a  Kirrflitterungen*

1.3. Nach der den § 68 betreffenden Zeile wird eingefiigt:

,»§ 68a  Auflassung von Wildgehegen*

1.4. Nach der den § 90 betreffenden Zeile wird eingefiigt:
»$ 90a Invasive Arten”

1.5. Die den § 105 betreffende Zeile wird durch folgende Zeilen ersetzt:
»$ 105  Gesetzliches Betretungsverbot

§ 105a Betretungsverbot im Einzelfall

§ 105b Ausnahmen vom Betretungsverbot*

2. § 17 Abs 3 und 3a lautet:

,»(3) Das Vorpachtrecht steht, wenn der Jagdeinschluss von einem Eigenjagdgebiet umgrenzt wird,
dessen Jagdgebietsinhaber zu. Wird der Jagdeinschluss von mehreren Eigenjagdgebieten umgrenzt, sind
vorpachtberechtigt:

1. der (die) Jagdgebietsinhaber eines angrenzenden Eigenjagdgebietes, wenn er (sie) Alleineigen-
tiimer von Teilen oder Miteigentiimer des Jagdeinschlusses ist (sind) und
a) sein (ihr) Eigentumsanteil oder Miteigentumsanteil an der Fliche des Jagdeinschlusses min-

destens ein Drittel betragt und
b) das Eigenjagdgebiet zusammenhéngend zumindest an ein Fiinftel des Umfangs des Jagdein-
schlusses grenzt;

. eine Agrargemeinschaft als Jagdgebietsinhaberin eines angrenzenden Eigenjagdgebietes, wenn
eines oder mehrere ihrer Mitglieder Alleineigentiimer von Teilen oder Miteigentiimer des Jag-
deinschlusses ist (sind) und
a) sein (ihr) Eigentumsanteil oder Miteigentumsanteil an der Flache des Jagdeinschlusses insge-

samt mindestens ein Drittel betragt und
b) das Eigenjagdgebiet zusammenhidngend zumindest an ein Fiinftel des Umfangs des Jagdein-
schlusses grenzt;

. der (die) Jagdgebietsinhaber eines Eigenjagdgebietes nach Z 1, wenn er (sie) Mitglied(er) einer
Agrargemeinschaft ist (sind), in deren Eigentum der Jagdeinschluss steht.

(3a) Liegen die Voraussetzungen nach Z 1 bis 3 fiir die Jagdgebietsinhaber mehrerer Eigenjagdge-
biete vor, steht das Vorpachtrecht zu:

1. dem Jagdgebietsinhaber mit dem groBten Eigentumsanteil oder Miteigentumsanteil an der ge-
samten Flache des Jagdeinschlusses;
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2. dem Jagdgebietsinhaber, dessen Eigenjagdgebiet die ldngere Grenze mit dem Jagdeinschluss
aufweist, wenn die Eigentumsanteile oder Miteigentumsanteile gemél Z 1 mehrerer Jagdgebiets-
inhaber gleich grof sind.

Kann nach den vorstehenden Bestimmungen kein Vorpachtberechtigter festgestellt werden, steht das
Vorpachtrecht der Reihe nach jenem Jagdgebietsinhaber zu, dessen Eigenjagdgebiet in ldngster, zweit-
langster usw Ausdehnung an den Jagdeinschluss grenzt.*

3. Im § 25 Abs 1 wird in der lit a das Wort ,eigenberechtigt durch die Wortfolge ,,entscheidungsfihig
und volljahrig* ersetzt.

4. Im § 37 werden folgende Anderungen vorgenommen:

4.1. Im Abs 1 lit i wird der Punkt am Ende durch einen Strichpunkt ersetzt und nach der lit i angefiigt:

,J) grob fahrldssig oder vorsitzlich den fiir sein Jagdgebiet festgelegten Mindestabschuss nicht
innerhalb der Schusszeit erfiillt.”

4.2. Im Abs 1 lauten der vorletzte und letzte Satz: ,,Die Aufldsung hat iiber Antrag der Salzburger Jéger-
schaft oder der Jagdkommission, in den Féllen der lit a und f bis j auch von Amts wegen zu erfolgen. Ist
ein Jagdleiter bestellt, kann die Aufldsung nur ausgesprochen werden, wenn der Jagdpachter das Vorlie-
gen der Auflosungsgriinde der lit g bis j mitzuverantworten hat.*

4.3. Im Abs 2 erster Satz wird das Wort , Konkursordnung* durch das Wort ,,Insolvenzordnung* ersetzt.

5. Im § 40 Abs 1 letzter Satz wird die Verweisung ,,§ 37 Abs 1 lit g bis i durch die Verweisung ,,.§ 37
Abs 1 lit g bis j* ersetzt.

6. § 45 Abs 1 letzter Satz lautet: ,Bei der Ausiibung der Jagd ist ein Nachweis iiber die Einzahlung zu-
sammen mit der behdrdlich ausgestellten Jagdkarte mitzufiihren.*

7. Im § 54 werden folgende Anderungen vorgenommen:

7.1. Abs 1 Z 1 lit b lautet:
,,0) Beutegreifer: Fuchs, Dachs, Baummarder, Steinmarder, Hermelin, Iltis, Goldschakal;*

7.2. Abs 1 Z 2 lit a lautet:
,,a) Hithnervogel: Auerhahn, Birkhahn, Rackelhahn, Haselhahn, Fasan;*

8. Nach § 58 wird eingefiigt:
sMaflnahmengebiete
§ 58a

(1) Die Landesregierung kann durch Verordnung Teilgebiete oder eine Gesamtflache von Jagdgebie-
ten, Wildregionen und/oder Wildbehandlungszonen zu Maflnahmengebieten erkléren und in diesen an die
ortlichen Erfordernisse angepasste Maflnahmen zum Zweck der Erfullung der Grundsétze des § 3, ndm-
lich der Erhaltung des Wald-, Wild- und Umweltgleichgewichtes, festlegen. Mainahmengebiete konnen
von Amts wegen oder auf Antrag eines betroffenen Grundeigentiimers, der Salzburger Jagerschaft oder
des forsttechnischen Dienstes fiir Wildbach- und Lawinenverbauung und nur zeitlich befristet, ndmlich
langstens bis zum Ende einer Jagdperiode, ausgewiesen werden.

(2) Zur Erreichung des Zweckes des Maflnahmengebietes kann die Verordnung gemifl Abs 1 auch
Abweichungen von den jagdrechtlichen Bestimmungen der §§ 54, 55, 56, 58, 59, 60, 61, 62, 65, 66, 66a,
70 und 103 sowie den auf ihrer Grundlage erlassenen Verordnungen vorsehen.

(3) Vor Erlassung der Verordnung geméal Abs 1 sind die betroffenen Grundeigentiimer, die Salzbur-
ger Jagerschaft und der forsttechnische Dienst fiir Wildbach- und Lawinenverbauung, soweit sie nicht
selbst Antragsteller sind, sowie die Kammer fiir Land- und Forstwirtschaft in Salzburg und die Salzburger
Landarbeiterkammer zu horen.

9. Im § 60 werden folgende Anderungen vorgenommen:

9.1. Im Abs 1 wird nach dem dritten Satz eingefiigt: ,,Anregungen und Vorschlige zur Anderung der Fest-
legungen konnen im jeweiligen Jahr nur beriicksichtigt werden, wenn sie bis spétestens 1. Februar des
betreffenden Jahres bei der Landesregierung einlangen.
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9.2. Im Abs 4 wird angefiigt: ,,Die Jahresabschussplidne sind auch dem Hegemeister und dessen Stellver-
treter zuzustellen.*

9.3. Nach Abs 4a wird eingefiigt:

,,(4b) Enthélt der Jahresabschussplan einer Hegegemeinschaft einen nicht aufgeteilten Hochst- oder
Ersatzabschuss, so ist dieser in den Jahresabschusspldnen der einzelnen Jagdgebiete bzw im gemeinsamen
Abschussplan fiir zusammenhéngende Jagdgebiete gemill Abs 4a der betreffenden Wildregion ersichtlich
zu machen.*

10. Im § 61 Abs 4 wird angefiigt: ,,Durch Braunbér, Wolf, Luchs oder Goldschakal gerissenes Wild wird
auf den Abschussplan angerechnet, wenn dies durch einen eindeutigen Nachweis (C1-Nachweis) oder
bestitigten Hinweis (C2-Nachweis) belegt werden kann.*

11. Nach § 66 wird eingefiigt:
wKirrfiitterungen
§ 66a

(1) Kirrfiitterung (Kirrung) ist das punktuelle Anlocken von Wild, ausgenommen Beutegreifer, durch
Vorlage geringer Mengen artgerechter Lock- oder Futtermittel

1. auBerhalb von Futterplitzen (§ 66) oder Wildwintergattern (§ 67) an Kirrstellen oder

2. an Futterpldtzen auBerhalb der durch die Verordnung gemifl § 65 Abs 3 lit b bestimmten Zeit-
rdume,

um das Wild zu beobachten, zu lenken oder zu erlegen.

(2) Das Anlegen von Kirrungen ist jedermann verboten. Ausnahmen vom Verbot kann die Jagdbe-
horde auf Antrag des Jagdausiibungsberechtigten im Einzelfall bewilligen, wenn besondere Umsténde
dies erforderlich machen und die Grundsitze des § 3 dadurch nicht beeintrachtigt werden.

(3) Das Anlegen von Kirrungen bedarf der Zustimmung der Eigentiimer der im Umkreis von 100 m
gelegenen Grundstiicke. Befindet sich die Kirrung in einem Abstand von weniger als 100 m zur Jagdge-
bietsgrenze, ist auch die Zustimmung des Jagdausiibungsberechtigten des benachbarten Jagdgebietes
erforderlich.

(4) Die Jagdbehorde hat die Entfernung von Kirrfiitterungen jeder Art zu verfligen, wenn sie diesem
Gesetz oder den auf dessen Grundlage erlassenen Verordnungen oder individuellen hoheitlichen Rechts-
akten widersprechen.*

12. Im § 68 werden folgende Anderungen vorgenommen:

12.1. Abs 1 bis 4 lauten:

»(1) Wildgehege (Gatter) sind Jagdgebiete oder Teile eines Jagdgebietes, die durch natiirliche oder
kiinstliche Einfriedung gegen den Wechsel des dort gehegten Wildes von und nach allen anderen benach-
barten Grundfldchen vollkommen abgeschlossen und der Wildhege gewidmet sind und vor dem Inkraft-
treten des Gesetzes LGBI Nr ...../....... als Wildgehege (Gatter) bewilligt wurden. Sie durften nur vom
Eigentiimer eines Eigenjagdgebietes oder vom Jagdinhaber eingerichtet werden und kénnen neben jagdli-
chen Zwecken auch als Schaugatter oder fiir wissenschaftliche Zwecke genutzt werden. Die Bewilligung
erlischt, wenn ein Wildgehege iiber einen Zeitraum von fiinf Jahren nicht betrieben wird.

(2) Die wesentliche Anderung von Wildgehegen bedarf der Bewilligung der Landesregierung. In
dieser sind ein allfilliger Nebenzweck (Schaugatter, wissenschaftlicher Zweck usw) und die gehegten
Wildarten anzufiihren. Die Bewilligung erlischt, wenn die bewilligte Anderung nicht innerhalb von fiinf
Jahren ab ihrer Erteilung durchgefiihrt wird.

(3) Vor Erteilung der Bewilligung ist die Salzburger Jagerschaft und, wenn das Wildgehege in einem
Gemeinschaftsjagdgebiet eingerichtet ist, die Jagdkommission zu horen. Wird das Wildgehege nicht vom
Eigentiimer eines Eigenjagdgebietes betrieben, ist die wesentliche Anderung nur mit seiner Zustimmung
moglich.

(4) Die Bewilligung darf nur erteilt werden, wenn

a) die GroBe und sonstige Gestaltung des Wildgeheges sowie seine klimatischen Verhiltnisse
den biologischen Erfordernissen des gehegten Wildes entsprechen,

b) die Gewihr fiir eine ordnungsgemifBe Haltung und Betreuung des gehegten Wildes gegeben
ist,

¢) der verbleibende Teil des Jagdgebietes mindestens 115 ha betrégt,
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d) die Jagd in anderen angrenzenden Jagdgebieten und die Wildverteilung nicht wesentlich be-
eintrichtigt werden,

e) sichergestellt ist, dass die geplante Anderung des Wildgeheges nicht den Zielsetzungen bzw
MalBnahmen nach Abs 9 und 10 zuwiderlauft,

f) das Betreten des Waldes zu Erholungszwecken zB durch Drehkreuze, Tore oder Uberstiege
gesichert ist, und

g) naturschutzrechtlich besonders geschiitzte Lebensrdume (§ 24 des Salzburger Naturschutzge-
setzes 1999) nicht wesentlich beeintrachtigt werden.*

12.2. Nach Abs 5 wird eingefiigt:

»(5a) In Wildgehegen sind als Bejagungsformen nur die Pirsch-, die Ansitz- sowie die Ansitz-
Driickjagd erlaubt. Ansitz-Driickjagden diirfen nur in der Zeit von 1. Oktober bis 10. Janner stattfinden.
Die Jagd mit Hundemeuten (Rudeln) ist fiir simtliche Arten der Jagdausiibung verboten.*

12.3. Nach Abs 6 wird eingefiigt:

»(6a) Die Fiitterung in Wildgehegen darf nur in den in der Verordnung gemif § 65 Abs 3 lit b fest-
gelegten Zeitrdumen erfolgen.*

12.4. Abs 8 entfdllt.

12.5. Der bisherige Abs 9 erhdlt die Absatzbezeichnung ,(8)“ und wird nach diesem angefiigt:

»(9) Die Einfriedungen der Flachen von Wildgehegen (Gattern), welche nach allen Seiten kiinstlich
eingefriedet wurden, sind mit Ablauf des 31. Dezember 2026 so zu 6ffnen, dass diese fiir die in der Um-
gebung heimischen und dort ganzjahrig vorkommenden Wildarten durchléssig (passierbar) sind. Zu ver-
hindern ist, dass jene Schalenwildarten, welche im angrenzenden Bereich um das Gatter erheblichen
Schaden an land- und forstwirtschaftlichen Kulturen verursachen konnen, aus dem Gatter auswechseln.

(10) Die Behorde ist berechtigt, mit Bescheid jene Mallnahmen aufzutragen, die bereits vor Ablauf
des 31. Dezember 2026 erforderlich sind, um mit 1. Janner 2027 einen dem Abs 9 entsprechenden Betrieb
sicherzustellen.*

13. Nach § 68 wird eingefiigt:
»Auflassung von Wildgehegen
§ 68a

(1) Werden Wildgehege freiwillig oder auf Anordnung der Behorde aufgelassen, so sind Einfriedun-
gen von Flachen des betroffenen Wildgeheges zu entfernen, sofern diese Einfriedungen nicht auf Grund
anderer gesetzlicher Vorschriften zuldssig sind. Bei Auflassung des Wildgeheges hat die Wilddichte der
heimischen Wildarten auf der Fliache des bisherigen Wildgeheges jener der umliegenden Wildlebensrau-
me zu entsprechen.

(2) Vor dem Entfernen der Einfriedungen hat der bisherige Betreiber des Wildgeheges sicherzustel-
len, dass nur die in den umliegenden Gemeinden heimischen und dort ganzjahrig vorkommenden Wildar-
ten in die freie Wildbahn gelangen.

(3) Entsprechen die Flachen eines aufgelassenen Wildgeheges den Voraussetzungen des § 11, sind
sie fiir die restliche Dauer der Jagdperiode auf Antrag als Eigenjagdgebiet anzuerkennen; anderenfalls
sind die Flachen dem Gemeinschaftsjagdgebiet zuzuweisen, wenn nicht ein Vorpachtrecht (§ 17) festge-
stellt wird. Fiir die dem Gemeinschaftsjagdgebiet zugewiesenen Fliachen ist der Pachtbetrag nach dem
Hektarsatz des betreffenden Gemeinschaftsjagdgebietes zu bemessen.*

14. Im § 69 Abs 1 wird nach dem Wort ,Jagdsteige” die Wortfolge ,,, kiinstliche Aufzuchtstationen fiir
Federwild* eingefiigt.

15. Im § 70 werden folgende Anderungen vorgenommen:

15.1. Abs 3 lit a und c lautet:

,a) Die Beniitzung von Schusswaffen, Munition und Zielhilfsmitteln, die fiir die Jagd auf jagdbare
Tiere gewdhnlich nicht bestimmt sind. Darunter fallen insbesondere die gemall § 17 Abs 1 Z 1
bis 11 des Waffengesetzes 1996 verbotenen Waffen, automatische Kugel- und Schrotgewehre,
Luftdruckwaffen, Pfeil und Bogen und &hnliche Gerite, Zimmerstutzen, Narkosegewehre, Arm-
briiste, halbautomatische Waffen, deren Magazin mehr als zwei Patronen aufnehmen kann, Vor-
richtungen zur Beleuchtung von Zielen und Visiereinrichtungen fiir das Schieen bei Nacht mit
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elektronischem Bildverstdrker oder Bildumwandler, Infrarotgerdte und Restlichtverstirker sowie
Thermal- und Warmebildgerite. Die Verwendung von Faustfeuerwaffen ist nur zur Abgabe eines
Fangschusses gestattet.*

»¢) Die Verwendung von kiinstlichen Lichtquellen, Spiegeln oder sonstigen Vorrichtungen zum
Blenden, von Tonbandgeréten und elektronischen Lockgerdten, mit Ausnahme der Lockjagd auf
jene Rabenvogel, die rechtméBig bejagt werden diirfen, Fiichse und invasive gebietsfremde Ar-
ten, oder von nicht selektiven Netzen und Fallen.*

15.2. Nach Abs 3 wird eingefiigt:

»(3a) Abweichend von Abs 3 lit a diirfen Vorrichtungen zur Dampfung des Schussknalles (Schall-
dédmpfer) im Rahmen der Jagdausiibung beniitzt werden, wenn

a) eine Ausnahmebewilligung gemaB § 17 Abs 3a des Waffengesetzes 1996 erteilt wurde oder

b) die Voraussetzungen geméB § 17 Abs 3b erster oder zweiter Satz des Waffengesetzes 1996
vorliegen.*

16. Im § 72a werden folgende Anderungen vorgenommen:

16.1. Abs 4 lautet:

,»(4) Die Fangvorrichtungen sind wiederkehrend in Zeitabstdnden von ldngstens 24 Stunden zu iiber-
priifen. Gefangene Tiere sind dabei zu entnehmen. Das Uberpriifungsintervall des ersten Satzes gilt auch
fiir Fallen mit elektronischem Fangmeldesystem. Die Uberpriifung kann auch durch ein elektronisches
Fangmeldesystem durchgefiihrt werden, sofern keine kommunikationstechnischen Griinde entgegenste-
hen (Funkloch). Aus Fallen mit einem elektronischen Fangmeldesystem sind Tiere unverziiglich zu ent-
nehmen.*

16.2. Im Abs 5 werden jeweils die Worte ,Europédischen Gemeinschaft™ durch die Worte ,,Européischen
Union* ersetzt.

17. Im § 73 werden folgende Anderungen vorgenommen:

17.1. Abs I lautet:

»(1) Wild darf nur vom Jagdinhaber und nur mit Bewilligung der Landesregierung ausgesetzt wer-

113

den.

17.2. Die Abs 2a und 3 werden durch folgende Bestimmungen ersetzt:

»(3) Werden Wildtiere ohne Bewilligung gemall Abs 1 oder Tiere aus Wildtierzuchtgattern, welche
nicht als Wild im Sinne des § 4 gelten, ohne Bewilligung gemif3 Abs 4 oder sonstige, dem Wild gefahrli-
che Tiere ausgesetzt, kann die Jagdbehorde den Fang oder Abschuss verfiigen.

(4) Tiere aus Wildtierzuchtgattern, welche nicht als Wild im Sinne des § 4 gelten, diirfen weder in
Wildgehege noch in die freie Wildbahn ausgesetzt werden. Ausgenommen davon sind bewilligte Ausset-
zungen zum Bestandeswiederaufbau nach Tierseuchen oder zur Blutauffrischung.*

18. § 78 Abs 1 erster Satz lautet: ,Die Jagdinhaber angrenzender Jagdgebiete konnen unbeschadet ihrer
personlichen Verantwortung zum Zweck einer nachhaltigen grofrdumigen Jagdbetriebsfiihrung eine
Gemeinschaft auf die Dauer der Jagdperiode durch schriftlichen Vertrag bilden, sofern diese in Einklang
mit der Zonierung (Wildbehandlungszonen) steht.*

19. Im § 79 Abs 5 wird angefiigt: ,Fiir Abschiisse von Rotwild, die geméf § 90 Abs 1 oder 2 angeordnet
bzw bewilligt wurden, hat die Hegegemeinschaft einen Fiitterungskostenbeitrag zu beschlieBen und vor-
zuschreiben.*

20. § 80 Abs 1 lautet:

»(1) Der Mitgliederversammlung gehdren die Jagdinhaber der in der Wildregion zusammengefassten
Jagdgebiete an. Mitglieder, deren Jagdgebiet zumindest teilweise in einer Rotwildkernzone oder Rot-
wildrandzone liegt, sind in allen Angelegenheiten stimmberechtigt, sofern auf der einbezogenen und
anrechenbaren Jagdgebietsfliche im Durchschnitt der letzten drei Jahre mehr als ein Stiick Rotwild auf
500 ha jéhrlich erlegt wurden. Mitglieder, deren Jagdgebiet zur Génze in einer Rotwildfreizone liegt, sind
bei den im § 79 Abs 3 lit a angefiihrten Angelegenheiten (Fiitterung des Rotwilds) nicht stimmberechtigt.
Stimmberechtigten Mitgliedern kommt auf je angefangene 500 ha der einbezogenen und anrechenbaren
Jagdgebietsflache eine Stimme zu; Gleiches gilt auch fiir Wahlen. Das Stimmrecht ist personlich oder
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durch schriftlich Bevollméchtigte auszuiiben. Eine Jagdgesellschaft gilt als ein Mitglied, das durch den
Jagdleiter (oder dessen Stellvertreter) vertreten wird.*

21. § 87 Abs 1 erster Satz lautet: ,In der Zeit vom 1. Februar bis 15. August darf die Brackierjagd nicht
ausgeiibt werden, doch darf der Jagdinhaber Schalenwild aus kultivierten Grundstiicken auch mit Bra-
ckierhunden austreiben.

22. Im § 90 werden folgende Anderungen vorgenommen:

22.1. Abs 1 lautet:

,»(1) Treten einzelne Haarwildtiere, welche nicht dem besonderen Schutz des § 103 Abs 1 unterlie-
gen, besonders schadensverursachend in Erscheinung, so kann die Jagdbehorde auf Antrag des Grundbe-
sitzers oder des Jagdinhabers oder von Amts wegen nach Anhorung des Bezirksjadgermeisters den unver-
zliglichen Abschuss dieser Stiicke zeitlich befristet auch {iber den Abschussplan hinaus, mit Ausnahme
des Gamswildes in dessen Kern- und Randzone, und in der Schonzeit anordnen bzw bewilligen.*

22.2. Nach Abs 7 wird angefiigt:

,»(8) Wird der Abschuss von Rot- oder Rehwild gemi3 Abs 1 oder 2 von der Jagdbehdrde in dessen
Schonzeit oder iiber den Abschussplan hinaus angeordnet, konnen die Trophden der erlegten Stiicke der
Klasse I und 11 fiir verfallen erklart werden. § 160 Abs 1 und 3 ist sinngemdll anzuwenden.*

23. Nach § 90 wird eingefiigt:
winvasive Arten
§ 90a

(1) Diejenigen Saugetiere und Vogel, die in die Liste invasiver gebietsfremder Arten von unionswei-
ter Bedeutung gemdf3 Art 4 Abs 1 der Verordnung (EU) Nr 1143/2014 des Europédischen Parlaments und
des Rates vom 22. Oktober 2014 iiber die Privention und das Management der Einbringung und Ausbrei-
tung invasiver gebietsfremder Arten, ABI Nr L 317 vom 4. November 2014, aufgenommen oder geméil
Art 12 zu invasiven gebietsfremden Arten von Bedeutung fiir Osterreich erklirt wurden, sind vom
Jagdausiibungsberechtigten zu erlegen.

(2) Der Jagdausiibungsberechtigte hat die Erlegung von Tieren gemaf3 Abs 1 unverziiglich der Salz-
burger Jagerschaft zu melden. Die Salzburger Jagerschaft hat entsprechende Meldungen unaufgefordert
der Landesregierung zu iibermitteln.*

24. Im § 100a Z 5 werden die Worte ,,Europdischen Gemeinschaft” durch die Worte ,,Européischen Uni-
on“ ersetzt.

25. Nach § 101 Abs 4 wird angefiigt:

»(5) Jagdfremde Personen diirfen die Ausiibung der Jagd nicht stéren oder beeintrachtigen.*

26. Der Text zu § 102 lautet:

,»(1) Hunde, die auBerhalb der Einwirkung ihres Halters im Jagdgebiet abseits von Hausern, 6ffentli-
chen Stralen und Wegen jagend angetroffen werden, diirfen vom Jagdausiibungsberechtigten getotet
werden, wenn die Hunde

1. wegen ihrer Konstitution eine ernstliche Gefahr fiir das Wild darstellen oder

2. wiederholt unbeaufsichtigt im Wald herumstreifend angetroffen werden; sofern der Hundehalter
bekannt oder leicht feststellbar ist, jedoch nur, wenn dieser vom Jagdausiibungsberechtigten vor-
her schriftlich auf seine Verwahrungs- und Aufsichtspflicht hingewiesen wurde.

(2) Keinesfalls getotet werden diirfen Assistenzhunde, Polizei-, Rettungs- und Lawinensuchhunde,
Hirtenhunde sowie sonstige Diensthunde, die als solche gekennzeichnet oder sonst erkennbar sind.

(3) Der Abschuss eines Hundes ist der jeweiligen Gemeinde zu melden, die, wenn moglich, den
Tierhalter zu verstdndigen hat.

(4) Katzen, welche in einer Entfernung von mehr als 300 m von Wohn- und Wirtschaftsgebduden in
Feld, Wiese oder Wald herumstreifen, diirfen vom Jagdausiibungsberechtigten getotet werden.

(5) Dem Eigentiimer von Tieren, die gemifl Abs 1 oder 4 getotet werden, gebiihrt kein Schadener-
satz.*
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27. Nach § 103 Abs 2 lit fwird angefiigt:

,»g) Der Besitz von lebenden oder toten Tieren gemél Abs 1 lit b, die der Natur entnommen sind,
ist verboten. Das Verbot gilt auch fiir erkennbare Teile dieser Tiere (mit Ausnahme einzelner
Federn) und fiir aus diesen Tieren gewonnene Erzeugnisse.*

28. § 104 Abs 2 lit b lautet:

,»b) fiir das Halten von Federwildarten, die im Anl}.ang IT Teil A und Teil B sowie im Anhang III
Teil A der Vogelschutzrichtlinie genannt und in Osterreich jagdbar sind.*

29. Im § 104a werden folgende Anderungen vorgenommen:

29.1. Abs 2 lautet:

»(2) Die Verbote
a) des Besitzes, Transportes usw gemaf § 103 Abs 2 lit e sowie
b) des Besitzes gemdl § 103 Abs 2 lit g

gelten nicht fiir Tiere (einschlieBlich erkennbare Teile dieser Tiere und aus ihnen gewonnene Produkte
und Waren), die keine ganzjdhrige Schonzeit genielen (§ 54) oder die auf Grund der Verordnung geméf
§ 104c Abs 1 oder auf Grund sonstiger jagdrechtlicher Ausnahmebewilligungen rechtméfig bejagt wer-
den diirfen, sofern die Tiere nachweislich rechtmédflig aus der Natur entnommen oder in Verkehr gebracht
bzw Opfer eines Unfalles oder des allgemeinen Naturgeschehens in der freien Natur- oder Kulturland-
schaft geworden sind.*

29.2. Nach Abs 3 wird angefiigt:

»(4) Erlangt der Jagdausiibungsberechtigte Kenntnis davon, dass Tiere einer gemafl § 103 Abs 1 be-
sonders geschiitzten Wildart, die nicht der Ausnahmebestimmung gemif3 Abs 2 lit a oder b bzw Abs 3
unterliegen, aus der Natur entnommen oder in Verkehr gebracht bzw Opfer eines Unfalles oder des all-
gemeinen Naturgeschehens in der freien Natur- oder Kulturlandschaft geworden sind, so hat er dies un-
verziiglich der Salzburger Jagerschaft zu melden. Dies gilt auch fiir erkennbare Teile dieser Tiere (mit
Ausnahme einzelner Federn) und fiir aus diesen Tieren gewonnene Produkte und Waren. Der Jagdaus-
ibungsberechtigte darf das Tier voriibergehend an sich nehmen; er kann es auch der Salzburger Jéager-
schaft aushéndigen. Auf Verlangen ist das Tier der Landesregierung zu iibergeben.

(5) Die Salzburger Jagerschaft und der Jagdausiibungsberechtigte konnen bei der Landesregierung
beantragen, dass ihnen das entsprechende Tier (Abs 4) iiberlassen wird. Dies gilt auch fiir erkennbare
Teile dieser Tiere und fiir aus diesen Tieren gewonnene Produkte und Waren. Das Tier darf der Salzbur-
ger Jagerschaft oder dem Jagdausiibungsberechtigten nur iiberlassen werden, wenn es nachweislich
rechtméfig aus der Natur entnommen oder in Verkehr gebracht bzw Opfer eines Unfalles oder des allge-
meinen Naturgeschehens in der freien Natur- oder Kulturlandschaft geworden ist. Die Landesregierung
hat zu entscheiden, dass das Tier der Salzburger Jagerschaft {iberlassen wird, wenn es zu Schulungs-,
Priifungs- oder Ausstellungszwecken benétigt wird; ansonsten ist es dem Jagdausiibungsberechtigten zu
iiberlassen.*

30. Nach § 104b Abs 3 wird angefiigt:

»(4) Werden Bewilligungen nach Abs 1 lit b und c erteilt, kann die Behdrde, wenn es sich als not-
wendig erweist, in einem Jagdgebiet oder mehreren angrenzenden Jagdgebieten dem Jagdausiibungsbe-
rechtigten von Amts wegen folgende Auftrige erteilen:

— Fang,

— Betdubung,

— Besenderung,
— Vergramung,
— Abschuss.

(5) Die Landesregierung kann mit Verordnung ndhere Ausfithrungen zu den Voraussetzungen und
MaBnahmen nach Abs 4 festlegen.

(6) Der Auftrag ist angemessen zu befristen und hat erforderlichenfalls Auflagen oder Bedingungen
zu enthalten.

(7) Kommt der Jagdausiibungsberechtigte einer Anordnung gemif3 Abs 4 nicht oder nicht in entspre-
chender Weise nach, hat die Behorde Personen heranzuziehen, die im Land Salzburg zu Jagdschutzorga-
nen bestellt sind.*
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31. § 105 wird durch folgende Bestimmungen ersetzt:
»Gesetzliches Betretungsverbot
§ 105

(1) Werden in einem Jagdgebiet oder in Teilen desselben Treib-, Riegel-, Driick- oder Ansitz-
Driickjagden durchgefiihrt, so sind diese Gebiete zur Hintanhaltung einer Gefahrdung von Personen oder
Sachen fiir die Dauer solcher Jagden mit der Wirkung gesperrt, dass jagdfremde Personen das betreffende
Gebiet abseits von 6ffentlichen Stralen und Wegen sowie von Wanderwegen, Wandersteigen und Tou-
renrouten nicht betreten diirfen. Personen, die in solchen gesperrten Gebieten angetroffen werden, haben
diese iiber Aufforderung von Jagdschutzorganen unverziiglich zu verlassen.

(2) Vom Verbot des Betretens gesperrter Gebiete sind die Grundeigentiimer, die sonst Nutzungsbe-
rechtigten sowie deren Beauftragte und iiberdies Personen ausgenommen, deren Berechtigung oder Ver-
pflichtung zum Betreten des Gebietes in einer amtlichen Stellung oder amtlichen Erméchtigung gelegen
ist.

(3) Gebiete gemdB Abs 1 sind vom Jagdausiibungsberechtigten spétestens drei Stunden vor Beginn
der Jagd mit Hinweistafeln geméf Abs 4 an jenen Stellen deutlich zu kennzeichnen, wo damit zu rechnen
ist, dass Personen in die betreffenden Gebiete fithrende 6ffentliche Stralen und Wege, markierte Wege,
Forststralen und sonstige Anlagen, die fiir die allgemeine Beniitzung bestimmt sind, betreten. Sie sind
nach der Jagd unverziiglich zu entfernen.

(4) Die Hinweistafeln sind mit der Bezeichnung ,,Befristetes jagdliches Sperrgebiet* zu kennzeich-
nen, haben Beginn und Ende der Sperre zu enthalten und sind mit den Kontaktdaten des Jagdausiibungs-
berechtigten zu versehen. Runde Tafeln haben einen Durchmesser von mindestens 40 cm, rechteckige
Tafeln eine Seitenldnge von jeweils mindestens 40 cm aufzuweisen. Die Schrift muss gut lesbar sein. Die
Tafeln miissen in gut sichtbarer Hohe (nicht unter 60 cm und nicht iiber 220 cm iiber dem Boden) und gut
einsehbar (zB nicht durch Aste verdeckt) angebracht werden. Die Tafeln miissen Wind und anderen Wit-
terungseinfliissen standhalten.

Betretungsverbot im Einzelfall
§ 105a

(1) Betretungsverbote diirfen nur verfiigt werden, wenn und insoweit solche 6ffentlichen Interessen
dafiirsprechen, die das 6ffentliche Interesse am Betreten des Waldes zu Erholungszwecken {iberwiegen.
Das Betreten des Waldes zu Erholungszwecken darf durch Sperrgebiete nur in dem MaR eingeschréinkt
werden, das zum Erreichen des Schutzzweckes unumgéanglich ist.

(2) Nach Abs 1 gesperrte Gebiete sind vom Jagdinhaber mittels Hinweistafeln an jenen Stellen deut-
lich zu kennzeichnen, wo damit zu rechnen ist, dass Personen in die betreffenden Gebiete fiihrende 6f-
fentliche Stralen und Wege, markierte Wege, Forststralien und sonstige Anlagen, die fiir die allgemeine
Beniitzung bestimmt sind, betreten; § 66 Abs 6 gilt fiir diese Tafeln sinngemal.

Ausnahmen vom Betretungsverbot
§105b

Von den im § 105 sowie im § 105a in Verbindung mit den §§ 106, 107 oder 108 enthaltenen Verbo-
ten sind ausgenommen:
a) Maflnahmen im Zuge eines Einsatzes des Bundesheeres in den Fillen des § 2 Abs 1 des
Wehrgesetzes 2001 einschlieBlich der unmittelbaren Vorbereitung eines solchen Einsatzes;

b) Maflnahmen zur Abwehr einer unmittelbar drohenden Gefahr fiir das Leben oder die Gesund-
heit von Menschen oder zur Abwehr von Katastrophen;

¢) MaBinahmen im Zuge eines Einsatzes von Organen der 6ffentlichen Sicherheit oder Aufsicht;
d) MaBnahmen im Zuge behérdlicher Erhebungen und Uberpriifungen;

e) das Betreten oder Befahren fiir Verrichtungen in Ausiibung des Grundeigentums, wenn dem
nicht Bestimmungen auf Grund von § 108 Abs 2 entgegenstehen.*

32. Im § 114 Abs 1 wird in der Z 1 nach dem ersten Satz eingefiigt: ,,Wer in der vorangegangenen Jagdpe-
riode nicht oder nicht durchgingig als Jagdschutzorgan bestellt war, hat als Voraussetzung fiir seine Be-
stellung einen Fortbildungskurs positiv zu absolvieren; § 119 Abs 1 zweiter Satz und die auf der Grund-
lage von § 119 Abs 2 erlassene Verordnung gelten sinngeméf. Wer im letzten Drittel einer Jagdperiode
die Priifung fiir den Jagdschutzdienst oder eine (allenfalls gemeinsam mit einer Zusatzpriifung) gleichge-
haltene Priifung positiv absolviert hat, muss keine Fortbildungskurse absolvieren, um in der nachfolgen-
den Jagdperiode zum Jagdschutzorgan bestellt werden zu kénnen. Ist ein Jagdschutzorgan seiner Fortbil-
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dungsverpflichtung geméf § 119 nicht nachgekommen, darf es fiir die folgende Jagdperiode nicht wie-
derbestellt werden.*

33. § 115 Abs 1 lautet:

,»(1) Die Jagdschutzorgane haben die Befugnisse, die allgemein Organen der 6ffentlichen Aufsicht
nach sonstigen Vorschriften (zB dem VStG oder Waffengesetz 1996) zustehen. Dartiber hinaus sind sie
innerhalb ihres Dienstbereiches befugt,

1. Personen, die auf frischer Tat betreten werden oder unmittelbar danach entweder glaubwiirdig
der Tatbegehung beschuldigt oder mit Gegenstdnden betreten werden, die auf ihre Beteiligung an
der Tat hinweisen, anzuhalten, auf ihre Identitit zu liberpriifen und zum Sachverhalt zu befragen.
Betreffend die Feststellung der Identitit ist § 35 Abs 2 und 3 des Sicherheitspolizeigesetzes sinn-
gemdl anzuwenden;

2. Personen, die auf frischer Tat betreten werden, in den Féllen und unter Beachtung der §§ 35, 36
und 36a VStG festzunehmen und, falls sich die Person der Festnahme durch Flucht entzieht, sie
auch iber ihren Dienstbereich hinaus zu verfolgen und aulerhalb desselben festzunehmen oder
unter den Voraussetzungen des § 37a Abs 1 oder 3 VStG eine vorlaufige Sicherheit einzuheben
bzw verwertbare Sachen vorlaufig sicherzustellen;

3. Fahrzeuge und Gepéckstiicke in den Fillen der Z 1 zu durchsuchen, wenn begriindeter Verdacht
besteht, dass sich darin Gegensténde befinden, die dem Verfall oder der Einziehung (§ 159) un-
terliegen oder deren Besitz oder Besichtigung fiir ein Verfahren wegen eines Verstoles gegen
dieses Gesetz von Bedeutung sein konnte;

4. im Auftrag der Jagdbehorde Wild zu fangen oder zu téten (§§ 73 Abs 3, 152 Abs 2);

5. verhéltnisméBigen und angemessenen Zwang anzuwenden, um die ihnen mit den Z 1 bis 3 sowie
mit § 39 Abs 2 VStG eingerdumten Befugnisse durchzusetzen. Dabei haben sie unter Achtung
der Menschenwiirde und mit moglichster Schonung der Person vorzugehen.*

34. Der Text zu § 119 lautet:

,»(1) Die Jagdschutzorgane sind verpflichtet, an zwei unterschiedlichen Fortbildungskursen wéhrend
einer Jagdperiode teilzunehmen. Statt eines Fortbildungskurses kénnen Jagdschutzorgane auch drei im
Rahmen des Bezirksjégertages von der Salzburger Jagerschaft anzubietende Vortrdge iiber aktuelle Ent-
wicklungen auf dem Gebiet des Jagdwesens besuchen.

(2) Néhere Bestimmungen zu den Kursen, insbesondere zu Angebot, Inhalt, Haufigkeit und Anrech-
nungen, zur Form der Priifung sowie zu den Vortrdgen iiber aktuelle Entwicklungen auf dem Gebiet des
Jagdwesens sind durch Verordnung der Landesregierung zu regeln.

(3) Nimmt ein Jagdschutzorgan seine Fortbildungsverpflichtungen nicht wahr, ist es von Amts we-
gen seines Amtes zu entheben.*

35.§ 121 Abs 1 lautet:

»(1) Der Salzburger Jagerschaft obliegen die Verwirklichung der im § 120 Abs 1 genannten Ziele
und die Erfiillung der sonstigen in diesem Gesetz genannten Aufgaben. Dazu zédhlen insbesondere:

1. die Stellungnahme zu allen die Jagd und die Jagdwirtschaft betreffenden Gesetzes- und Verord-
nungsentwiirfen sowie die Beratung der Jagdbehorden und aller sonst an der Jagdwirtschaft be-
teiligten Stellen und Personen durch Erstattung von Gutachten und Bestellung von Sachverstin-
digen;

2. die Pflege der Jagd und Jagdwirtschaft zur Erhaltung und Entwicklung eines angemessenen,
artenreichen und gesunden Wildstandes und die Forderung insbesondere von Einrichtungen, die
der Jagdwissenschaft, dem jagdlichen Schiewesen und Jagdhundewesen dienen;

3. die Aus- und Fortbildung der Jagdschutzorgane und Berufsjager, die Abhaltung von Schulungs-
kursen, von Jagdpriifungen und von Priifungen fiir den Jagdschutzdienst sowie die mit all diesen
Angelegenheiten jeweils verbundenen Aufgaben;

4. die Unterrichtung ihrer Mitglieder iiber den jeweiligen Stand der wildokologischen, jagdwissen-
schaftlichen und wildbrethygienischen Erkenntnisse;

5. der Abschluss einer Jagdhaftpflicht- und Jagdunfallversicherung gegen Personen- und Sachschi-
den bei einem Versicherungsunternehmen mit einer Niederlassung in einem Mitgliedstaat der
Européischen Union oder des Européischen Wirtschaftsraums;

6. die Schaffung und Erhaltung eines Wohlfahrtsfonds fiir Berufsjéger;
7. die Pflege und Forderung der weidménnischen Sitten und des jagdlichen Brauchtums;
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. die Ehrung von Personen, die sich um die Jagd im Land Salzburg besondere Verdienste erworben

haben;
die Durchfiihrung von Ehrengerichtsverfahren gegen ihre Mitglieder;
die Durchfiihrung von Hegeschauen und die 6ffentliche Begutachtung der Jagdbetriebsfiihrung;

die Mitwirkung bei der Durchfiihrung behdrdlicher MaBBnahmen zur Verhinderung und Bekdamp-
fung von Tierseuchen;

die Fithrung von Zusammenstellungen und Nachweisen, die der jagdlichen Verwaltung dienen;

die Offentlichkeitsarbeit iiber die Lebensweise des Wildes, seine Bediirfnisse, seinen Schutz und
seine Bejagung.

Text zu § 122a lautet:

»(1) Der Wirkungsbereich der Salzburger Jégerschaft ist ein eigener und ein vom Land iibertragener.

2)

Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches der Salzburger Jagerschaft sind jene nicht aus-

driicklich als solche des iibertragenen Wirkungsbereiches bezeichneten (Abs 3) Angelegenheiten und
insbesondere:

1
2.

3

nehmen:

1.

“4)

. die Erlassung (Anderung) der Satzung gemiB § 136 Abs 1;

die Bestellung (Abberufung) ihrer Organe und die Regelung der inneren Einrichtungen zur Be-
sorgung der Aufgaben der Jagerschaft;

. die Gebarung der Jagerschaft einschlieflich Vermdgensverwaltung;
. die Ausiibung der Arbeitgeberfunktion der Jagerschaft;
. die Ausiibung der der Jagerschaft eingerdumten Rechte auf Anhorung (Stellungnahme), Antrags-

stellung, Erstattung von Vorschldgen, Zustimmung, Entsendung von Vertretern in Einrichtungen
sowie von ihr eingerdumten Parteirechten;

. die Ausfolgung und Nichtausfolgung von Jagdgastkarten gemal} § 48 Abs 2 und 4;
. die Wahrnehmung der im § 121 Abs 1 Z 1 und 2, Z 4 bis 9 sowie Z 12 und 13 angefiihrten Ange-

legenheiten.

Im ibertragenen Wirkungsbereich hat die Salzburger Jégerschaft folgende Aufgaben wahrzu-

mit Ausnahme der im Abs 2 Z 6 genannten Aufgaben alle Aufgaben im Zusammenhang mit
Jagdkarten (§§ 41 ff), dazu zdhlen insbesondere die Ausstellung und Einziehung von Jagdkarten
und die Aufgaben im Zusammenhang mit der Verlédngerung der Jahresjagdkarte (§ 45);

. die Bestellung der Priifungskommission durch den Landesjégermeister geméf § 49 Abs 1;
. die Durchfiihrung der Abschussplanbesprechung (§ 60 Abs 3) und die Erlassung des Abschuss-

planes (§ 60 Abs 4);

. die Aufgaben im Zusammenhang mit der Einhaltung des Hochstabschusses (§ 62), der Abschuss-

liste (§ 63) und der Abschusskontrolle (§ 64);

. die Aufgaben gemél § 104c Abs 5 und 6 (Ausnahmen von den Schonvorschriften im Einzelfall);
. die Angelegenheiten gemdf3 § 121 Abs 1 Z 3, 10 und 11;
. die Uberwachung der Einhaltung der wild- und umweltgerechten Jagdbetriebsfiihrung auch in

den Hegegemeinschaften (§ 132 Abs 1);

. die Aufgaben gemil § 56 Abs 1 (Ausnahmen von den Schonvorschriften);
. Ubertretungen jagdlicher Vorschriften der Jagdbehorde zur Kenntnis zu bringen (§ 133 Abs 2

lit e).

Die Jagerschaft hat die Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches im Rahmen der Gesetze

und Verordnungen des Bundes und des Landes, von unmittelbar anzuwendendem Unionsrecht sowie von
ebensolchen Staatsvertragen in eigener Verantwortung frei von Weisungen staatlicher Organe zu besor-

gen.

)

Die nach Abs 3 der Salzburger Jégerschaft zur Besorgung im {ibertragenen Wirkungsbereich zu-

gewiesenen Angelegenheiten sind im Auftrag und nach den Weisungen der Landesregierung zu besor-

gen.*

37. Nach § 123 Abs 3 wird angefiigt:

,(4) Die Salzburger Jagerschaft kann Personen, die nicht bereits Mitglieder geméfl Abs 1 bis 3 sind,
als auBerordentliche Mitglieder aufnehmen. Néheres iiber die auerordentliche Mitgliedschaft ist in den
Satzungen der Salzburger Jagerschaft festzulegen.*
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38. Nach § 124 Abs 3 wird angefiigt:

,»(4) Die auBlerordentlichen Mitglieder haben zur Deckung des mit der Erfiillung der gesetzlichen
Aufgaben verbundenen Aufwandes der Salzburger Jagerschaft den fiir sie jeweils festgesetzten Jahresbei-
trag (auBerordentlicher Mitgliedsbeitrag) zu entrichten.

39.Im§ 125 Abs 1 Z 1 lautet lit f:

,f) die Priifungskommissionen fiir die Jagdpriifung (§ 49) und fiir die Priifung flir den Jagd-
schutzdienst (§ 116);"

40. Im § 126 Abs 2 lautet lit a:

,,a) die Wahl des Landesjdgermeisters, seiner beiden Stellvertreter und der weiteren Mitglieder
des Vorstandes;*

41. § 128 Abs 1 erster Satz lautet: ,Der Vorstand besteht aus dem Landesjdgermeister, seinen beiden
Stellvertretern und fiinf bis sieben Mitgliedern.*

42. § 129 Abs 2 erster Satz lautet: ,,Jm Fall seiner Verhinderung wird der Landesjdgermeister in allen ihm
als Organ der Salzburger Jagerschaft obliegenden Aufgaben durch einen seiner beiden Stellvertreter ver-
treten.“

43. § 131 Abs 3 lit d lautet:
,,d) Die Bestellung der Hegemeister, ihrer Stellvertreter und ihrer gebietsmiBigen Vertreter.

44. § 133 Abs 1 lautet:

,(1) Der Bezirksjagdrat hat fiir jede Wildregion eine vertrauenswiirdige, mit den ortlichen Verhalt-
nissen eingehend vertraute Person mit griindlichen jagdlichen Kenntnissen und Erfahrungen zum Hege-
meister und eine weitere solche Person zu dessen Stellvertreter zu bestellen. Samtliche Befugnisse und
Verpflichtungen gehen im Fall der Verhinderung des Hegemeisters fiir diese Zeit auf dessen Stellvertreter
iiber. Soweit erforderlich, kénnen fiir einzelne Gemeinden, Teile von Gemeinden oder fiir mehrere Ge-
meinden gemeinsam Vertreter des Hegemeisters (gebietsmaflige Vertreter) bestellt werden. Der Hege-
meister oder ein Vertreter ist vor Ablauf der Funktionsperiode abzuberufen, wenn er seine Abberufung
verlangt, seinen Aufgaben nur unzureichend nachkommt oder die Voraussetzungen fiir die Bestellung
nicht mehr gegeben sind.*

45. § 135 Abs 7 lautet:

,»(7) Verordnungen, die von Organen der Salzburger Jagerschaft erlassen werden, sind, soweit in die-
sem Gesetz nicht anderes bestimmt ist, auf der Homepage der Salzburger Jagerschaft sowie zusitzlich in
einer Jagdzeitung kundzumachen. Sie treten, soweit in der kundzumachenden Verordnung nicht anderes
bestimmt ist, mit dem auf die Kundmachung auf der Homepage folgenden Tag in Kraft. Die Kundma-
chungen auf der Homepage miissen iibersichtlich gegliedert und jederzeit ohne Identitidtsnachweis sowie
unentgeltlich zugénglich sein.*

46. § 136 Abs 3 lautet:

,»(3) Die Salzburger Jagerschaft hat die Satzungen nach der Genehmigung durch die Landesregie-
rung auf der Homepage der Salzburger Jigerschaft sowie zusitzlich in einer Jagdzeitung kundzumachen.
Die Kundmachungen auf der Homepage miissen iibersichtlich gegliedert und jederzeit ohne Identitts-
nachweis sowie unentgeltlich zugénglich sein.*

47. § 138 Abs 2 lautet:

,»(2) Die Jagerehre wird verletzt:
1. durch einen groben VerstoB gegen die Weidgerechtigkeit. Das ist insbesondere:

a) die Ubertretung des § 61, soweit der Jagdinhaber leicht fahrl4ssig in drei aufeinanderfolgen-
den Jahren, unter Zusammenrechnung der in diesem Zeitraum von ihm getétigten Mindestab-
schiisse, die Summe der fiir diese drei Jahre fiir sein Jagdgebiet festgelegten Mindestabschiisse
fir Rotwild nicht bis zum Beginn der der dritten Schusszeit unmittelbar nachfolgenden
Schonzeit erfiillt und aulerdem der fiir die betreffende Wildregion in einer Verordnung geméf
§ 60 Abs 1 insgesamt festgelegte Mindestabschuss fiir Rotwild bis zum Beginn der Schonzeit
um mehr als 5 % unterschritten worden ist, oder er grob fahrldssig oder vorsétzlich den fiir
sein Jagdgebiet festgelegten Mindestabschuss nicht innerhalb der Schusszeit erfiillt;
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b) die Ubertretung der §§ 54, 62 bis 66, 70 bis 72a, 75, 76, 77 und 101 Abs 1, soweit dies grob
fahrldssig oder vorsitzlich erfolgt.

2. durch ein sonstiges Verhalten, auf Grund dessen sich das Mitglied als der Mitgliedschaft der
Salzburger Jagerschaft unwiirdig erweist.*

48. § 140 Abs 1 lautet:

,(1) Der Ehrenanwalt hat jede Anzeige einer Verletzung der Jigerehre in zweckdienlicher Weise auf
die Voraussetzungen fiir ein Ehrengerichtsverfahren zu priifen und sodann mit seinen Antrigen dem Eh-
rengericht zu {ibermitteln. Ist der Ehrenanwalt der Ansicht, dass die Voraussetzungen fiir ein Ehrenge-
richtsverfahren nicht vorliegen, kann er die Anzeige zuriicklegen. Hievon hat er den Vorsitzenden des
Ehrengerichtes zu verstandigen.*

49. Im § 158 werden folgende Anderungen vorgenommen:

49.1. Abs 1 Z 8 bis 8d wird durch folgende Bestimmungen ersetzt:
,»7a. den Bestimmungen der auf Grundlage des § 58a erlassenen Verordnungen zuwiderhandelt;

8. leicht fahrldssig in drei aufeinanderfolgenden Jahren, unter Zusammenrechnung der in diesem
Zeitraum von ihm getitigten Mindestabschiisse, die Summe der fiir diese drei Jahre fiir sein
Jagdgebiet festgelegten Mindestabschiisse fiir Rotwild nicht bis zum Beginn der der dritten
Schusszeit unmittelbar nachfolgenden Schonzeit erfiillt, wenn auBerdem der fiir die betreffende
Wildregion in einer Verordnung gemdll § 60 Abs | insgesamt festgelegte Mindestabschuss fiir
Rotwild bis zum Beginn der Schonzeit um mehr als 5 % unterschritten worden ist;

8a. grob fahrldssig oder vorsétzlich den fiir sein Jagdgebiet festgelegten Mindestabschuss nicht in-
nerhalb der Schusszeit erfiillt;

8b. den festgelegten Hochstabschuss tiberschreitet;
8c. sonst den §§ 59 bis 62 oder den im Abschussplan getroffenen Festlegungen zuwiderhandelt;*

49.2. Nach Abs 1 Z 15 wird eingefiigt:

»15a. gegen die Bestimmung des § 66a oder die auf dessen Grundlage erlassenen Verordnungen oder
individuellen hoheitlichen Rechtsakte verstofBt;

49.3. Nach Abs 1 Z 16 wird eingefiigt:

,»16a. sonst gegen die Bestimmungen der §§ 68 und 68a oder die auf deren Grundlage erlassenen Ver-
ordnungen oder individuellen hoheitlichen Rechtsakte verstoft;

49.4. Abs 1 Z 29 lautet:

,»29. den Bestimmungen der §§ 105 Abs 3 und 105a Abs 2 iiber das Anbringen und Entfernen der
Kennzeichnung gesperrter Gebiete zuwiderhandelt;

49.5. Abs 2 erster Satz lautet: ,Eine Verwaltungsiibertretung begeht auch und ist mit einer Geldstrafe bis
3.000 € zu bestrafen, wer den Bestimmungen der §§ 10 Abs 4, 21 Abs 2, 39 Abs 2, 56 Abs 1, 66 Abs 2
und 5, 67 Abs 5, 69, 87, 88, 89, 101 Abs 2 bis 5, 107 Abs 4 und 5, 108 Abs 2 und 115 Abs 1 Z 1, den
Bestimmungen der §§ 105 Abs 1, 106 Abs 2 und 107 Abs 3 wissentlich oder absichtlich, den hiezu erlas-
senen Verordnungen oder besonderen behdrdlichen Anordnungen zuwiderhandelt.*

49.6. Abs 5 entfdllt.

50. Der Text zu § 160b lautet:
»Soweit nicht ausdriicklich anderes angeordnet ist, gelten die in diesem Gesetz enthaltenen Verwei-
sungen auf bundesrechtliche Vorschriften als Verweisungen auf die letztzitierte Fassung:
1. Tierschutzgesetz — TSchG, BGBI1 I Nr 118/2004; Gesetz BGBI I Nr 86/2018;
2. Sicherheitspolizeigesetz — SPG, BGBI Nr 566/1991; Gesetz BGB1 I Nr 56/2018;
3. Waftfengesetz 1996 — WaffG, BGBI I Nr 12/1997; Gesetz BGBI I Nr 97/2018;
4. Wehrgesetz 2001 — WG 2001, BGBI I Nr 146; Gesetz BGBI I Nr 61/2018.*

51. Im § 163 wird angefiigt:

»(12) Die §§ 17 Abs 3 und 3a, 25 Abs 1, 37 Abs 1 und 2, 40 Abs 1, 45 Abs 1, 54 Abs 1, 58a, 60
Abs 1, 4 und 4b, 61 Abs 4, 66a, 68 Abs 1 bis 4 sowie Abs 5a, 6a, 8, 9 und 10, 68a, 69 Abs 1, 70 Abs 3
und 3a, 72a Abs4 und 5, 73 Abs 1, 3 und 4, 78 Abs 1, 79 Abs 5, 80 Abs 1, 87 Abs 1, 90 Abs 1 und 8,
90a, 100a, 101 Abs 5, 102, 103 Abs 2, 104 Abs 2, 104a Abs 2, 4 und 5, 104b Abs 4 bis 7, 105, 105a,
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105b, 114 Abs 1, 115 Abs 1, 119, 121 Abs 1, 122a, 123 Abs 4, 124 Abs 4, 125 Abs 1, 126 Abs 2, 128
Abs 1, 129 Abs 2, 131 Abs 3, 133 Abs 1, 135 Abs 7, 136 Abs 3, 138 Abs 2, 140 Abs 1, 158 Abs 1 und 2
sowie 160b in der Fassung des Gesetzes LGBI Nr ...../....... treten mit dem auf die Kundmachung dieses
Gesetzes folgenden Tag in Kraft. Gleichzeitig treten die §§ 73 Abs 2a und 158 Abs 5 auBler Kraft. Die zu
diesem Zeitpunkt laufende Jagdperiode (§ 5) hat am 1. Janner 2016 begonnen.

Artikel 11
Das Berufsjagergesetz, LGBl Nr 101/1993, zuletzt gedndert durch das Gesetz LGBI1 Nr 35/2017,

wird gedndert wie folgt:
1. § 9 Abs 2 lautet:

,(2) Die Erlassung und Anderung der Berufsjdger-Ausbildungsordnung hat durch die Salzburger Ja-
gerschaft zu erfolgen. Vor ihrer Erlassung oder Anderung ist die Salzburger Landarbeiterkammer zu
horen.*

2. Im § 9 wird angefiigt:

»(13) § 9 Abs 2 in der Fassung des Gesetzes LGBI Nr ...../....... tritt mit dem auf die Kundmachung
dieses Gesetzes folgenden Tag in Kraft.
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Erlduterungen
1. Allgemeines:

Die umfangreiche Novelle des Jagdgesetzes 1993 — JG, LGBI Nr 100, dient vor allem dazu, Defizite im
geltenden Recht und Probleme in der (Vollzugs-)Praxis zu beseitigen sowie zur Vereinfachung beizutra-
gen. Exemplarisch seien genannt: Entfall der jagdrechtlichen Bewilligungspflicht zur Verwendung von
Schallddampfern bei der Jagdausiibung; Erlaubnis zur Verwendung von ,,Kugelgewehren fiir Randfeuer-
patronen‘ bei der Jagdausiibung zur Erlegung jagdbarer Tiere — ausgenommen Schalenwild; Klarstellung
betreffend die Aneignung von besonders geschiitzten Wildarten (Haar- und Federwild); Verankerung
eines generellen Aussetzungsverbots von Tieren aus Wildtierzuchtgattern; Moglichkeit des Verfalles der
Trophéen von Stiicken der Klasse I und II, welche im Rahmen eines gemél3 § 90 JG behdrdlich angeord-
neten oder genehmigten Abschusses erlegt wurden; Schaffung einer Regelung beziiglich auftretender
invasiver gebietsfremder Arten; gesetzliche Verankerung eines Hegemeister-Stellvertreters; ex lege Sper-
re von Jagdgebieten oder Teilen derselben, in denen Gesellschaftsjagden durchgefiihrt werden, fiir die
Dauer einer solchen Jagd zur Vermeidung einer Gefihrdung von Personen und Sachen; Bewilligungs-
mdglichkeit von Kirrfiitterungen im Einzelfall.

Ein weiteres zentrales Anliegen, das mit der vorliegenden Novelle verfolgt wird, ist, dass mit ihrem In-
krafttreten Wildgehege (Gatter) nicht mehr bewilligt bzw errichtet werden diirfen und dass ab dem
1. Janner 2027 im Land Salzburg nach allen Seiten kiinstlich eingefriedete Wildgehege (Gatter) nicht
mehr zuldssig sein sollen. Nach der geplanten Regelung miissen nach allen Seiten kiinstlich eingefriedete
Gatter jedoch nicht notwendigerweise aufgelassen und Einfriedungen vollstindig entfernt werden. Viel-
mehr miissen kiinstliche Einfriedungen dergestalt gedffnet werden, dass sie fiir die in den umliegenden
Gemeinden heimischen und dort ganzjéhrig vorkommenden Wildarten passierbar sind. Es muss jedoch
verhindert werden, dass Schalenwildarten, welche im angrenzenden Bereich um das Gatter erheblichen
Schaden an land- und forstwirtschaftlichen Kulturen verursachen konnen, aus dem Gatter auswechseln.

Die ca achtjihrige Ubergangsfrist fiir bestehende Wildgehege scheint aus verfassungsrechtlichen Erwi-
gungen erforderlich und angemessen. Mit dem Verbot von Wildgehegen folgt Salzburg dem Beispiel
anderer Bundeslinder (vgl zB das Bgld JagdG 2017 und die Anderung des Wiener Jagdgesetzes durch
LGBI Nr 11/2017).

Die Anderungen betreffend Wildgehege sind nicht zuletzt im Hinblick auf § 3 JG und die darin normier-
ten offentlichen Interessen angezeigt (vgl zB den Grundsatz der Jagdausiibung geméB lit a, dass ein arten-
reicher und gesunder Wildbestand, der dem vorhandenen Lebensraum angemessen ist, zu erhalten ist).
Vor dem Hintergrund der Anpassung des Wildstandes an den vorhandenen Lebensraum und das natiirli-
che Asungsangebot wird die Fiitterung in Wildgehegen auf jene Zeitriume beschriinkt, welche die Wild-
fiitterungsverordnung, LGBI Nr 94/1996, vorgibt. Der Wildstand soll nicht durch das Einrichten kiinstli-
cher Fiitterungsmoglichkeiten aullerhalb von Notzeiten und des Vegetationsbeginns unnatiirlich hochge-
halten werden. Die natiirliche Mortalitétsrate von Wildtieren korreliert im Allgemeinen mit dem Nah-
rungsangebot im Lebensraum und stellt somit ein natiirliches Korrektiv fiir die Bestandeshohe dar. In der
Praxis bedeuten diese Anderungen, dass fiir alle sich in Wildgehegen befindenden Wildarten dieselben
Fiitterungsvorschriften gelten wie aulerhalb von Wildgehegen.

Dariiber hinaus wird mit der Novelle eine Klarstellung im Berufsjagergesetz, LGBl Nr 101/1993, getrof-
fen.

Die hier vorgeschlagenen Bestimmungen wurden bereits mit Beschluss der Landesregierung vom 29. Mai
2019 dem Landtag als Vorlage der Landesregierung (RV 373 BIgLT 16. GP, 2. Sess) zugeleitet und von
diesem in seiner Sitzung am 3. Juli 2019 zum Beschluss erhoben (419 BIgLT 16. GP, 2. Sess). Uber den
heutigen Vorschlag hinaus sah der damalige Gesetzesbeschluss eine Erweiterung der Mitwirkung der
Organe der 6ffentlichen Sicherheit an der Vollziehung des JG vor: So war im § 102 Abs 3 JG vorgesehen,
dass der Abschuss eines Hundes durch den Jagdausiibungsberechtigten der jeweiligen Gemeinde oder der
Bundespolizei zu melden ist, die, wenn moglich, den Tierhalter zu verstandigen haben. § 105 Abs 1 JG
normierte eine Mitwirkung der Organe des o6ffentlichen Sicherheitsdienstes bei der Durchsetzung von
Jagdgebietssperren. Im § 156 JG wurde der Umfang der Mitwirkung festgelegt. Auf Grund dieser Erwei-
terung der Mitwirkung von Bundesorganen wurde der Gesetzesbeschluss unmittelbar nach der Beschluss-
fassung des Landtages vom Landeshauptmann dem Bundeskanzleramt bekannt gegeben, um die erforder-
liche Zustimmung der Bundesregierung einzuholen (Art 97 Abs 2 iVm Art 98 B-VG). Die Bundesregie-
rung hat in ihrer Sitzung am 4. September 2019 beschlossen, gemif3 Art 98 B-VG die Zustimmung zu der
im Gesetzesbeschluss vorgesehenen Mitwirkung von Bundesorganen zu verweigern. Begriindend wurde
ausgefiihrt, dass die Verstindigung des betroffenen Hundehalters nicht zum Kernaufgabenbereich der
Bundespolizei gehore und den Polizeiinspektionen aulerdem keine Chiplesegerite zur Verfiigung stiin-
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den, weshalb der Hundehalter nicht ermittelt und verstdndigt werden konne. Weiters werde es nicht als
Aufgabe der Organe des 6ffentlichen Sicherheitsdienstes gesehen, fiir einen reibungslosen Ablauf bei der
Jagd zu sorgen. Vielmehr obliege es dem zustdndigen Jagdleiter, fiir die Einhaltung der notwendigen
Sicherheitsvorkehrungen zu sorgen. Die Bundesregierung verweist in diesem Zusammenhang auflerdem
auf den Tétigkeitsbericht des Rechnungshofes aus dem Jahr 2000 (Reihe Bund 2001/5, 165 ff), worin der
Rechnungshof die Feststellung getroffen habe, dass die Organe des 6ffentlichen Sicherheitsdienstes vor-
rangig ihre Kernaufgaben zu besorgen hitten und die Vornahme sogenannter ,,artfremder Téatigkeiten®
moglichst zu vermeiden wire. Auf Grund der Verweigerung der Zustimmung hatte die in den §§ 102
Abs 3, 105 Abs 1 und 156 JG vorgesehene Mitwirkung der Organe des 6ffentlichen Sicherheitsdienstes
zu entfallen. Der nunmehrige Gesetzesvorschlag ist um diese Bestimmungen bereinigt.

2. Verfassungsrechtliche Grundlage:

Art 15 Abs 1 B-VG; Art 120a bis 120c B-VG.

3. EU-Konformitit:

Das Vorhaben steht im Einklang mit dem Unionsrecht.
4. Kosten:

Zusitzliche Kosten fiir die Gemeinden sind durch die vorliegende Novelle nicht zu erwarten. Die im
neuen § 102 Abs 3 JG festgelegte Aufgabe der Gemeinde war wortgleich schon im bisherigen § 102 vor-
letzter Satz JG vorgesehen. Die in einigen Bestimmungen vorgesehenen zusitzlichen Zustdndigkeiten
bzw Aufgaben der Salzburger Jégerschaft (zB § 90a Abs 2 JG) und der Jagdbehorden (§ 66a, § 104a
Abs 5 JG) sind mit nicht ndher quantifizierbaren, aber jedenfalls nur geringen Mehrkosten fiir den jewei-
ligen Rechtstréger verbunden. Diesen Kosten stehen aber auch Einsparungen gegeniiber, wie sie sich etwa
aus dem Entfall der Bewilligungspflicht nach § 70 Abs 3a JG ergeben.

5. Ergebnis des Begutachtungsverfahrens:

Im Begutachtungsverfahren haben das Bundesministerium fiir Verfassung, Reformen, Deregulierung und
Justiz (BMVRDJ), das Bundesministerium fiir Inneres (BMI), die Stadt Salzburg vertreten durch die
Landesgruppe Salzburg des Osterreichischen Stidtebundes, die Gemeinden Anthering (mit Jagdleiter,
Ortsbauernschaft und Hegemeister) und NuBdorf am Haunsberg (mit der NuB3dorfer Jagerschaft und Orts-
bauernschaft), die Kammer fiir Arbeiter und Angestellte fiir Salzburg, die Landarbeiterkammer fiir Salz-
burg, die Kammer fiir Land- und Forstwirtschaft in Salzburg, die fiir den Naturschutz zustéindige Abtei-
lung des Amtes der Salzburger Landesregierung, die Landesumweltanwaltschaft (LUA), die Osterreichi-
sche Bundesforste AG (OBf AG), die Salzburger Jigerschaft, der Verein gegen Tierfabriken (VGT),
BirdLife Osterreich, die Mayr Melnhof Forstverwaltung Salzburg, der Naturschutzbund Salzburg, der
Wiener Tierschutzverein, die Land&Forst Betriebe Salzburg, der Landesverband Salzburg des Osterrei-
chischen Alpenvereins, der Dachverband ,,Jagd Osterreich® und Biirgerinnen und Biirger inhaltliche Stel-
lungnahmen abgegeben. Auf eine vollinhaltliche Wiedergabe dieser zum Teil umfangreichen Stellung-
nahmen an dieser Stelle wird verzichtet; sie konnen im Internet unter der folgenden Adresse abgerufen
werden: https://service.salzburg.gv.at/pub/get/attachments/18706

Zu § 17 Abs 3 JG betreffend das Vorpachtrecht auf einen Jagdeinschluss schldgt die Landwirtschafts-
kammer Salzburg eine Uberarbeitung des Personenkreises vor, dem ein qualifiziertes Vorpachtrecht zu-
steht. Diese Anregung findet Beriicksichtigung im Gesetzestext.

Von der LUA, dem VGT, von BirdLife Osterreich, dem Naturschutzbund Salzburg, dem Wiener Tier-
schutzverein, dem Osterreichischen Alpenverein sowie von Biirgerinnen und Biirgern wird die Aufnahme
des Goldschakals und/oder des Haselhahnes in § 54 Abs 1 JG abgelehnt. Die Naturschutzabteilung des
Amtes der Landesregierung lehnt die Bejagung des Haselhahnes ebenfalls ab, begriiit aber die Aufnahme
in § 54 Abs 1 JG im Fall der ganzjdhrigen Schonung. Die Stellungnahmen lassen sich im Wesentlichen in
der Befiirchtung zusammenfassen, dass durch Aufnahme in § 54 Abs 1 JG der Bejagung dieser Tiere der
Weg bereitet werde. Dazu ist auszufiihren, dass die Aufnahme des Goldschakals und des Haselhahnes in
§ 54 Abs 1 JG lediglich bewirkt, dass fiir diese Tierarten in der Schonzeiten-Verordnung, LGBl Nr
53/1996, eine Schonzeit auszuweisen ist. Sowohl fiir den Goldschakal als auch den Haselhahn wird in der
Verordnung eine ganzjdhrige Schonzeit (1. Janner bis 31. Dezember) verordnet werden. Betreffend die
Griinde darf auf die Erlduterungen zu § 54 JG verwiesen werden.

BirdLife Osterreich regt iiberdies die Herausnahme der Federwildarten Lachmdwe, Tafelente und Kri-
ckente aus dem geltenden Gesetz an. Dazu ist festzuhalten, dass in Salzburg der Lachmdwenbestand
ebenso wie der Bestand an Tafelenten und Krickenten stabil ist, die selteneren Krickenten sind ganzjéhrig
geschont. Eine diesbeziigliche Anderung des geltenden Rechtes ist darum nicht erforderlich.
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Von VGT, Naturschutzbund Salzburg, Wiener Tierschutzverein sowie Biirgerinnen und Biirgern wird das
Verbot der Kirrfiitterung im vorgeschlagenen § 66a JG begrii8t, gleichzeitig sprechen sie sich aber gegen
die Ausnahmen vom Verbot aus (betreffend Beutegreifer bzw Ausnahmegenehmigung) oder fordern eine
weitere Prizisierung der Ausnahmeerteilungsméglichkeit. Eine Anderung der Bestimmung soll nicht
erfolgen. Wie schon in den Erlduterungen zu § 66a JG ausgefiihrt, sind Kirrfiitterungen grundsitzlich
verboten. Nur in Einzelfillen bei Vorliegen besonderer Umstidnde, die dies erforderlich machen, kann die
Jagdbehorde mittels Bescheid eine Ausnahme erteilen, wobei sie hier Auflagen, Bedingungen und Befris-
tungen vorsehen kann. Eine Einschrinkung der Ausnahmeerteilung ist weiters dadurch vorgesehen, dass
Zustimmungserfordernisse gemidfl Abs 3 eingehalten werden miissen. Die Ausnahme fiir Beutegreifer
wird ebenfalls beibehalten, da die Bejagung dieser Wildarten im JG ohnehin bereits vorgesehen ist. Der
Schwerpunkt des neuen § 66a JG liegt auf der Lenkung von Schalenwild zur Wildschadensvermeidung
(beispielsweise Wildwintergatter oder etwa Lenkungsfiitterungen bei der Auflésung von Fiitterungen).
Das Anlegen von so genannten ,,Luderpldtzen” zur Erlegung von Beutegreifern féllt nach der Legaldefini-
tion nicht unter den Begriff der Kirrung und unterliegt keiner jagdrechtlichen Bewilligungspflicht. Schon
auf Grund des vollkommen anderen Zweckes und des enormen Verwaltungsaufwandes im Fall einer
Bewilligungspflicht wird diese als nicht zielfithrend erachtet. Die Vorgaben der Wildseuchenverordnung,
LGBI Nr 93/2001, sind beim Anlegen von Luderplétzen freilich zu beachten.

BirdLife Osterreich weist in seiner Stellungnahme darauf hin, dass Kirrfiitterungen in Naturschutzgebie-
ten und in Vogelschutzgebieten mit Bodenbriiterpopulationen nicht genehmigungsfahig sein sollen. Auch
hier bedarf es keiner Anderung im Gesetzesvorschlag, da Kirrfiitterungen ohnehin nur im Ausnahmefall
genehmigt werden. In vielen Féllen wird zudem auch eine naturschutzrechtliche Bewilligung erforderlich
sein.

Die Land&Forst Betriebe Salzburg sehen mit dem System der behdrdlichen Ausnahmegenehmigung
einen hohen Aufwand fiir Jdger und Behorden verbunden und sprechen sich deshalb fiir eine Umwand-
lung der Bewilligungspflicht in eine Meldepflicht aus. Um dem grundsétzlichen Verbot der Kirrfiitterung
Wirkung zu verleihen, wird diesem Vorschlag nicht gefolgt.

Betreffend die §§ 68 und 68a JG begriilen die LUA, der VGT, der Naturschutzbund Salzburg, der Wiener
Tierschutzverein sowie Biirgerinnen und Biirger das Verbot neuer und die Auflassung bestehender Wild-
gehege, erachten die Regelung aber als zu wenig weitgehend (insbesondere im Hinblick auf Ausnahme-
bestimmungen und Ubergangsfristen) und schlagen deshalb Erginzungen vor. Demgegeniiber regen die
Gemeinden Anthering (mit Jagdleiter, Ortsbauernschaft und Hegemeister) und NuB3dorf am Haunsberg
(mit der NuBdorfer Jagerschaft und Ortsbauernschaft), die Landwirtschaftskammer Salzburg, die Mayr
Melnhof Forstverwaltung Salzburg, die Land&Forst Betriebe Salzburg sowie andere Biirgerinnen und
Biirger die Beibehaltung der bestehenden gesetzlichen Regelungen an. Die Mayr Melnhof Forstverwal-
tung Salzburg hilt dem Gesetzesvorschlag auBlerdem entgegen, er sei wegen der Differenzierung nach
kiinstlicher und natiirlicher Einfriedung gleichheitswidrig bzw unsachlich. Vielfach wird aus unterschied-
lichsten Griinden auch die Fiitterungsregelung des neuen Abs 6a kritisiert. Unter Hinweis auf die in den
erlduternden Bemerkungen zu den betreffenden Bestimmungen ausgefiihrten Beweggriinde wird an den
vorgeschlagenen Regelungen festgehalten. Neue Wildgatter diirfen nicht mehr errichtet werden, wesentli-
che Anderungen von bestehenden Wildgehegen bediirfen einer Bewilligung der Landesregierung und
miissen mit der neuen Rechtslage im Einklang stehen (insbesondere diirfen sie den Zielsetzungen des
neuen § 68 Abs 9 und 10 JG nicht zuwiderlaufen, damit sind zB Anderungen ausgeschlossen, die eine
Offnung des Wildgeheges erschweren oder bewirken, dass die Wilddichte im Gehege von der Wilddichte
vergleichbarer natiirlicher Wildlebensraume stark abweicht). Dariiber hinaus wird eine Verpflichtung zur
Offnung der Einfriedungen von jenen Wildgehegen normiert, die nach allen Seiten kiinstlich eingefriedet
sind. Hierbei kann nicht von einer unsachlichen Regelung gesprochen werden, da bei diesen Gattern, im
Gegensatz zu allseitig kiinstlich eingefriedeten, ein Austausch der Wildtierpopulationen mit jenen der
Umgebung durch Ubergiinge im natiirlichen Geliinde stattfinden kann, weshalb fiir diese keine Vorgaben
notwendig sind. Um Schéden an land- und forstwirtschaftlichen Kulturen durch Schalenwild zu vermei-
den, wird die Ausnahmebestimmung des § 68 Abs 9 zweiter Satz JG eingefiigt. Betreffend die Jagd in
Wildgehegen wird vorgesehen, dass die zuldssigen Bejagungsarten auf die Pirsch-, die Ansitz- und die
Ansitz-Driickjagd eingeschriankt werden, um die Weidgerechtigkeit der Jagd sicherzustellen (§ 68 Abs 5a
JG). Ansitz-Driickjagden diirfen nur in der Zeit von 1. Oktober bis 10. Janner stattfinden. Die Jagd mit
Hundemeuten ist fiir simtliche Arten der Jagdausiibung verboten. Eine ausschlieBliche Ansitzjagd, wie es
in einigen Stellungnahmen vorgeschlagen wird, stellt kein geeignetes Mittel dar, die Wilddichte entspre-
chend dem vorliegenden Lebensraum anzupassen. Diese Bejagungsform bewirkt auf Grund ihrer notwen-
digen Haufigkeit eine grofere Storung des Wildlebensraumes als die sonstigen erlaubten Bejagungsfor-
men. Betreffend das kritisierte Fiitterungsverbot sei betont, dass der Wildstand nicht durch das Einrichten
kiinstlicher, bezogen auf vorhandene Wildarten unselektiv wirkende Fiitterungsmoglichkeiten auBerhalb
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von Notzeiten und des Vegetationsbeginns unnatiirlich hochgehalten werden soll. Die natiirliche Mortali-
titsrate von Wildtieren korreliert im Allgemeinen mit dem Nahrungsangebot im Lebensraum und stellt
somit ein natiirliches Korrektiv fiir die Bestandeshohe dar.

Die Naturschutzabteilung des Amtes der Landesregierung bringt Formulierungsvorschldge zu den §§ 68
Abs 9 und 68a JG ein, welche im Gesetzesentwurf zum Teil Beriicksichtigung finden sollen.

Die Salzburger Jigerschaft und der Dachverband ,.Jagd Osterreich* sprechen sich gegen die Bezugnahme
der Erlduterungen auf den Tierschutz als 6ffentliches Interesse am Grundrechtseingriff aus. Argumentiert
wird insbesondere, dass der Begriff ,, Tierschutz* nur im Sinne des bundesrechtlichen Tierschutzgesetzes,
BGBI I Nr 118/2004, verstanden werden konne und dieses nicht auf das Jagdrecht anwendbar sei. Eine
solche enge Interpretation des Begriffes ,,Tierschutz* wird in mehrerlei Hinsicht als problematisch ange-
sehen und deshalb abgelehnt. Um jegliche Zweifel aber auszurdumen, wird in den Erlduterungen klarge-
stellt, dass das 6ffentliche Interesse am jagdlichen Tierschutz (Weidgerechtigkeit) herangezogen wird.

Zu § 69 JG spricht sich BirdLife Osterreich dagegen aus, dass kiinstliche Aufzuchtstationen fiir Federwild
kiinftig als Anlagen fiir den Jagdbetrieb gelten sollen und die Zustimmung des Grundeigentiimers durch
Bescheid der Jagdbehdrde ersetzt werden kann. Weiters wird darauf hingewiesen, dass derartige Auf-
zuchtstationen in Naturschutzgebieten und EU-Schutzgebieten nicht bestehen sollen. Anderungen werden
aus folgenden Griinden nicht fiir erforderlich gehalten: Die Bestimmung des § 69 JG ist in untrennbarem
Zusammenhang mit dem neuen § 73 Abs 1 JG zu sehen. Durch die mit ihm vorgenommene Einfithrung
einer generellen Bewilligungspflicht jeglicher Aussetzungen ist die Salzburger Regelung gemeinsam mit
derjenigen in Vorarlberg die strengste ihrer Art. Im Fall einer bescheidméBigen Bewilligung von Auf-
zuchtstationen fiir Federwild werden etwa Auflagen in Bezug auf die Haltung (zB Mindestgrof3e der Auf-
zuchtstation) sowie der Beleg der Seuchenfreiheit des Bestandes vorgeschrieben. In den von BirdLife
Osterreich genannten Schutzgebieten kann zudem eine naturschutzrechtliche Bewilligung notwendig sein.
Die kritisierte Ersetzung der Zustimmung durch Bescheid der Jagdbehorde ist geltendes Recht und stellt
nur die Ausnahme dar.

Betreffend § 70 Abs 3 JG begriilen der VGT sowie Biirgerinnen und Biirger das Verbot der Verwendung
von elektronischen Lockgerdten, die vorgeschlagenen Ausnahmen lehnen sie allerdings ab. So auch der
Naturschutzbund Salzburg. Die LUA und BirdLife Osterreich fiihren in diesem Zusammenhang aus, dass
die geplanten Ausnahmen vom Verbot der Vogelschutzrichtlinie (§ 100a Z 6 JG) und der FFH-Richtlinie
(§ 100a Z 3 JG) widersprichen. Den Hinweisen wird durch eine Uberarbeitung des § 70 Abs 3 lit ¢ JG
Rechnung getragen, ein Verstofl gegen Unionsrecht konnte nicht festgestellt werden.

Das BMI und die Salzburger Jagerschaft weisen auf eine aktuelle Novelle zum Waffengesetz 1996 —
WaffG, BGBI I Nr 12/1997, hin, welche in § 70 JG beriicksichtigt werden solle. Dem Hinweis wird eben-
falls Rechnung getragen.

Betreffend § 72a JG regt ein Biirger an, das Intervall fiir die Uberpriifung der Fangvorrichtungen von 24
Stunden auf 12 Stunden zu verkiirzen. Dem wird nicht entsprochen, da eine Kontrollverpflichtung inner-
halb von ldngstens 24 Stunden aus wildokologischer Sicht als ausreichend erachtet wird. Auch die Ver-
wendung von elektronischen Fangmeldesystemen befreit nicht von der Pflicht, diese Intervalle einzuhal-
ten.

Der VGT, BirdLife Osterreich und der Naturschutzbund Salzburg begriiBen ausdriicklich, dass nun im
§ 73 Abs 1 JG eine generelle Bewilligungspflicht fiir die Aussetzung von Wild eingefiihrt wird. BirdLife
Osterreich fordert weiters, dass das Aussetzen dem Aufbau eines Bestandes oder der Wiederansiedlung
heimischer Wildtiere dienen soll. Diesbeziiglich darf auf die Erlduterungen zum vorgeschlagenen § 73 JG
verwiesen werden, die betonen, dass Ziel des Aussetzens von Wild der Aufbau eines Bestandes oder die
Wiederansiedlung heimischer Wildtiere sein wird und ein Aussetzen von Wild nicht automatisch eine
Bejagungsmoglichkeit eroffnet. Der VGT und der Naturschutzbund Salzburg bemingeln in diesem Zu-
sammenhang die Ausnahme gemiB Abs 4. Eine Anderung wird auf Grund dieser Stellungnahmen nicht
fiir erforderlich erachtet. Es wird darauf hingewiesen, dass die Aussetzungen ohnehin nur zum Bestan-
deswiederaufbau nach Tierseuchen oder zur Blutauffrischung aus Griinden der Erhaltung der genetischen
Vielfalt einer Wildpopulation nach einem Bewilligungsverfahren mdglich sind und daher im Einzelfall
genau gepriift werden.

Zu § 90 Abs 1 JG weisen die LUA und der Naturschutzbund Salzburg darauf hin, dass die Formulierung
missverstdndlich sein konnte (,,Wildtiere®) und iiberarbeitet werden sollte, um eine Vereinbarkeit mit der
Vogelschutzrichtlinie und der FFH-Richtlinie sicherzustellen. Diese Anregung findet Beriicksichtigung.
Die Landwirtschaftskammer Salzburg und die OBf AG sprechen sich gegen die Ausnahme des Abs 1 fiir
Gamswild in Kern- und Randzonen aus, da bei schadensverursachendem Gamswild ein unverziiglicher
Abschuss die einzige Moglichkeit sein konne, weitergehende Schiiden zu verhindern. Die OBf AG legt
dariiber hinaus einen Formulierungsvorschlag fiir eine Uberarbeitung des Abs 1 vor. Die Ausnahme fiir
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Gamswild in Kern- und Randzonen wird beibehalten, da sie erforderlich ist, um den Vorgaben der FFH-
Richtlinie zu entsprechen. Die Formulierungsvorschldge fiir Abs 1 finden allerdings teilweise Eingang in
den Gesetzesentwurf.

Betreffend § 90 Abs 8 JG sprechen sich die Landwirtschaftskammer Salzburg, die OBf AG, die Salzbur-
ger Jagerschaft sowie einige Biirgerinnen und Biirger gegen einen automatischen Verfall der Trophden
der erlegten Stiicke aus bzw schlagen alternative Regelungen vor. Die Land&Forst Betriebe Salzburg
verweisen auf Schreiben der Bayerischen Staatsforsten und der Gutsverwaltung Fischhorn, die die Ande-
rungen kritisch betrachten. Aus diesen Griinden erfihrt § 90 Abs 8 JG eine Uberarbeitung. Die Salzburger
Jagerschaft regt in diesem Zusammenhang die Aufnahme einer Festlegung an, wonach fiir im Rahmen
des § 90 JG erlegte Stiicke von Rotwild ein Fiitterungskostenbeitrag zu leisten ist. Dies soll im § 79 Abs 5
JG erfolgen.

Betreffend § 90a JG regt die Arbeiterkammer Salzburg eine Auflistung der invasiven gebietsfremden
Arten im JG, die LUA eine Auflistung der Arten, die fiir Salzburg relevant sind, auf der Homepage des
Landes Salzburg und der Salzburger Jagerschaft an. In diesem Zusammenhang weist auch die Salzburger
Jagerschaft darauf hin, dass von Jagdausiibungsberechtigten nicht erwartet werden konne, dass sie jeder-
zeit in Kenntnis der aktuellen Liste der invasiven Arten sind, weshalb § 90a JG eine Uberarbeitung erfah-
ren solle. Aus Anlass dieser Hinweise soll kiinftig auf der Homepage des Landes Salzburg und der Salz-
burger Jigerschaft eine aktuelle Liste zu finden sein. Eine Anderung des vorgeschlagenen § 90a JG wird
dafiir nicht als erforderlich erachtet.

Die Land&Forst Betriebe Salzburg duBlern sich skeptisch gegeniiber den Vorgaben des vorgeschlagenen
§ 90a JG. Der Wiener Tierschutzverein spricht sich gegen ToétungsmaBnahmen betreffend invasive ge-
bietsfremde Tierarten aus und argumentiert, dass die EU diese nicht erfordere. Es ist richtig, dass die
Mitgliedstaaten nicht unmittelbar auf Grund der Verordnung (EU) Nr 1143/2014 des Europédischen Par-
laments und des Rates vom 22. Oktober 2014 iiber die Pravention und das Management der Einbringung
und Ausbreitung invasiver gebietsfremder Arten (im Folgenden: ,,IAS-Verordnung®), ABI Nr L 317 vom
4. November 2014, zur Beseitigung von invasiven gebietsfremden Arten von unionsweiter Bedeutung, die
in ihrem Land bereits weit verbreitet sind, verpflichtet sind. Wie im Art 19 Abs 2 der IAS-Verordnung
vorgesehen, kdnnen die Managementmafnahmen die Beseitigung, die Populationskontrolle oder die Ein-
ddmmung der Population einer invasiven gebietsfremden Art zum Ziel haben. Laut Art 19 Abs 1 der IAS-
Verordnung sollen diese MaBBnahmen in angemessenem Verhéltnis zu den Auswirkungen auf die Umwelt
stehen, den besonderen Umstéinden in den Mitgliedstaaten angemessen sein und sich auf eine Kosten-
Nutzen-Analyse stiitzen. Samtliche Entscheidungen betreffend das Risikomanagement von weit verbreite-
ten invasiven gebietsfremden Arten liegen somit in der Hand der Mitgliedstaaten. An der vorgeschlage-
nen Regelung wird deshalb festgehalten.

Zu § 101 Abs 5 bzw § 105 Abs 1 JG merkt das BMI an, dass es nicht die Aufgabe der Organe des 6ffent-
lichen Sicherheitsdienstes sein solle, fiir die Sicherheit bei der Jagd zu sorgen. Die Stadt Salzburg weist
auf einen erhdhten Verwaltungsaufwand durch die Sperren hin. Der Osterreichische Alpenverein schligt
vor, dass Sperren aus Griinden der Jagdausiibung vor deren Durchfiihrung der Bezirksverwaltungsbehor-
de zur Kenntnis zu bringen sind, um Missbrauch vorzubeugen. Einige Biirgerinnen und Biirger sprechen
sich gegen die Sperre aus. Zur Gewéhrleistung eines hochst moglichen Sicherheitsniveaus wird an der ex
lege Sperre festgehalten. Die Mitwirkung der Organe des 6ffentlichen Sicherheitsdienstes wird aber auf-
gegeben. Eine Meldepflicht an die Bezirksverwaltungsbehorde wird nicht als notwendig erachtet.

Betreffend § 102 JG wird von VGT, Wiener Tierschutzverein sowie Biirgerinnen und Biirgern gefordert,
dass der Abschuss von Hunden und Katzen génzlich verboten wird. Der Naturschutzbund Salzburg weist
in diesem Zusammenhang darauf hin, dass die Wildkatze nur sehr schwer von einer dhnlich gemusterten
wildfarbenen Hauskatze zu unterscheiden ist, weshalb die Regelung betreffend den Abschuss von Katzen
entfallen solle. Die Landwirtschaftskammer Salzburg regt eine Uberarbeitung der Formulierung an. Am
unverdnderten Bestehen der vorgeschlagenen Bestimmung wird festgehalten. Diese MaBBnahmen unterlie-
gen strengen Voraussetzungen und sind zum Schutz der Wildtiere gegen jagende Hunde und umherstrei-
fende Katzen erforderlich. Es darf aber darauf hingewiesen werden, dass die Salzburger Jagerschaft wei-
terhin empfiehlt, von dieser gesetzlichen Ermachtigung nur im Ausnahmefall Gebrauch zu machen. Das
BMI merkt betreffend Abs 3 an, dass den Polizeiinspektionen keine Chiplesegerite zur Verfligung stehen,
um die Daten von Hundehaltern zu ermitteln. Aus diesem Grund solle es nicht die Aufgabe der Bundes-
polizei sein, den betroffenen Hundehalter zu benachrichtigen. Die Mitwirkung der Bundespolizei entfllt.

Der vorgeschlagene § 103 Abs 2 lit g JG wird vom VGT sowie von Biirgerinnen und Biirgern begriifit,
aullerdem wird eine Ausweitung des Tatbestandes auf Wildarten gemafl § 103 Abs 1 lit a JG vorgeschla-
gen. Eine diesbeziigliche Ergdnzung ist nicht erforderlich, da § 103 Abs 2 lit e JG ohnehin weitgehende
Verbote fiir diese Wildarten enthélt. Die Landwirtschaftskammer Salzburg schlidgt ebenso wie die
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Land&Forst Betriebe Salzburg eine Einschrinkung des Verbotes vor, um beispielsweise den Besitz von
Federn nicht zu kriminalisieren. Entsprechend diesen Anregungen wird eine Klarstellung vorgenommen.

Zur vorgeschlagenen Bestimmung des § 104a Abs 2 JG haben die Naturschutzabteilung des Amtes der
Landesregierung und die LUA angemerkt, dass das Abstellen der vorgeschlagenen Regelung allein auf
das Naturgeschehen in der Kulturlandschaft zu eng gefasst sei. Nach den Land&Forst Betriebe Salzburg
solle betreffend Abs 4 auBerdem klargestellt werden, dass ein Jagdausiibungsberechtigter nur dann einer
Meldepflicht unterliegt, wenn die verbotene Entnahme in seinem Jagdgebiet geschehen ist. Um diesen
Vorschlidgen zu entsprechen, werden Anderungen in den betreffenden Bestimmungen vorgenommen.

Zu § 104b merken die Land&Forst Betriebe Salzburg an, dass offene Fragen im Zusammenhang mit dem
Abschuss dieser besonders geschiitzten Tiere bestehen. Diesbeziiglich ist auf § 104a Abs 2 JG hinzuwei-
sen, nach dem der Jagdausiibungsberechtigte aneignungsbefugt ist, auerdem auf § 104b Abs 5 JG, der
die Landesregierung ermichtigt, ndhere Ausfiihrungen zu den Voraussetzungen und MafBinahmen nach
§ 104b Abs 4 JG festzulegen. Die Landwirtschaftskammer Salzburg regt eine Anderung der Formulierung
im vierten Spiegelstrich des Abs 4 an, welche Beriicksichtigung finden soll.

Das BMVRDIJ weist zu § 105 JG darauf hin, dass die detaillierten Vorgaben fiir die Hinweistafeln ledig-
lich den Erlduterungen, nicht aber dem Gesetzestext selbst zu entnehmen sind. Auch die LUA merkt die
umfangreichen Ausfiihrungen in den Erlduterungen tiber die Abwicklung der jagdlichen Sperren und die
fehlenden gesetzlichen Entsprechungen an. Diese Hinweise finden Beriicksichtigung im Gesetzesentwurf.
Keine Beriicksichtigung hingegen findet die Anregung der Mayr Melnhof Forstverwaltung Salzburg,
wonach festgelegt werden solle, dass nicht an der Jagd beteiligte Personen das Jagdgebiet auf den 6ffent-
lichen Wegen lediglich ziigig durchschreiten, sich dort aber nicht langer, als es dieser Zweck erforderlich
mache, aufhalten diirfen. Eine derart weitgehende Einschrinkung ist mit dem Recht zum freien Betreten
des Waldes gemédl3 § 33 Abs 1 Forstgesetz 1975, BGBI1 Nr 440, nicht vereinbar und daher nicht zuldssig.
Die Salzburger Jigerschaft regt eine Uberarbeitung der beispielhaften Aufzihlung von Wegen und Anla-
gen an, bei welchen das Sperrgebiet mittels Hinweistafeln zu kennzeichnen ist. Dies soll in den Geset-
zesentwurf iibernommen werden.

Das BMVRDI schligt eine Uberarbeitung der Bestimmung iiber den iibertragenen Wirkungsbereich der
Salzburger Jagerschaft vor, die in § 122a Abs 1 JG Eingang finden soll.

Die Salzburger Jagerschaft regt zu § 135 Abs 7 JG an, dass ihre Verordnungen nur dann mit dem der
Kundmachung auf der Homepage folgenden Tag in Kraft treten sollen, wenn in der kundzumachenden
Verordnung nicht ein spiteres Datum des Inkrafttretens angegeben wird. Dieser Anregung wird gefolgt.

Die LUA und der Naturschutzbund Salzburg regen im Zusammenhang mit § 150 JG eine Erweiterung an,
welche momentan nicht umgesetzt werden soll. Da sich eine Anderung des § 150 JG nicht als erforderlich
darstellt, wird er aus der gegenstdndlichen Novelle herausgenommen.

Das BMI sieht die Aufnahme von weiteren Aufgaben fiir die Organe des 6ffentlichen Sicherheitsdienstes
im § 156 JG als problematisch an. Dieser Hinweis findet Beriicksichtigung, von einer Anderung bzw
Erweiterung der geltenden Bestimmung wird Abstand genommen.

Uber die Bestimmungen des Begutachtungsentwurfes hinaus wird von der Landwirtschaftskammer Salz-
burg und der Salzburger Jigerschaft eine Reihe von Anderungsvorschligen eingebracht. Aus diesen soll
jener betreffend § 37 JG Beriicksichtigung finden und die grob fahrldssige oder vorsdtzliche Nichterfiil-
lung der Mindestabschiisse als Grund fiir die Auflosung eines Jagdpachtverhiltnisses aufgenommen wer-
den. AuBerdem werden die Anregungen betreffend die §§ 79 Abs 5, 138 Abs 2 und 140 Abs 1 JG beriick-
sichtigt. Die Landwirtschaftskammer Salzburg weist in ihrer Stellungnahme weiters auf das Erkenntnis
des VfGH vom 21.09.2015 zur Zahl E865/2015 hin, welches Aussagen zum Entschddigungsanspruch
nach dem Niederdsterreichischen Naturschutzgesetz 2000 enthalte, die auch fiir das JG relevant seien.
Diesbeziiglich ist festzustellen, dass die Niederosterreichische Rechtslage nicht mit der Salzburger
Rechtslage vergleichbar ist. Im Gegensatz zu Niederosterreich werden in den Salzburger Wild-
Europaschutzgebietsverordnungen auch konkrete Verbote festgelegt, sodass ein betroffener Grundbesitzer
bereits aus der Verordnung die Beschrankungen seiner Rechte genau absehen kann und eine Antragstel-
lung binnen einem Jahr ab der Verordnungserlassung gerechtfertigt ist. Eine spétere Antragslegitimation
wird deshalb nicht fiir erforderlich gehalten.

6. Zu den einzelnen Bestimmungen:
Zu Artikel I (Jagdgesetz 1993):
ZuZ2§17):

Gemil dem geltenden § 17 Abs 3 Z 1 JG ist der Jagdgebietsinhaber eines angrenzenden Eigenjagdgebie-
tes an einem Jagdeinschluss, der von mehreren Eigenjagdgebieten umgrenzt ist, vorpachtberechtigt, wenn
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er Miteigentiimer des Jagdeinschlusses ist, sein Miteigentumsanteil an der Flache des Jagdeinschlusses
mindestens ein Drittel betrdgt und das Eigenjagdgebiet zusammenhéngend zumindest an ein Fiinftel des
Umfangs des Jagdeinschlusses grenzt. Diese Regelung sollte der Klarstellung dienen (RV 286 BlgLT 15.
GP, 3. Sess, 22).

Demgegeniiber sollen nach der Judikatur des Landesverwaltungsgerichts Salzburg (LVwG 07.09.2016,
405-1/94/1/2-2016) Agrargemeinschaften als Jagdgebietsinhaber gemdBl § 17 Abs3 Z2 JG nur dann
vorpachtberechtigt sein, wenn eines oder mehrere ihrer Mitglieder (Mit-)Eigentiimer des gesamten Jag-
deinschlusses ist bzw sind.

Diese Differenzierung erscheint sachlich nicht gerechtfertigt. Daher wird durch die vorliegende Novelle
die Regelung des Vorpachtrechtes von Agrargemeinschaften an die Bestimmung des § 17 Abs3 Z 1 JG
angepasst.

Auf Anregung der Landwirtschaftskammer Salzburg im Rahmen des Begutachtungsverfahrens soll im
§ 17 Abs 3 und 3a JG eine weitere Klarstellung hinsichtlich des Personenkreises erfolgen, dem das quali-
fizierte Vorpachtrecht zusteht. Jagdeinschliisse konnen aus einem oder mehreren Grundstiicken bestehen,
die entweder einem Grundeigentiimer, mehreren Grundeigentiimern oder mehreren Personen im Mitei-
gentum gehoren. Die Intention des Gesetzgebers im Jahr 1993 war es, ein qualifiziertes Vorpachtrecht fiir
jene Jagdgebietsinhaber zu schaffen, die Eigentiimer von Teilen eines Jagdeinschlusses sind. Der Begriff
»Miteigentum® ist hierbei zu eng gefasst. Damit wird auler Acht gelassen, dass Jagdeinschliisse auch aus
mehreren Teilflichen bestehen konnen und diese unterschiedlichen Eigentiimern gehdren konnen. Aus
diesem Grund wird nun ausdriicklich normiert, dass ein qualifiziertes Vorpachtrecht ebenfalls zusteht,
wenn einem Eigenjagdgebietsinhaber Teilflachen des betreffenden Jagdeinschlusses im entsprechenden
Ausmal als Alleineigentiimer zustehen.

Zu Z 3 (§ 25):

Im § 25 Abs 1 werden die Begrifflichkeiten der lit a an das 2. Erwachsenenschutz-Gesetz, BGBI I
Nr 59/2017, angepasst. Die Voraussetzungen der Entscheidungsféhigkeit und Volljahrigkeit ersetzen jene
der Eigenberechtigung. Gemidf3 § 24 ABGB ist entscheidungsfahig, wer die Bedeutung und die Folgen
seines Handelns im jeweiligen Zusammenhang verstehen, seinen Willen danach bestimmen und sich
entsprechend verhalten kann.

ZuZ4(§37)und Z5 (§ 40):

Im Begutachtungsverfahren wurde von der Landwirtschaftskammer Salzburg eine Erweiterung der Mog-
lichkeit der Auflosung von Pachtverhiltnissen durch die Jagdbehorde fiir Félle der Nichterfiillung der
Mindestabschiisse durch den Pachter angeregt. Dieser Anregung wird Rechnung getragen und § 37 Abs 1
JG um eine Bestimmung (lit j) ergénzt, wonach die Jagdbehorde den Pachtvertrag auflésen kann, wenn
der Pachter grob fahrlédssig oder vorsitzlich den fiir sein Jagdgebiet festgelegten Mindestabschuss nicht
innerhalb der Schusszeit erfiillt. Dies stellt gemél § 158 Abs 1 Z 8a JG auch eine Verwaltungsiibertretung
dar.

Im Abs 2 erfolgt eine begriffliche Anpassung auf Grund von Anderungen im Bundesrecht (,,Insolvenzor-
dnung® statt ,,Konkursordnung®). Bei diesem Verweis handelt es sich lediglich um einen deklarativen
Verweis auf Bundesrecht, weshalb eine Aufnahme in § 160b JG nicht erforderlich ist.

Zu Z 6 (§ 45):

Nach bisheriger Rechtslage musste bei der Ausiibung der Jagd ein ,,Beleg® iiber die Einzahlung des Jah-
resbeitrags an die Salzburger Jagerschaft mitgefiihrt werden. Durch die nunmehrige Formulierung
(,,Nachweis* statt ,,Beleg®) wird klargestellt, dass ein Nachweis in Papierform nicht erforderlich ist. Der
Nachweis der Einzahlung kann in jeder beliebigen und geeigneten Form erfolgen. Damit sind jedenfalls
auch digitale Nachweise iiber die Einzahlung gemeint (zB via Mobiltelefon/Online-Banking).

ZuZ7 (§ 54):

Beim Goldschakal (Canis aureus) handelt es sich um eine eng mit dem Wolf verwandte Art der Hunde.
Seit 1987 gibt es vereinzelte Nachweise dieser nicht heimischen Wildart in Osterreich. 2007 wurde im
Nationalpark Neusiedler See — Seewinkel die erste Reproduktion gemeldet. Es wird bereits seit langerem
diskutiert, ob auch der Goldschakal in die Liste der invasiven gebietsfremden Arten aufgenommen wird.
Um im Bedarfsfall rasch reagieren zu kénnen, wird der Goldschakal nun auch in § 54 Abs 1 JG gelistet.
Folglich ist in der Schonzeiten-Verordnung eine Schonzeit (ganzjéhrig geschont) festzulegen.

Beim Rackelwild handelt es sich um eine Kreuzung von Auer- und Birkwild (meist Birkhahn und Auer-
henne). Die Wildart kommt demnach nur dort vor, wo diese beiden Arten aufeinandertreffen. Da die
Rackelhenne wegen ihrer Ahnlichkeit mit der Birkhenne nicht zweifelsfrei erkannt werden kann, wird die
Bejagung auf den Rackelhahn eingeschrénkt.
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Das Haselhuhn gehort wie das Auerhuhn und das Birkhuhn zu den RaufuBhithnern. Es ist im Anhang II
Teil B der Vogelschutzrichtlinie gelistet. Haselwild ist eine Wildart, die eine Leitart in bunt gemischten,
baumartenreichen Wéldern darstellt. Mit der Entfernung der forstlich wenig ertragreichen Arten wie Bir-
ke, Espe, Weide und Eberesche werden dem Haselhuhn oft die zur Wintererndhrung erforderlichen
Baumarten entzogen. Um die Wildart und den Bestand zu fordern, sind eine objektive, regelméiBige Be-
standserfassung und Beobachtung der Populationsentwicklung erforderlich. Ohne die Mitwirkung der
Jager wird es flir die Allgemeinheit schwierig, mehr Informationen iiber die Verbreitung und die Bestan-
desentwicklung dieser heimlichen Wildart zu bekommen. Die Jégerschaft kann iSd § 3 JG (vgl insbeson-
dere lit a, b und ¢) einen wesentlichen Beitrag im 6ffentlichen landeskulturellen Interesse sowie zur lang-
fristigen Sicherung dieser Wildart leisten:

Zunéchst soll das Haselwild durch die Aufnahme des Haselhahnes in § 54 JG und durch Verordnung
einer ganzjéhrigen Schonzeit (vgl die Schonzeiten-Verordnung) bei der Jagerschaft an Bedeutung gewin-
nen. In der Folge sollen Beobachtungen und indirekte Nachweise (zB Funde von Huderstellen, von Tritt-
siegeln in Schlamm oder Schnee, Mauserfedern oder Losung) gesammelt werden. Auch die aktive Ver-
besserung der Lebensrdume in den verbliebenen Restvorkommen wird angestrebt (zB durch die Entfich-
tung von Bachldufen zugunsten von Erlen-Eschen-Weidensdumen und die Schaffung von Deckungsmdg-
lichkeiten durch Boschungsgestaltung bei ForststraBen etwa durch Griinerlen und Haselnussstauden).
Gerade beim Haselwild wirkt sich die Verbesserung des Lebensraumes durch die Férderung von Pionier-
baumarten und Verbesserung der Waldstruktur besonders positiv auf die Bestandesentwicklung aus.

Zu Z 8 (§ 58a):

Im Zusammenhang mit der Wilddkologischen Raumplanung wird im § 58a JG die Moglichkeit der Aus-
weisung von MaBnahmengebieten geschaffen. Dabei handelt es sich um durch Verordnung bestimmte
Gebiete, fiir welche raumlich und zeitlich begrenzt MaBBnahmenpakete fiir ein umfassendes und regional
angepasstes Wald-, Wild- oder Umweltmanagement festgelegt werden.

Konkret ist im Abs 1 festgelegt, dass die Landesregierung von Amts wegen oder auf Antrag eines be-
troffenen Grundeigentiimers, der Salzburger Jagerschaft oder des forsttechnischen Dienstes fiir Wildbach-
und Lawinenverbauung bestimmte Teilgebiete oder eine Gesamtfliche von Jagdgebieten, Wildregionen
und/oder Wildbehandlungszonen durch Verordnung zu Mallnahmengebieten erkldren kann. Fir dieses
Gebiet werden durch die Verordnung an die jeweiligen Ortlichen Erfordernisse angepasste Ma3nahmen
zur Erfiillung der Grundsitze fiir die Ausiibung des Jagdrechtes gemél § 3 JG (Erhaltung des Wald-,
Wild- und Umweltgleichgewichtes) festgelegt. Die Mallnahmen zielen beispielsweise auf die Vermei-
dung bzw Bekdmpfung von Wildschiden oder die Erhaltung von Wildlebensrdumen ab. Vor Erlassung
der Verordnungen sind die betroffenen Grundeigentiimer, die Salzburger Jagerschaft und der forsttechni-
sche Dienst fiir Wildbach- und Lawinenverbauung, soweit sie nicht selbst Antragsteller sind, sowie die
Kammer fiir Land- und Forstwirtschaft in Salzburg und die Salzburger Landarbeiterkammer zu horen
(Abs 3).

Die Ausweisung als Mafinahmengebiet darf nur zeitlich befristet, nimlich langstens bis zum Ende einer
Jagdperiode, erfolgen. Die zeitliche Befristung stellt sicher, dass die Mallnahmenpakete {iberwacht und
einer Erfolgskontrolle unterzogen werden kdnnen.

Die MalBnahmen konnen verschiedene Wildarten betreffen, also nicht nur Schalenwild. Sie konnen in
Form von Einschrinkungen und/oder Ausweitungen der sonst giiltigen jagdrechtlichen Bestimmungen
bestehen. Zu diesem Zweck legt Abs 2 ausdriicklich fest, dass als Malnahme im Rahmen der Mafinah-
mengebiete auch die Abweichung von den jagdrechtlichen Bestimmungen der §§ 54, 55, 56, 58, 59, 60,
61, 62, 65, 66, 66a, 70 und 103 JG festgesetzt werden kann. Weiters wird klargestellt, dass mit den Mal3-
nahmengebietsverordnungen auch Abweichungen von bereits erlassenen Verordnungen vorgenommen
werden konnen. Die Vereinbarkeit der Mallnahmengebietsverordnung mit dem Unionsrecht (insbesonde-
re der Vogelschutzrichtlinie und der FFH-Richtlinie) ist dennoch sicherzustellen.

Das wesentliche Anliegen des § 58a JG ist es, jagdliche MaBBnahmen organisatorisch in einem gréfleren
Rahmen und iiber sonst bestechende Grenzen hinweg zu ermdglichen. Kleinrdumige und unkoordinierte
Vorgehensweisen sollen zugunsten einer grofraumigen MaBnahmenergreifung aufgegeben werden kon-
nen. Nur auf dieser iibergeordneten Ebene ist es moglich, Wildarten im Gesamtlebensraum so zu bewirt-
schaften, dass einerseits waldgefihrdende Wildschdaden vermieden und andererseits ein gesunder, lebens-
fahiger Wildbestand erhalten bleibt.

Im Hinblick auf Anwendungsmalstab und Flexibilitdt stehen die MaBBnahmen in MalB3nahmengebieten
zwischen den jagdbetrieblichen Anordnungen in den Wildbehandlungszonen (Kern-, Rand- und Freizone)
und den § 90-Anwendungen. Durch die Ausweisung von MaBnahmengebieten kann die Gesamtzahl an
diesbeziiglichen jagdrechtlichen Einzelverfahren reduziert werden.
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Als Anwendungsfall eines solchen MaBinahmengebietes ist beispielsweise die erstmals mdgliche Erlas-
sung eines einheitlichen Abschussplanes fiir Kern-, Rand- und Freizone zu nennen.

Die Ermoglichung solcher Gebiete entspricht den Empfehlungen im Endbericht zur Evaluierung der
Wildokologischen Raumplanung im Bundesland Salzburg (Mai 2018) von Dr. Susanne Reimoser und
Prof. DI Dr. Friedrich Reimoser vom Forschungsinstitut fiir Wildtierkunde und Okologie der Veterinir-
medizinischen Universitdit Wien (vgl Pkt 3.6.9). Im Rahmen des Projektes wurden die Wildokologische
Raumplanung (Umsetzung, Auswirkungen) unter Beriicksichtigung der Entwicklung der Wild-Umwelt-
Situation im Bundesland Salzburg (Vergleich 1993 — 2016) evaluiert und daraus Vorschlidge flir ein integ-
rales Wildmanagement, insbesondere zur Reduzierung bzw Beibehaltung des Schalenwildeinflusses in
einem waldvertrdglichen Ausmal} sowie zur Anpassung der Wildbehandlungszonen an die tatsichlichen
Verhiltnisse abgeleitet. Weiters soll damit den Empfehlungen des Rechnungshofes im Bericht fiir Salz-
burg (Bericht des Rechnungshofes, Schutz- und Bannwilder in Salzburg, Tirol und Vorarlberg, 2015/9)
nachgekommen werden. Dieser empfahl ua, moglichst rasche und umfassende Sanierungsmafnahmen im
Schutzwald zu treffen, da die Bedingungen fiir nachwachsende Bédume in Schutzwéldern auf Grund ihrer
meist exponierten Lage sehr schwierig und eine Wiederherstellung der vollen Funktionsfahigkeit zu ei-
nem spiteren Zeitpunkt nur mehr durch hohen Mitteleinsatz fiir begleitende technische Mafinahmen mog-
lich ist (TZ 3), auBerdem eine flaichendeckende Detailplanung priaventiver Mallnahmen zur Vermeidung
von Wildschidden vorzunehmen (TZ 17).

Zu Z9 (§ 60):
Zu Z9.1:

Erforderliche Anderungen der Festlegungen in Abschussplinen sind bereits nach dem geltenden Recht bis
zum 15. Mérz jeden Jahres vorzunehmen. Die entsprechende Verordnung ist von Amts wegen zu erlas-
sen; ein Antragsrecht besteht nicht. In der Praxis kommen Anregungen oder Vorschlige zur Anderung der
Festlegungen vielfach aus den Wildregionen. Um die Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben sicherzustel-
len, wird nunmehr im § 60 Abs 1 JG festgelegt, dass die Landesregierung derartige Anregungen oder
Vorschldge nur beriicksichtigen kann, wenn sie bis spétestens 1. Februar des betreffenden Jahres bei der
Landesregierung (tatsichlich) einlangen. Das heif3t, langt eine Anregung nach dem 1. Februar 2020 bei
der Landesregierung ein, kann die Anregung bei einer allfilligen Anderung der Festlegungen im Jahr
2020 nicht beriicksichtigt werden. Dessen ungeachtet ist die Landesregierung freilich befugt, die Festle-
gungen in Abschussplidnen auf Grund des Gesetzes amtswegig zu édndern.

ZuZ792:

Zur Ermittlung der fiir die Abschussplanung mafBgeblichen tatséchlichen Verhéltnisse hat die Salzburger
Jagerschaft — in der Praxis der Hegemeister als Bezirksorgan der Salzburger Jagerschaft — gemaf § 60
Abs 3 JG vor Erlassung der Jahresabschussplanbescheide (§ 60 Abs 4 JG) fiir jede Wildregion eine Ab-
schussplanbesprechung durchzufiihren. Zu dieser sind die im Gesetz genannten Vertreter einzuladen.
GemalB § 133 Abs 2 lit ¢ JG obliegt es dem Hegemeister, die fiir die Abschussplanbesprechung notwendi-
gen Unterlagen zur Ermittlung der fiir die Abschussplanung mafgeblichen tatsdchlichen Verhéltnisse
vorzubereiten. Da der Hegemeister gemaBl § 133 Abs 2 lit d JG an der Abschusskontrolle mitwirkt, und
bei jeder Abschussplanung geméf § 59 Abs 2 JG die in den Vorjahren getdtigten Abschiisse, das nachge-
wiesene Fallwild, das Ausmal} und die Entwicklung der Wildschdden am Wald sowie der Gesundheitszu-
stand und die Sozialstruktur des Wildes zu beriicksichtigten sind, erstattet meist der Hegemeister den
Vorschlag fiir den Inhalt der Abschussplédne, der die Diskussionsgrundlage fiir die Besprechung darstellt.
Auch fiir den Jahresabschussplan der Hegegemeinschaft erstattet der Hegemeister einen Vorschlag, da er
gemil § 133 Abs 2 lit b JG an den Mitgliederversammlungen und Ausschusssitzungen der Hegegemein-
schaft teilzunehmen und dort die Einhaltung der jagdlichen Vorschriften, insbesondere hinsichtlich des
Abschussplanes und der Wildfiitterung, zu beobachten hat. Um sicherzustellen, dass der Hegemeister zur
Erflillung seiner Funktion bei der Abschusskontrolle (§§ 62 und 64 JG) Kenntnis der in der Folge erlasse-
nen Jahresabschussplanbescheide hat, ist es erforderlich gesetzlich klarzustellen, dass diese sowohl ihm
als auch seinem Stellvertreter zuzustellen sind.

Zu793:

Auf Grund der Lebensweise des Rot- und Gamswildes und seiner Bewirtschaftung im Rahmen der wild-
okologischen Raumplanung kann es erforderlich sein, dass im Jahresabschussplan einer Hegegemein-
schaft gemil3 § 60 Abs 4 JG auch ein nicht aufgeteilter Hochst- oder Ersatzabschuss festgelegt wird, um
beispielsweise die Sozialstruktur des Wildes (Geschlechterverhéltnis und Altersstruktur) in der Ab-
schussplanung beriicksichtigen zu konnen. Die Zahl der nicht aufgeteilten Abschiisse ist in den Jahresab-
schussplinen der Jagdgebiete, die in der betreffenden Wildregion liegen, ersichtlich zu machen.
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Die Moglichkeit des Ersatzabschusses bei Rotwild wird in der Verordnung gemil3 § 59 Abs 3 JG (Ab-
schussrichtlinienverordnung, LGBI1 Nr 33/1997) dahingehend verankert werden, dass die als ,,Ersatzab-
schuss“ angegebene Stiickzahl der Klasse II unter Anrechnung auf den Hochstabschuss anstelle von Stii-
cken der Klasse I erlegt werden kann.

Zu Z 10 (§ 61):

Risse von Braunbdr, Wolf, Luchs und Goldschakal werden auf den Abschussplan angerechnet, wenn es
einen eindeutigen Nachweis (C1-Nachweis) oder einen bestétigten Hinweis (C2-Nachweis) fiir den Riss
durch einen dieser groflen Beutegreifer gibt.

Bei den Nachweisen wird an die so genannten SCALP-Kategorien (,,Status and Conservation of the Alpi-
ne Lynx Population®), die fiir das ldnderiibergreifende Luchs-Monitoring von KORA entwickelt wurden,
angekniipft.

Als C1-Nachweis/eindeutiger Nachweis ist zu qualifizieren, womit mit an Sicherheit grenzender Wahr-
scheinlichkeit nachgewiesen werden kann, dass Wild von einem der genannten grof3en Beutegreifer geris-
sen worden ist. Ein C2-Nachweis/bestétigter Hinweis ist zB ein von einer erfahrenen Person tiberpriifter
Hinweis, der den Riss durch einen der genannten gro3en Beutegreifer belegt. Die erfahrene Person (zB
Jagdschutzorgan) kann den Hinweis selbst im Feld oder anhand einer Dokumentation von einer dritten
Person bestitigen.

Als Belege iSd § 61 Abs 4 JG kommen daher beispielsweise in Betracht: fachméannisch nachgewiesenes
und dokumentiertes Rissbild, genetische Spuren vom Beutegreifer am gerissenen Wild etc.

Zu Z 11 (§ 66a):

Kirrfiitterungen waren bislang im JG nicht geregelt; vgl allerdings den bisherigen § 5 Wildfiitterungsver-
ordnung.

Im § 66a Abs 1 JG wird nunmehr bestimmt, was unter Kirrfiitterungen iSd JG zu verstehen ist. Das Anle-
gen von so genannten ,,Luderpldtzen” zur Erlegung von Beutegreifern fillt nach der Legaldefinition nicht
darunter und unterliegt damit keiner jagdrechtlichen Bewilligungspflicht. Die Vorgaben der Wildseu-
chenverordnung sind beim Anlegen von Luderplitzen freilich zu beachten. Das Fiittern von Rehwild an
Rehwildfiitterungen sowie das Fiittern von Fasanen an Fasanschiitten in den in der Wildfiitterungsverord-
nung festgelegten Zeitrdumen fallt ebenfalls nicht unter den Begriff der Kirrung; die Zuléssigkeit derarti-
ger Fiitterungen ergibt sich aus § 65 Abs 2 JG.

Kirrfiitterungen sind grundsétzlich verboten (Abs 2 leg cit), konnen aber, wenn besondere Umstdnde dies
erforderlich machen, im Einzelfall von der Jagdbehorde (§ 148 JG) mit Bescheid genehmigt werden.
Auflagen, Bedingungen und Befristungen sind zuléssig (§ 151 JG). Die Behorde ist insbesondere berech-
tigt, Zweck, Lage und Ort, die zur Kirrung verwendeten artgerechten Lock- oder Futtermittel, die Art der
Vorlage der Futtermittel und den Zeitraum der Ausnahmebewilligung vorzuschreiben. Besondere Um-
stinde wéren beispielsweise, wenn Lenkungsfiitterungen (Kirrketten) als Begleitmafinahme bei der Auf-
lassung oder Verlegung von Fiitterungen unerlisslich sind, um erhebliche Schéden an land- und forstwirt-
schaftlichen Kulturen zu verhindern.

Im § 66a Abs 3 JG werden Zustimmungserfordernisse geregelt. Weist der Antragsteller die erforderlichen
Zustimmungen nicht vor, ist die Genehmigung der Kirrfiitterung in jedem Fall ausgeschlossen.

§ 66a Abs 4 JG verpflichtet die Behorde, verwaltungspolizeiliche Mallnahmen gegen rechtswidrige Kirr-
fiitterungen zu ergreifen. Ob die Kirrung gegen das JG, eine auf dessen Grundlage erlassene Verordnung
oder einen individuellen hoheitlichen Rechtsakt (zB Bescheid, Erkenntnis) verstoft, ist dabei ohne Be-
deutung.

Néhere Vorschriften zur Ausgestaltung von Kirrfiitterungen werden in der Wildfiitterungsverordnung
geregelt.

Zu Z 12 (§ 68):
Zu Z 12.1:

Wildgehege (Gatter) iSd § 68 JG miissen vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes nach dem JG bewilligt
worden sein. Eine Bewilligung nach diesem Zeitpunkt ist nicht moglich. Zu verfassungsrechtlichen Fra-
gen in diesem Zusammenhang vgl zu Z 12.5. Klargestellt wird, dass von der hier angefiihrten Regelung
explizit nur Wildgehege (Gatter) umfasst werden. Ein Wildwintergatter (§ 67 JG), in diesem wird das
Wild nicht ganzjdhrig gehalten, ist weiterhin einem Bewilligungsverfahren zugénglich. Wie bisher (gel-
tender § 68 Abs 2 letzter Satz JG) ist vorgesehen, dass die Bewilligung erlischt, wenn ein Wildgehege
iiber einen Zeitraum von fiinf Jahren nicht betrieben wird.
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Da ab Inkrafttreten der Novelle keine neuen Wildgehege (Gatter) mehr bewilligt werden diirfen, ist § 68
Abs 2 und 3 JG anzupassen. Wesentliche Anderungen von rechtmifig bestehenden (dh vor Inkrafttreten
der Novelle genehmigten) Wildgehegen bediirfen (weiterhin) der Bewilligung der Landesregierung.

Als weitere Bewilligungsvoraussetzung iSd § 68 Abs 4 JG (kiinftig nur noch fiir Anderungen von Wild-
gehegen relevant) wird in lit e nF normiert, dass die geplante Anderung nicht den Zielsetzungen der neu-
en Abs 9 und 10 zuwiderlaufen darf. Damit sind zB Anderungen ausgeschlossen, die eine Offnung des
Wildgeheges erschweren oder bewirken, dass die Wilddichte im Gehege (stirker) von der Wilddichte
vergleichbarer natiirlicher Wildlebensraume abweicht. Die schon bisher im Gesetz enthaltenen Bewilli-
gungsvoraussetzungen bleiben inhaltlich unverdndert; die neue lit f entspricht der bisherigen lite, die
neue lit g der bisherigen lit f.

Zu 7.12.2:

§ 68 Abs 5a JG normiert Vorgaben fiir die Jagdausiibung in Wildgehegen (Gattern); diese zielen auf die
Grundsitze der Weidgerechtigkeit ab (§ 70 JG). Durch die Einschrankung der zuldssigen Bejagungsarten
auf die Pirsch-, die Ansitz- und die Ansitz-Driickjagd kann unter Bedachtnahme auf die GréBe der beste-
henden Wildgehege die Weidgerechtigkeit der Jagd sichergestellt werden. Ebenfalls im Sinne der Weid-
gerechtigkeit wird die Jagd mit Hundemeuten (Rudeln) verboten. Bei Hundemeuten handelt es sich um
mehr als drei Hunde pro Hundehalter; Einzelhunde jagen und stobern im Gegensatz zu Meuten jeweils fiir
sich und nicht in einem ,,abgestimmten® Rudel.

Bei der Pirsch schleicht sich der Jager leise und gegen den Wind mdglichst nahe an das Wild an. Es han-
delt sich dabei um keine Form der Gesellschaftsjagd.

Unter einer Ansitz-Driickjagd versteht man eine Kombination aus Ansitzjagd (ein Teil der Jager wartet
auf Stinden, beobachtet das Wild, spricht es an und erlegt es gegebenenfalls) sowie einer Driickjagd.
Driickjagd bedeutet, dass Treiber das Wild langsam aus den Einstdnden driicken und es in Bewegung
bringen. Diese Art der Jagd findet zumeist im Wald oder im Gebiisch statt. Die Treiber sind dabei viel
langsamer und geméBigter unterwegs als bei der Treibjagd. Weil das Wild vorwiegend seine gewohnten
Wechsel bei der Flucht verwendet, kommt es nahe an die wartenden Jéger.

Zu 7Z12.3:

In Wildgehegen soll der Wildstand nicht durch das Einrichten kiinstlicher Fiitterungsmdglichkeiten au-
Berhalb von Notzeiten und des Vegetationsbeginns unnatiirlich hochgehalten werden. Sollten in Wildge-
hegen Kirrfiitterungen oder Ablenkfiitterungen zum Schutz der land- und forstwirtschaftlichen Kulturen
genehmigt werden, so sind diese im Bedarfsfall technisch so auszugestalten, dass vorgelegte Futtermittel
von anderen Schalenwildarten nicht aufgenommen werden konnen. Vorschreibungen finden sich, wenn
ndtig, im Bewilligungsbescheid.

ZuZ12.4:

§ 68 Abs 8 erster Satz JG kann entfallen. Die iibrigen auf Wildgehege anzuwendenden Bestimmungen
(insbesondere § 68 Abs 5 und 6 JG) scheinen ausreichend, um einen ordnungsgeméfBen Betrieb von
Wildgehegen sicherzustellen.

§ 68 Abs 8 zweiter Satz JG entfillt ebenfalls. Auch fiir das im Wildgehege gehegte Wild gelten nunmehr
die gesetzlichen Bestimmungen iiber Schonzeit und Abschussplanung. Unter dem Begriff des ,,gehegten
Wildes* sind jene Wildarten zu verstehen, die bescheidméfig anerkannt worden sind.

Zu Z12.5:
Infolge des Entfalls des bisherigen § 68 Abs 8 JG erhilt der bisherige Abs 9 die Bezeichnung Abs 8.

Wildgehege diirfen kiinftig nicht mehr errichtet werden (vgl zu Z 12.1). Bestehende Wildgehege, die nach
allen Seiten kiinstlich eingefriedet sind, miissen nach einer ca achtjihrigen Ubergangsfrist (entspricht
rund einer Jagdperiode gemdl § 5 JG) gedftnet werden. Durch die Anordnung im neuen § 68 Abs 9 JG
wird die Rechtskraft von Bescheiden, mit denen Wildgehege in der Vergangenheit bewilligt worden sind,
durchbrochen. Dies bedeutet einen Eingriff in verfassungsgesetzlich gewihrleistete Rechte (zu denken ist
insbesondere an Eigentums- und Erwerbsfreiheit sowie den Gleichheitssatz), der im konkreten Fall ge-
rechtfertigt ist. Die durch § 68 nF JG bewirkten Beschrinkungen der Eigentums- und Erwerbsfreiheit
liegen im offentlichen Interesse jedenfalls der Weidgerechtigkeit als jagdlichem Tierschutz (vgl V{Slg
20.205/2017 sowie § 2 B-VG Nachhaltigkeit, BGBI I Nr 111/2013). Die Regelung ist zur Zielerreichung
geeignet und erforderlich. SchlieBlich liberwiegt das 6ffentliche Interesse an der Weidgerechtigkeit auch
die durch das Verbot von Wildgehegen bewirkte punktuelle (!) Einschrinkung der Jagd bzw der Freiheit
des Eigentums und der Erwerbsbetdtigung. Die Eingriffe in Eigentumsgarantie und Erwerbsfreiheit sind
daher als verhiltnismiBig anzusehen, wofiir im Ubrigen auch die ca achtjihrige Ubergangsfrist spricht.
Sie gewdhrleistet, dass sich Betroffene innerhalb angemessener Zeit auf die neue Rechtslage einstellen
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und entsprechend disponieren konnen. Durch eben diese Ubergangsfrist ist zudem sichergestellt, dass der
durch den Gleichheitssatz garantierte Vertrauensschutz nicht verletzt wird. Es kommt zu keinem plétzli-
chen Eingriff in bestehende Rechte. Vgl zur Angemessenheit von Ubergangsfristen zB VfSlg
11.402/1987, 15.523/1999 und 19.972/2015.

Kernstiick der Regelung ist die Verpflichtung zur Offnung der Einfriedungen jener Wildgehege, die nach
allen Seiten kiinstlich eingefriedet sind. Gatter, die nicht nach allen Seiten kiinstlich eingefriedet sind,
sind von der Pflicht nach § 68 Abs 9 erster Satz JG nicht erfasst und miissen daher nicht gedffnet werden.
Bei diesen Gattern ist nimlich — im Unterschied zu allseitig kiinstlich eingefriedeten Gattern — durch
Uberginge im natiirlichen Geldnde ohnedies gewihrleistet, dass ein Austausch der heimischen Wildtier-
populationen mit jenen der Umgebung — mit Ausnahme der schadensverursachenden Wildarten
(Schwarz- und Rotwild) — stattfindet. Die Offnung hat (mithilfe technischer Einbauten) dergestalt zu
erfolgen, dass das (einstige) Gatter von sdmtlichen in der Umgebung heimischen und ganzjéhrig vor-
kommenden Wildarten passierbar wird. Soweit dies mit § 68 Abs 9 zweiter Satz JG vereinbar ist, kann
die Passierbarkeit freilich auch dadurch erreicht werden, dass die kiinstlichen Einfriedungen vollstidndig
entfernt werden. Vgl in diesem Zusammenhang auch § 68a JG; demnach kann die Entfernung kiinstlicher
Einfriedungen geboten sein. Allerdings ist § 68a JG nur bei freiwilligen und von der Behdrde angeordne-
ten Auflosungen von Wildgehegen anwendbar.

Flankierende Regelungen sind vorgesehen:

Durch § 68 Abs 9 zweiter Satz JG soll gewihrleistet werden, dass es im Rahmen der Offnung zu keinen
erheblichen Schiden durch Schalenwild (insbesondere Schwarz- und Rotwild) an land- und forstwirt-
schaftlichen Kulturen in der Umgebung kommt. Diese Intention, Schiden an land- und forstwirtschaftli-
chen Kulturen zu verhindern, geht auch aus den Begriindungen der in Salzburg bestehenden Wildgehege
(Gatter) hervor.

Im Fall einer vollkommen unregulierten Offnung von Wildgehegen kénnte — je nach GroBe des Gatters —
selbst durch Schwerpunktbejagungen nicht sichergestellt werden, dass nur jene Wildarten in die freie
Wildbahn gelangen, die auch in den umliegenden Gemeinden heimisch sind und dort ganzjéhrig vor-
kommen. Auch wire es nicht moglich, eine Wilddichte innerhalb des Geheges zu erreichen, die jener
vergleichbarer natiirlicher Wildlebensridume entspricht. Eine ginzlich unregulierte Offnung hitte enorme
negative Auswirkungen auf die benachbarten Liegenschaften und wiirde 6ffentlichen Interessen zuwider-
laufen. Vor dem Hintergrund der Anpassung des Wildstandes an den vorhandenen Lebensraum und das
natiirliche Asungsangebot wird die Fiitterung in Wildgehegen auf jene Zeitriume beschriinkt, welche die
Wildfiitterungsverordnung vorgibt. Der Wildstand soll sich an der natiirlichen Tragfahigkeit des Wildle-
bensraumes orientieren und nicht durch das Einrichten kiinstlicher Fiitterungsmoglichkeiten auBerhalb
von Notzeiten und des Vegetationsbeginns unnatiirlich hochgehalten werden. Die natiirliche Mortalitéts-
rate von Wildtieren korreliert im Allgemeinen mit dem Nahrungsangebot im Lebensraum und stellt somit
ein natiirliches Korrektiv fiir die Bestandeshohe dar.

Im Fall einer Auflosung von Wildgehegen ist die Lebensraumeignung fiir Rot- und Gamswild iSd § 58
JG zu berticksichtigen.

Durch die Anordnung von Maflnahmen nach § 68 Abs 10 JG kann die Behdrde sicherstellen, dass das
betreffende Wildgehege mit Ablauf des 31. Dezember 2026 den gesetzlichen Anforderungen entspricht
(zB Anpassung des Wildstandes, Passierbarkeit der kiinstlichen Einfriedungen). Diese MaBnahmen diir-
fen bereits vor dem 31. Dezember 2026 aufgetragen werden und sind entsprechend den behordlichen
Anordnungen (auch vorher) vom Verpflichteten zu treffen. Voraussetzung fiir derartige Anordnungen ist,
dass diese MaBnahmen erforderlich sind; dieses Kriterium ist restriktiv auszulegen. Die Behorde hat ihre
Befugnis auch sonst in Ubereinstimmung mit den verfassungsrechtlichen Vorgaben auszuiiben und dabei
insbesondere den Grundsatz der VerhéltnismiBigkeit zu wahren. So darf zB die Ubergangsfrist nicht
durch MaBinahmen iSd § 68 Abs 10 JG in ihrem Wesenskern ausgehohlt werden.

Zu Z 13 (§ 68a):

In den Bewilligungsbescheiden von Wildgehegen wurde keine Regelung getroffen, wie vorzugehen ist,
wenn ein Wildgehege freiwillig oder auf Anordnung der Behorde aufgelassen wird. Auch § 68 JG regelt
einen solchen Fall nicht. Bislang wurde § 69 Abs 4 JG (Entfernung von Jagdanlagen, die nicht mehr dem
Jagdbetrieb dienen) in analoger Anwendung herangezogen. Nunmehr wird klar normiert, wie in einem
solchen Fall vorzugehen ist. Im Ergebnis bedeutet dies, dass auch Anlagen von Wildgehegen, die nicht
mehr zweckméBig dem Jagdbetrieb dienen, nach den jagdrechtlichen Bestimmungen zu entfernen sind.
Wenn der Zaun oder die Einfriedung belassen werden soll, bedarf es einer allenfalls neuen Rechtsgrund-
lage. Auf § 33 Forstgesetz 1975 (freies Betretungsrecht) wird abschlieend hingewiesen. Auf den Schutz
der Land- und Forstwirtschaft in der Umgebung wird durch § 68a Abs 1 letzter Satz JG Bedacht genom-
men.
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Zu Z 14 (§ 69):

Der Begriff der kiinstlichen Aufzuchtstationen fiir Federwild soll etwa Volieren und Fasanerien umfassen.
Hinzuweisen ist darauf, dass beziiglich der Haltung der Wildtiere § 104 JG und die Vorgaben in der
2. Tierhaltungsverordnung, BGBI II Nr 486/2004, sowie die entsprechenden Bestimmungen im Tier-
schutzgesetz zur Anwendung kommen.

Zu Z 15 (§ 70):
Zu Z 15.1:

Mit dem Gesetz BGBI I Nr 97/2018 (im Folgenden: ,,WaffG-Novelle 2018“) wurden Anderungen im
WaffG kundgemacht, die unter anderem die Bestimmung iiber die verbotenen Waffen betreffen. Die mit
der Novelle vorgenommene Erginzung und Uberarbeitung der verbotenen Waffen gemiB § 17 Abs 1
WaffG zielt darauf ab, unionsrechtlichen Vorgaben entsprechend den zivilen Gebrauch von halbautomati-
schen Schusswaffen mit Zentralfeuerziindung mit hoher Magazinkapazitit weitestgehend hintanzuhalten.
Aus diesem Grund wurden Waffen mit eingebauten oder eingesetzten grof3en Magazinen gemal § 17 Abs
1 Z 7 und 8 WaffG als Kategorie A Waffen — somit als verbotene Waffen — eingestuft. Weiters wurde
festgelegt, dass halbautomatische Schusswaffen mit einer Gesamtlange {iber 60 cm, die mithilfe eines
abnehmbaren oder in anderer Weise verstellbaren Schafts rasch auf unter 60 cm gekiirzt werden kdnnen,
kiinftig den verbotenen Waffen zugeordnet werden (§ 17 Abs 1 Z 11 WaffG).

Im § 70 Abs 3 lit a JG wird nun die Verweisung auf diese verbotenen Waffen nach dem WaffG aktuali-
siert und damit sichergestellt, dass die Verbote auch bei der Jagdausiibung beachtet werden. Diese Rege-
lungsweise ist aus kompetenzrechtlicher Sicht unbedenklich, da der Bundesgesetzgeber zwar gestiitzt auf
Art 10 Abs 1 Z 7 B-VG die Herstellung, den Vertrieb, den Erwerb, den Besitz, die Verwahrung und die
(allgemeine) Verwendung von Waffen, Schief3- und Sprengmitteln Beschrankungen unterwerfen kann, es
jedoch im Bereich des Jagdrechtes Sache des Landesgesetzgebers ist, den Einsatz und Gebrauch von
Waffen, Schiel- und Sprengmitteln zur Ausiibung der Jagd zu regeln (Raschauer, Art 11 Abs 1 Z 8 B-VG
Rz 18, in Kneihs/Lienbacher [Hg], Rill-Schiffer-Kommentar zum Bundesverfassungsrecht [16. Lfg
2015]). Durch die ausdriickliche Anordnung des Verbotes der Beniitzung der nach dem WaffG verbote-
nen Waffen zur Jagdausiibung wird vor diesem Hintergrund sichergestellt, dass eine etwaige Ausnahme-
bewilligung nach § 17 Abs 3 WaffG nicht auf die Beniitzung der Waffe zur Jagdausiibung durchschlégt.
Solche Ausnahmen erscheinen im Bereich des Jagdrechtes nicht weidgerecht und sollen deshalb keine
Anwendung finden.

Das Verbot der Verwendung von Gewehrscheinwerfern im WaffG wurde als nicht mehr zeitgemal3 ange-
sehen, weshalb es im Zuge der WaffG-Novelle 2018 aus § 17 Abs 1 Z 5 entfallen ist. Gewehrscheinwer-
fer gelten daher nicht mehr als verbotene Waffe iSd WaffG. Sie sind aber dennoch in Salzburg im Rah-
men der Jagdausiibung verboten (§ 70 Abs 3 lit a JG ,,Vorrichtungen zur Beleuchtung von Zielen®), aufler
im Fall des Vorliegens einer Ausnahmebewilligung nach § 70 Abs 4 JG.

Bei der Anderung im § 70 Abs 3 lit a JG betreffend automatische Kugel- und Schrotgewehre und halbau-
tomatische Waffen, deren Magazin mehr als zwei Patronen aufnehmen kann, handelt es sich um keine
inhaltliche Anderung, sondern um eine Klarstellung.

Weiters entfillt im § 70 Abs 3 lita JG die Wortfolge ,,Kugelgewehre fiir Randfeuerpatronen®, folglich
diirfen Kugelgewehre fiir Randfeuerpatronen kiinftig bei der Jagdausiibung zur Erlegung jagdbarer Tiere
verwendet werden. Ausgenommen davon ist die Bejagung von Schalenwild. Randfeuerpatronen erreichen
namlich nicht die in der Verordnung gemaf3 § 70 Abs 3 lit b JG (Verordnung iiber die zuléssigen Muniti-
onsarten fiir die Jagd auf Schalenwild, LGBI Nr 65/2014) geforderte MindestgeschoBenergie. Die Ver-
wendung von Randfeuerpatronen fiir die Bejagung von Schalenwild ist daher ausnahmslos verboten.

Um das Verbot an den Stand der Technik anzupassen, ist iiberdies die Aufnahme von Thermal- und
Wirmebildgeréten erforderlich. Bislang fanden diese Gerite vor allem im militérischen Bereich Verwen-
dung. Wegen sinkender Preise werden sie auch fiir Jiger zunehmend interessant. Diese Gerite diirfen —
wie auch Infrarotgerdte und Restlichtverstérker — zur Jagdausiibung im engeren Sinne (namentlich dem
SchieBen von Wild) nicht verwendet werden. Im Ubrigen (zB zur Beobachtung) diirfen sie benutzt wer-
den. Absehen mit Leuchtpunkt (Leuchtabsehen) fallen grundsétzlich nicht unter das Verbot.

Auch § 70 Abs 3 lit ¢ JG wird an den aktuellen Stand der Technik angepasst. Neben Tonbandgeréten sind
daher auch elektronische Lockgerite bei der Ausiibung der Jagd verboten. Vom Verbot ausgenommen ist
die Verwendung derartiger Gerate zur Lockjagd auf jene Rabenvogel, die rechtméBig bejagt werden diir-
fen, Fiichse und invasive gebietsfremde Arten. Die schwierige Bejagung dieser in der Land- und Forst-
wirtschaft besonders schadensverursachend in Erscheinung tretenden Wildtiere macht die Ausnahmebe-
stimmung erforderlich. Die RechtméBigkeit der Bejagung von Rabenvogel ergibt sich regelméBig aus
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einer Einzelfallgenehmigung. Die Bestimmung stiitzt sich die Rabenvdgel betreffend auf Art 9 der Vogel-
schutzrichtlinie.

Zu 7 15.2:

Durch die Anordnung des § 70 Abs 3 lita JGiVm § 17 Abs 1 Z 5 WaffG ist die Beniitzung von Vorrich-
tungen zur Dampfung des Schussknalles (Schallddmpfer) bei der Jagdausiibung grundsétzlich verboten.
Gemil § 70 Abs 3a JG soll dies unter bestimmten Voraussetzungen aber nicht gelten: Abweichend von
§ 70 Abs 3 lit a JG diirfen Schallddmpfer namlich dann beniitzt werden, wenn eine Ausnahmebewilligung
gemal § 17 Abs 3a WaffG erteilt wurde oder die Voraussetzungen gemal3 § 17 Abs 3b erster oder zweiter
Satz WaffG vorliegen.

§ 17 Abs 3a und 3b WaffG enthélt Ausnahmebestimmungen zum Verbot des § 17 Abs 1 Z 5 WaffG.
Nach § 17 Abs 3a WaffG kann die Waffenbehorde auf Antrag cines Arbeitgebers eine Ausnahme vom
Verbot des Erwerbes und Besitzes von Vorrichtungen zur Dampfung des Schussknalles erteilen, wenn
dieser nachweist, dass er Arbeitnehmer hauptberuflich beschiftigt, zu deren wesentlicher Verpflichtung
der Abschuss von Wild und Schédlingen gehort und die Verwendung von Vorrichtungen zur Ddmpfung
des Schussknalles fiir Schusswaffen der Kategorie C und D zweckmiBig und zum Schutz der Gesundheit
dieser Arbeitnehmer im Rahmen der Berufsausiibung geboten ist. Nach § 17 Abs 3b WaffG sind Inhaber
einer giiltigen Jagdkarte vom Verbot des Erwerbs, der Einfuhr, des Besitzes, des Uberlassens und des
Fiihrens von Schallddmpfern ausgenommen, wenn sie die Jagd regelméBig ausiiben. Dies gilt auch hin-
sichtlich solcher Vorrichtungen fiir nachweislich zur Ausiibung der Jagd mitgebrachte oder eingefiihrte
Schusswaffen. Die Erléduterungen zur WaffG-Novelle 2018 (RV 379 BlgNR 26. GP, 8), mit welcher diese
Bestimmung eingefiigt wurde, halten in diesem Zusammenhang fest, dass grundsitzlich davon auszuge-
hen ist, dass Menschen, die iiber eine giiltige Jagdkarte verfiigen, die Jagd auch regelmiaBig ausiiben. Eine
Uberpriifung der RegelmiBigkeit der Jagdausiibung wird die Waffenbehdrde daher nur bei Vorliegen von
konkreten Anhaltspunkten vornehmen, wenn auf Grund bestimmter Tatsachen die Vermutung naheliegt,
dass der Betroffene die Jagd nicht (mehr) regelmiBig ausiibt. Eine seltene Jagdausiibung bedeutet jedoch
nicht zwangsléaufig, dass der Betroffene die Jagd nicht mehr regelméBig ausiibt.

Durch die Anordnung im neuen § 70 Abs 3a JG wird die Rechtskraft von jagdrechtlichen Bescheiden, mit
denen auf Grundlage von § 70 Abs 4 JG die Beniitzung von Schallddmpfern in der Vergangenheit bewil-
ligt worden sind, durchbrochen.

Zu 7,16 (§ 72a):
Zu 7Z.16.1:

Es soll nunmehr die Rechtsgrundlage geschaffen werden, elektronische Fangmeldesysteme zu verwen-
den. Die Verwendung befreit aber nicht von der Pflicht, die Fangvorrichtung in Zeitabstinden von langs-
tens 24 Stunden zu iiberpriifen. Aus Fallen mit einem elektronischen Fangmeldesystem sind Tiere unver-
zliglich nach Eingang der Fangmeldung zu entnehmen. ,,Unverziiglich* bedeutet ,,ohne schuldhaftes Z5-
gern®. In diesem Sinne besteht bei einer Meldung in der Nacht keine Kontrollpflicht in der Nacht, da der
Fangschuss erst am Morgen sicher angetragen werden kann.

Zu 7 16.2:
Terminologische Anpassung.
ZuZ17 (§ 73):

In einer gesamtheitlichen Betrachtung des Anwendungsbereiches von § 73 JG zeigt sich, dass das Ausset-
zen von Stockenten und Fasanen von geringer Bedeutung ist. Die bisherige gesetzliche Unterscheidung
zwischen Stockenten und Fasanen einerseits (Anzeigepflicht) und allen anderen Wildarten andererseits
(Bewilligungspflicht) wird daher aufgegeben. Es entfallen deshalb § 73 Abs 1 zweiter Satz sowie Abs 2a
JG (Anzeigepflicht und Untersagungsbefugnis). Das Aussetzen jeglicher Wildtiere ist folglich bewilli-
gungspflichtig (auch in Wildgehegen und Wildtierzuchtgattern).

Ziel des Aussetzens von Wild wird — unter Bedachtnahme auf § 3 JG — der Aufbau eines Bestandes oder
die Wiederansiedlung heimischer Wildtiere (zB Rebhuhn) sein. Ein Aussetzen von Wild eréffnet nicht
automatisch eine Bejagungsmoglichkeit. Entsprechende Anordnungen sind im Bedarfsfall in den Bewilli-
gungen nach § 73 JG zu treffen (vgl auch § 151 JG).

Nach § 73 Abs 3 JG ist die Behorde kiinftig auch berechtigt, den Fang oder Abschuss von Tieren aus
Wildtierzuchtgattern, welche nicht als Wild im Sinne des § 4 JG gelten und ohne Bewilligung gemél § 73
Abs 4 JG ausgesetzt wurden, zu verfiigen.

Nach § 73 Abs 4 JG ist es verboten, geziichtete Trophdentrdger aus Wildtierzuchtgattern in Wildgehege
(Gatter) oder die freie Wildbahn auszusetzen. Aussetzungen zum Bestandeswiederaufbau nach Tierseu-
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chen oder zur Blutauffrischung aus Griinden der Erhaltung der genetischen Vielfalt einer Wildpopulation
sollen hingegen im Rahmen des Bewilligungsverfahrens weiterhin moglich sein.

Zu Z 18 (§ 78):

Die Adaptierung wird vorgenommen, um bei der Griindung von Jagdbetriebsgemeinschaften stirker auf
die Zonierung (Wildbehandlungszonen) Bedacht zu nehmen und insofern Missbrauch vorzubeugen. In
der Praxis kann es vorkommen, dass eine Jagdbetriebsgemeinschaft gegriindet werden soll und eines der
betroffenen Jagdgebiete in einer Freizone, das (ein) andere(s) in einer Kernzone liegt. Dies ist sowohl in
Bezug auf die Erlassung eines gemeinsamen Abschussplanes (vgl insbesondere § 78 Abs 2 und § 60
Abs 4a JG) als auch fiir eine umfassende gemeinsame Jagdbetriebsfithrung oder bestimmte gemeinsame
jagdbetriebliche MaBBnahmen von groBer Bedeutung.

Zu Z.19 (§ 79):

Um dem Missbrauch des § 90 JG zum Zweck der Erlegung von Trophéentrégern vorzubeugen, wird nun
klargestellt, dass die Hegegemeinschaft fiir Abschiisse von Rotwild, die gemall § 90 Abs 1 oder 2 (iVm 4
lit b) JG angeordnet bzw bewilligt wurden, einen Fiitterungskostenbeitrag zu beschlieen und vorzu-
schreiben hat. Dies entspricht einer Anregung der Salzburger Jdgerschaft im Rahmen des Begutachtungs-
verfahrens.

Zu Z 20 (§ 80):

Der Hegegemeinschaft obliegt gemal § 79 Abs 3 lit a JG die Fiitterung des Rotwildes und die Umlegung
der darauf entfallenden Kosten auf ihre Mitglieder. Gemél § 80 Abs 1 JG sind im Rahmen der Mitglie-
derversammlung Mitglieder, deren Jagdgebiet zumindest teilweise in einer Rotwildkernzone oder Rot-
wildrandzone liegt, in allen Angelegenheiten stimmberechtigt. Derzeit kommt den stimmberechtigten
Mitgliedern dabei auf je angefangene 500 ha der einbezogenen und anrechenbaren Jagdgebietsfliche eine
Stimme zu.

Dies hat in der Praxis bislang mitunter zur Folge, dass groB3e Jagdgebiete, die in Kern- oder Randzonen
liegen, in denen aber wegen der Orographie nur vereinzelt Rotwild vorzufinden ist, mit einem iiberdurch-
schnittlichen Mitspracherecht in allen Fiitterungsangelegenheiten ausgestattet sind. Dies betrifft haupt-
séchlich Jagdgebiete iiber der Baumgrenze mit groBen Odland- bzw Gletscherflichen, aber auch Jagden
mit grofen Siedlungsraumfldchen. Wegen ihrer Lage sind in diesen Gebieten die vorgeschriebenen Min-
destabschiisse gering. Somit haben die betreffenden Mitglieder — bedingt durch die Grofle der Jagden —
einen hohen Stimmanteil, tragen jedoch wegen des geringen Abschusses verhiltnismaBig wenig zur Fi-
nanzierung der Fiitterungen bei.

Durch die Novelle werden die Stimmanteile geéndert, indem im § 80 Abs 1 JG kiinftig zusétzlich auf die
Anzahl des erlegten Rotwilds abgestellt wird.

Zu Z21 (§ 87):

In seiner bisherigen Fassung verbot § 87 Abs 1 JG das Jagen mittels Brackierhunden. Durch die nunmeh-
rige Formulierung wird klargestellt, dass es nicht auf den Einsatz einer bestimmten Hunderasse ankommt,
sondern auf die Form der Jagdausiibung (Brackierjagd). Folglich sind Brackierjagden — ungeachtet der
dabei eingesetzten Hunde(rassen) — in der Zeit vom 1. Februar bis zum 15. August verboten. Die bislang
fiir das Austreiben von Rotwild vorgesehene Ausnahme wird auf Schalenwild ausgedehnt; damit fallt zB
auch Schwarzwild unter den Ausnahmetatbestand.

Zu 722 (§ 90):
Zu Z22.1:

Der geltende § 90 Abs 1 JG ermdglicht die Anordnung oder Bewilligung des Abschusses einzelner Wild-
tiere tiber den Abschussplan hinaus oder in der Schonzeit, wenn diese besonders schadensverursachend in
Erscheinung treten. Diese Bestimmung soll nun in mehreren Bereichen eine Uberarbeitung erfahren.

Es erfolgt eine Prizisierung der Begrifflichkeit: Gemdll § 103 Abs 1 JG sind die Wildarten Biber, Wolf,
Braunbar, Fischotter, Nerz, Wildkatze und Luchs sowie alle Federwildarten in allen Lebensstadien be-
sonders geschiitzt. Einzelfallausnahmen von den auf sie bezogenen Verboten sind ausschlieBlich auf der
Grundlage des § 104b JG zu erteilen. Mit der bisherigen Formulierung ,einzelne Wildtiere® im § 90
Abs 1 JG konnte davon ausgegangen werden, dass auch die besonders geschiitzten Wildtiere gemaB § 103
Abs 1 JG unter das Regime des § 90 Abs 1 JG fallen. Um ein solches Missverstandnis zu vermeiden, wird
kiinftig auf ,,einzelne Haarwildtiere, welche nicht dem besonderen Schutz des § 103 Abs 1 unterliegen®
abgestellt. Damit wird die Vereinbarkeit mit der FFH-Richtlinie und der Vogelschutzrichtlinie sicherge-
stellt.
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Gamswild ist in der FFH-Richtlinie in Anhang V gelistet. Bei Arten, die in Anhang V genannt sind, muss
durch Verwaltungsmafinahmen sichergestellt werden, dass eine allféllige Nutzung mit einem giinstigen
Erhaltungszustand vereinbar ist. Auf Grund der Tatsache, dass landesweit ein Riickgang der Gamswild-
populationen festzustellen ist und die Abschusszahlen entsprechend riicklaufig sind, ist im Rahmen des
Gesetzesvorhabens eine Adaptierung der betreffenden Bestimmung erforderlich. Dies hat auch bei der
Erstellung der aktuellen Verordnung gemifl § 60 JG (Abschussplanverordnung 2019 bis 2021, LGBI
Nr 86/2018) ihren Niederschlag gefunden. Das Hauptaugenmerk beim grofitenteils nicht schadensverur-
sachenden Gamswild lag beim wildokologisch abgestimmten Bestandeswiederaufbau (Alters- und Ge-
schlechtsverteilung) der landesweit durch Fallwildereignisse und Krankheiten (Gamsrdude, Gamsblind-
heit) deutlich reduzierten Bestinde.

Auf Grund des vorgeschlagenen § 90 Abs 1 JG darf der Abschuss von Gamswild auch kiinftig im Rah-
men des Abschussplanes in der Schonzeit angeordnet oder bewilligt werden. Nicht bewilligt und ange-
ordnet werden darf hingegen der Abschuss von Gamswild {iber den Abschussplan hinaus in Kern- und
Randzonen. In Gamswildregionen, wo ein nachhaltiger Bestandeswiederaufbau gewéhrleistet ist, wurde
im Zuge der Abschussplanverordnung gemil § 60 JG bei Gamswild der Klasse III der Mindestabschuss
nicht eingeschriankt, sodass im Fall des Auftretens schadensverursachender Einzelstiicke seitens der Be-
horde weiterhin entsprechend reagiert werden kann.

Weiters wird es als erforderlich erachtet zu normieren, dass die Ausnahmegenechmigung zeitlich befristet
erteilt wird. Damit kann dem jeweiligen Lebensrhythmus (zB Tréchtigkeit) der entsprechenden Wildarten
Rechnung getragen werden.

Zu Z7.22.2:

Auf Grund von § 90 Abs 1 und 2 (iVm 4 lit b) JG ordnet die Behorde Abschiisse in der Schonzeit oder
iiber den Abschussplan hinaus an, damit einzelne Haarwildtiere, die nicht dem besonderen Schutz des
§ 103 Abs 1 JG unterliegen und besonders schadensverursachend in Erscheinung treten, erlegt werden
kénnen bzw im Fall des Abs 2 iVm 4 lit b, um die schadensverursachende Wildart zu vermindern. Wie
die Erhebungen zum Evaluierungsbericht zur Wildékologischen Raumplanung von Dr. Susanne Reimoser
und Prof. DI Dr. Friedrich Reimoser vom Forschungsinstitut fiir Wildtierkunde und Okologie der Veteri-
niarmedizinischen Universitdt Wien aus dem Jahr 2018 zeigen, werden beim Schalenwild Abschiisse
gemil § 90 JG oft dazu missbraucht, um in der Schonzeit Trophdentréger der Klasse I und II erlegen zu
konnen. Die Daten zeigen, dass der Anteil am gesamten § 90 JG-Abschuss im Zeitraum zwischen 1998
und 2017 in einzelnen Wildregionen beim Rotwild bis zu 70 %, beim Gamswild bis zu 80 % und beim
Rehwild bis zu 100 % betragen hat. Da die Stiicke, welche in der Schonzeit freigegeben werden, aus-
schlieBlich wegen der Schadensverursachung entnommen werden diirfen und miissen, ist es fachlich nicht
nachvollziehbar, warum die beantragten Stiicke unverhéltnisméaBig oft Trophdentrager der Klasse I und II
sein sollen.

Um diesen Missbrauch zu verhindern bzw das ausschlieBliche Interesse an der Erlegung von Trophéen-
tragern zu senken, kann nunmehr auf Grund von § 90 Abs 8 JG in der entsprechenden behdrdlichen An-
ordnung der Verfall der Trophéden dieser Stiicke ausgesprochen werden. Griinde fiir die Vorschreibung
des Verfalles konnen vielfiltig sein, etwa bei der grob fahrldssigen oder vorsitzlichen Nichterfiillung des
fiir das gegensténdliche Jagdgebiet festgelegten Mindestabschusses innerhalb der Schusszeit.

Um Rechtsmissbrauch vorzubeugen wird im § 79 Abs 5 JG verankert, dass die Hegegemeinschaft fiir
Abschiisse von Rotwild, die im Rahmen des § 90 Abs 1 oder 2 JG erfolgen, einen Fiitterungskostenbei-
trag zu beschlieBen und vorzuschreiben hat.

Wird der Verfall in der entsprechenden behordlichen Anordnung normiert, gelten die Trophden bei Vor-
liegen der Rechtskraft als verfallen. Bei diesem Verfall handelt es sich nicht um einen Verfall im Sinne
einer Strafe, sondern um eine verwaltungspolizeiliche Manahme; vgl zur Zuldssigkeit des Verfalles als
verwaltungspolizeiliche Mainahme zB VwGH 15.07.1999, 99/07/0083 und V{Slg 10.597/1985. Die an
den Verfall als Strafe ankniipfenden Bestimmungen des Verwaltungsstrafgesetzes 1991 — VStG, BGBI
Nr 52, und des JG kommen daher auf den Verfall iSd § 90 Abs 8 JG nur (sinngeméf3) zur Anwendung,
soweit dies gesetzlich ausdriicklich angeordnet ist. Dies ist bei § 160 Abs 1 und 3 JG der Fall: Die nach
§ 90 Abs 8 JG als verfallen erkldrten Trophéen gehen in das Eigentum des Landes tiber und konnen der
Salzburger Jagerschaft kostenlos, vorrangig zu Schulungs-, Priifungs- sowie Ausstellungszwecken, {iber-
lassen werden. Soweit diese Hauptzwecke abgedeckt sind, konnen die Trophden auch einer anderen Ver-
wendung oder der Vernichtung zugefiihrt werden. Im Rahmen der ,,anderen Verwendung® kommt ua eine
Verwertung der Trophden durch das Land (zB Verkauf) in Betracht.

Die Regelung ist sachlich gerechtfertigt: Gamswild ist von der Verfallsbestimmung nicht erfasst, da auf
Grund der neuen Regelung im § 90 Abs 1 JG ein angeordneter Abschuss bei Gamswild in dessen Kern-
und Randzone iiber den Abschussplan nicht mehr moglich ist. Ein solcher kann nur mehr innerhalb der
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Schonzeit freigegeben werden. Die Missbrauchsgefahr ist auf Grund dieser Tatsache deutlich herabge-
setzt worden. Die Moglichkeit des Verfalles soll generell der Hintanhaltung von Missbrauch dienen. Auf
Grund von § 90 JG ordnet die Behorde den Abschuss von Wildtieren aus gewichtigen dffentlichen Inte-
ressen an; das betreffende Stiick diirfte ansonsten {iberhaupt nicht geschossen werden. Somit kommt es zu
keiner Jagdwertminderung und zu keinem Wertverlust. Es verfallt allein die Trophée.

Die Vorschriften {iber die Abschusskontrolle (§ 64 JG) finden auch bei auf Grundlage des § 90 JG bewil-
ligten bzw angeordneten Abschiissen Anwendung. Daher sind solche Abschiisse von Rot- oder Rehwild
der Klasse I bzw II dem Hegemeister innerhalb von fiinf Tagen schriftlich zu melden bzw auf Grund einer
entsprechenden Auflage im Bescheid der Bezirkshauptmannschaft zu melden und Trophden von Rothir-
schen der Klasse I und II in unausgekochtem Zustand vorzulegen. Trophden, welche gemall § 90 Abs 8
JG fiir verfallen erklart werden, sind unverféalscht, ausgekocht und gebleicht der Salzburger Jagerschaft zu
iibergeben; diese ist voriibergehend aneignungsbefugt. Die voriibergehende Aneignungsbefugnis besteht
deshalb, da die Salzburger Jagerschaft gemiB § 146 JG fiir die Ausrichtung der Hegeschauen verantwort-
lich ist und bei ménnlichem Schalenwild und Gamsgei3en, welche dlter als ein Jahr sind, die Abschuss-
meldungen anlésslich der Hegeschau anhand der vorgelegten Trophéden zu tiberpriifen sind. Die entspre-
chenden Trophéen sind — wie jene des Gatterwildes — getrennt von den fiir die Erfiillung eines Abschuss-
planes maBgeblichen Trophden auszustellen und zu bewerten (§ 7 Hegeschau-Verordnung, LGBI
Nr 97/1996). Nach Durchfiihrung der Hegeschau hat die Salzburger Jagerschaft der Behdrde mitzuteilen,
ob die verfallenen Trophden zu Schulungs-, Priifungs- sowie Ausstellungszwecken oder einer anderen
Verwendung benétigt werden. Sollte kein Bedarf bestehen, sind sie der zustindigen Bezirkshauptmann-
schaft zu libergeben.

Zu Z 23 (§ 90a):

Diese Bestimmung statuiert die Verpflichtung des Jagdausiibungsberechtigten, simtliche Tiere, die nach
den im Abs 1 genannten Vorschriften als invasive gebietsfremde Arten gelten, zu erlegen. Die Bestim-
mung kniipft tatbestandlich — und damit in verfassungsrechtlich zuldssiger Weise (vgl zB VfSlg
18.101/2007) — an die unionsrechtlichen bzw nationalen Vorschriften an, durch die bestimmte Arten zu
invasiven Arten erklirt werden. Eine dynamische Verweisung auf Unionsrecht wire im Ubrigen ohnedies
auch verfassungsrechtlich zuléssig. Die aktuelle Liste gemiafl Art4 Abs 1 der IAS-Verordnung ist in der
Durchfiihrungsverordnung (EU) 2016/1141, aktualisiert durch die Durchfiihrungsverordnung (EU)
2017/1263, geregelt. Sie wird auf der Homepage des Landes Salzburg und der Salzburger Jagerschaft zur
Verfligung gestellt.

Im Abs 2 werden zudem Meldepflichten verankert.
Zu 7 24 (§ 100a):

Terminologische Anpassung.

Zu 7,25 (§ 101) und Z 31 (§§ 105, 105a und 105b):

Die Anderungen orientieren sich teils an dhnlichen Regelungen in anderen Bundeslindern; vgl zB § 100
Bgld JagdG 2017.

Der neue § 105 JG bewirkt, dass Jagdgebiete oder Teile dieser, in denen die im Gesetzestext angefiihrten
Gesellschaftsjagden durchgefiihrt werden, zur Vermeidung einer Gefdhrdung von Personen und Sachen
fiir die Dauer einer solchen Jagd ex lege gesperrt sind. Diese Regelung steht, soweit es sich bei den be-
treffenden Gebieten um Wald iSd Forstgesetzes 1975 handelt, in einem Spannungsverhéltnis zum Recht
zum freien Betreten des Waldes geméB § 33 Abs 1 Forstgesetz 1975 und damit zur Kompetenz des Bun-
des nach Art 10 Abs 1 Z 6 (,,Forstwesen®). In ihrer konkreten Ausgestaltung ist sie aber als verfassungs-
rechtlich zuldssig anzusehen; der verfassungsrechtlichen Riicksichtnahmepflicht wird ausreichend Rech-
nung getragen; vgl V{Slg 10.292/1984: Der Landesgesetzgeber ist zustidndig, aus jagdrechtlicher Sicht
eine Sperre von Jagdgebieten anzuordnen oder zu ermdglichen, auch wenn es sich um Waldgebiete han-
delt. Die Regelung dient dffentlichen Interessen, ndmlich jedenfalls der Hintanhaltung einer Gefdhrdung
von Personen und Sachen. Das Betretungsverbot gilt zeitlich beschrankt nur im unbedingt erforderlichen
AusmaB und zwar fiir die Dauer einer der im Gesetz genannten Jagden. Das gesetzliche Verbot ist auch
sachlich eingeschriankt — auf bestimmte Formen der Jagd. SchlieBlich ist jagdfremden Personen selbst
wihrend einer derartigen Jagd das Betreten des Waldes nicht schlechthin untersagt. Jagdfremde Personen
diirfen vielmehr den Wald bzw das betreffende Gebiet auch wihrend einer solchen Jagd auf 6ffentlichen
Stralen und Wegen, auf Wanderwegen, Wandersteigen und Tourenrouten betreten.

Der Jagdausiibungsberechtigte hat die betreffenden Gebiete spétestens drei Stunden vor Beginn der Jagd
mittels Hinweistafeln an jenen Stellen zu kennzeichnen, wo damit zu rechnen ist, dass Personen in die
betreffenden Gebiete fithrende 6ffentliche Stralen und Wege, markierte Wege, ForststraBen und sonstige
Anlagen, die fiir die allgemeine Beniitzung bestimmt sind, betreten (§ 105 Abs 3 JG). Die Hinweistafeln
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haben die im Gesetz genannten Angaben zu enthalten (§ 105 Abs 4 JG). Die Kontaktdaten des Jagdaus-
iibungsberechtigten haben jedenfalls Name und Anschrift sowie Telefonnummer zu enthalten. Die Dauer
der Sperre darf auf den Hinweistafeln keinesfalls entgegen der tatséchlichen Dauer der Jagd angegeben
werden. Damit ist es zB unzuléssig, das Ende der Sperre mit 18:00 Uhr anzugeben, obwohl die Jagd tat-
sdchlich nur bis 17:00 Uhr dauert. Derartige VerstoBe wie auch andere VerstoBle gegen § 105 Abs 3 JG
sind verwaltungsstrafrechtlich sanktioniert (§ 158 JG). Im Sinne der VerhdltnismaBigkeit und der verfas-
sungsrechtlichen Riicksichtnahmepflicht wird die Dauer der Jagd restriktiv zu bemessen sein. Im Hinblick
auf den gesetzlich normierten Zweck der Sperre werden zB Vor- oder Nachbereitungshandlungen, die
nicht mit der fiir Gesellschaftsjagden typischen Gefiahrdung von Personen oder Sachen einhergehen, nicht
zur (Dauer der) Jagd zdhlen. Die absolute zeitliche Grenze der Jagd und damit der Sperre folgt aus § 70
Abs 3 lit e JG: Jagd und Sperre diirfen frithestens eine Stunde vor Sonnenaufgang beginnen und miissen
spétestens eine Stunde nach Sonnenuntergang enden. Die Hinweistafeln haben eine gewisse Mindestgré-
Be aufzuweisen, die Schrift muss gut lesbar sein (Schriftart, Schriftgroe, Schriftfarbe, Hintergrundfarbe
etc), sie miissen in gut sichtbarer Hohe und gut einsehbar angebracht werden. AuBlerdem ist dafiir Sorge
zu tragen, dass sie Wind und anderen Witterungseinfliissen standhalten. Die Hinweistafeln sind nach der
Jagd unverziiglich zu entfernen.

§ 105a JG beruht auf dem geltenden § 105 JG. Er trifft wie bisher Regelungen fiir Betretungsverbote, die
durch die Behorde mittels Bescheid (§ 106) oder die Landesregierung durch Verordnung (§§ 107 und
108) angeordnet werden. Die bisher im § 105 Abs 2 JG enthaltene Ausnahmebestimmung wird als neuer
§ 105b JG weitergefiihrt, da sie sich nicht nur auf Betretungsverbote im Einzelfall, sondern auch auf das
gesetzliche Betretungsverbot beziehen soll.

Zu Z 26 (§ 102):

Die Ermiéchtigung des Jagdausiibungsberechtigten, unter gewissen Umstinden Hunde und Katzen zu
toten, unterliegt strengen Voraussetzungen. Durch die Neufassung soll die Bestimmung an Klarheit ge-
winnen und um Vorgaben erweitert werden, die bislang nur in der Empfehlung des Landesjiagermeisters
verankert waren. Die Erhaltung der frei lebenden Tierwelt liegt im Land Salzburg im landeskulturellen
Interesse (Art9 Landes-Verfassungsgesetz 1999). In letzter Konsequenz dient die Bestimmung dem
Schutz der Wildtiere, deren Erhalt der Jagerschaft kraft Gesetzes auferlegt wurde und in den im Gesetz
angefiihrten Féllen durch jagende Hunde und umbherstreifende Katzen gefahrdet wird. Angesichts negati-
ver Vorfille bei der Erlegung von Hunden und Katzen gibt es nach wie vor Empfehlungen der Salzburger
Jagerschaft, die darauf abzielen, dass von der gesetzlichen Erméichtigung nur im Ausnahmefall Gebrauch
gemacht werden soll.

Hunde werden wiederholt unbeaufsichtigt im Wald herumstreifend angetroffen, wenn sie mindestens
zweimal unbeaufsichtigt im Wald herumstreifend angetroffen werden.

Fiir die notwendige schriftliche Verwarnung iiber die Verwahrungs- und Aufsichtspflichten von Hunde-
haltern bietet die Salzburger Jagerschaft auf der Homepage ein Formular zum Download an.

Wie bisher ist der Abschuss eines Hundes der jeweiligen Gemeinde zu melden. Die Gemeinde hat nach
Moglichkeit den Tierhalter zu verstdndigen.

Ebenfalls bereits im bisher geltenden § 102 JG geregelt war, dass dem Eigentiimer fiir auf Grundlage des
§ 102 getdtete Tiere kein Schadenersatz gebiihrt. Es handelt sich um eine Klarstellung, die beibehalten
werden soll. Dass hier kein Schadenersatzanspruch besteht, folgt bereits aus dem allgemeinen Zivilrecht.
Ein Schadenersatzanspruch iSd §§ 1295 ff ABGB setzt Rechtswidrigkeit voraus; das Téten von Hunden
und Katzen auf Grundlage und unter Einhaltung des § 102 JG ist gerade nicht rechtswidrig, sondern er-
laubt.

Zu 727 (§ 103) und Z 29 (§ 104a):

Die bestehenden Verbote nach § 103 Abs 2 JG werden um das Verbot des Besitzes von Federwildarten
(lit g) erginzt.

Geédndert wird auch die Ausnahmebestimmung nach § 104a Abs 2 JG. Zum einen werden Ausnahmen
vom Verbot des Besitzes von Federwildarten (§ 103 Abs 2 lit g JG) normiert. Zum anderen wird die Aus-
nahmebestimmung generell (also fiir Wildarten gemaf § 103 Abs 1 lit a und b JG) neugestaltet. Die Ver-
bote nach § 103 Abs 2 lit e und g JG gelten kiinftig nicht fiir Tiere, die rechtmifBig bejagt werden diirfen.
Dies kann sich daraus ergeben, dass die Tiere keine ganzjahrige Schonzeit genieBlen (§ 54 JG) oder die
Bejagung auf Grundlage der Schonzeiten-Ausnahmeverordnung (§ 104c Abs 1 JG) oder auf Grund einer
individuellen Bewilligung zuléssig ist. Die Ausnahme kommt jedoch (dariiber hinaus) nur dann zum
Tragen, wenn die Tiere nachweislich rechtméfig aus der Natur entnommen oder in Verkehr gebracht bzw
Opfer eines Unfalles oder des allgemeinen Naturgeschehens in der freien Natur- oder Kulturlandschaft
geworden sind.
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Fiir Wildarten gemaf § 103 Abs 1 lit a und b JG, die nicht rechtméfig bejagt werden diirfen (zB Steinad-
ler, Bartgeier, Uhu, Schwarzmilan, Haubentaucher), enthalten § 104a Abs 4 und 5 JG spezifische Vor-
schriften. Wer ein solches Tier bzw erkennbare Teile dieses Tieres (zB Steinadlerschwinge, nicht aber
einzelne Federn) findet (zB der Jagdausiibungsberechtigte), darf sich dieses bzw diese nicht ohne Weite-
res zueignen. Der Jagdausiibungsberechtigte hat vielmehr eine Meldung geméf § 104a Abs 4 JG an die
Salzburger Jagerschaft zu erstatten. Benotigt die Salzburger Jagerschaft das Tier zu Schulungs-, Prii-
fungs- oder Ausstellungszwecken, ist es ihr auf Antrag von der Landesregierung zuzusprechen; dies er-
scheint im Hinblick auf die im Gesetz ausdriicklich genannten Zwecke gerechtfertigt. Ansonsten ist es,
ebenfalls auf Antrag, dem Jagdausiibungsberechtigten zuzusprechen. Voraussetzung ist dabei stets, dass
das Tier nachweislich rechtmiflig aus der Natur entnommen oder in Verkehr gebracht bzw Opfer eines
Unfalles oder des allgemeinen Naturgeschehens in der freien Natur- oder Kulturlandschaft geworden ist.
Dies ist von der Landesregierung zu priifen. Dementsprechend statuiert § 104a Abs 4 letzter Satz JG die
Pflicht des Jagdausiibungsberechtigten bzw der Salzburger Jagerschaft, das Tier auf Verlangen der Lan-
desregierung vorzulegen (Mitwirkungspflicht). Der Antragsteller ist aber nicht zur Erbringung des erfor-
derlichen Nachweises verpflichtet. Die Landesregierung kann in der Folge die erforderlichen Untersu-
chungen anstellen. Der Jagdausiibungsberechtigte darf das Tier bzw die Teile davon nach dem Fund zu-
néchst — ohne Zueignungswillen — an sich nehmen und es voriibergehend (also insbesondere bis zur Auf-
forderung der Landesregierung, das Tier vorzulegen, oder bis zum Abschluss des Verfahrens nach § 104a
Abs 5 JG) bei sich behalten; er kann es alternativ auch der Salzburger Jagerschaft iibergeben.

Ziel der Regelung im § 104a Abs 4 und 5 JG ist es, dass zB ein im Stralenverkehr getéteter Fischotter
oder ein durch einen Stromschlag getdteter Uhu der Salzburger Jagerschaft gemeldet wird und in der
Folge von dieser oder dem Jagdausiibungsberechtigten rechtméBig besessen werden darf.

Zu Z 28 (§ 104):

Die Anderung ist erforderlich, da die im Anhang II Teil A der Vogelschutzrichtlinie gelisteten Vogelarten
im gesamten Unionsgebiet bejagt werden diirfen. Die Ausnahme im § 104 Abs 2 lit b JG erfasste bislang
aber nur Arten aus Anhang II Teil B, welche nur in den Mitgliedstaaten, bei denen sie angegeben wurden
— in diesem Fall Osterreich — bejagt werden diirfen, also einem strengeren Schutz unterliegen. Ebenso neu
aufgenommen werden die Arten aus Anhang III Teil A — zB der Jagdfasan (Phasianus colchicus), die
Stockente (Anas platyrhynchos) oder das Rebhuhn (Perdix perdix) — da bei diesen auch der Verkauf von
lebenden und toten Vgeln und von deren ohne weiteres erkennbaren Teilen oder aus diesen Tieren ge-
wonnenen Erzeugnissen sowie deren Beforderung und Halten fiir den Verkauf und das Anbieten zum
Verkauf erlaubt sind, sofern diese rechtméBig getotet oder gefangen oder sonst rechtméfBig erworben sind.

Zu Z 30 (§ 104b):

Auf Grund der Tatsache, dass alle Federwildarten gemél3 § 103 Abs 1 JG in allen Lebensstadien beson-
ders geschiitzt sind, wird im § 90 Abs 1 JG eine Anpassung vorgeschlagen, die das Verhiltnis dieser
Bestimmung zu § 104b JG klarstellt (siche Erlduterungen zu § 90). Ausnahmen von den Schutzbestim-
mungen sind nur fiir jene Wildtierarten nach § 104b JG zu erteilen, welche dem Schutz des § 103 Abs 1
lit a oder b JG unterliegen und fiir die nicht die ex lege Ausnahme des § 104a JG zur Anwendung kommt.
Fiir jene Wildtierarten, die im § 54 JG aufgezahlt werden und fiir die in der Schonzeiten-Verordnung eine
Schonzeit ausgewiesen ist, kann die Ausnahme auch innerhalb der verordneten Schonzeit erteilt werden,
wenn es der Ausnahmezweck erfordert.

GemaB § 2 JG umfasst das Jagdrecht das Recht, das Wild zu hegen, zu jagen und sich dieses und dessen
nutzbare Teile anzueignen. Zur Ausiibung der Jagd sind dabei nur die im § 8 JG aufgezéhlten Personen
berechtigt. Werden Bewilligungen nach § 104b Abs 1 litb und ¢ JG erteilt, wird es in der Praxis vor-
kommen, dass der Inhaber der Bewilligung nicht die rechtliche Befugnis besitzt, die bewilligten MaB-
nahmen (Ausnahmen von den Verboten gemifl § 103 Abs 2 JG) auch durchzufiihren. Um der Behdrde,
falls es sich als notwendig erweist, die Moglichkeit zu erdffnen, auch anderen Personen als den Bewilli-
gungsinhabern Auftrige vorzuschreiben — in diesem Fall den dazu Befugten (Jagdausiibungsberechtig-
ten), war die Schaffung einer Rechtsgrundlage notwendig. Mit Verordnung der Landesregierung kdnnen
nihere Ausfiihrungen zu den Voraussetzungen und Mafinahmen nach Abs 4 festgelegt werden — zB wie
und auf welche Weise Maflnahmen nach Abs 4 durchzufiihren sind oder in welchen Fillen fachkundige
Personen beigezogen werden miissen (etwa bei einer Betdubung). Der behordliche Auftrag hat zumindest
die Vorgaben des Bewilligungsbescheides (§ 104b Abs 2 Z 1 bis 5 JG) zu enthalten. Sollte der Jagdaus-
iibungsberechtigte einer Anordnung nach Abs 4 nicht in entsprechender Weise nachkommen, hat die
Behorde Personen heranzuziehen, die im Land Salzburg zu Jagdschutzorganen bestellt sind (sinngeméfe
Anwendung des § 152 Abs 2 JG).
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Zu Z 32 (§ 114):

Als zusitzliche Voraussetzung fiir die Bestellung zum Jagdschutzorgan wird die Erfiillung einer néher
geregelten Fortbildungsverpflichtung normiert. Erfasst davon sind sowohl Personen, die jedenfalls in der
letzten Jagdperiode keine oder nicht durchgéngig Jagdschutzorgane waren, als auch solche, die bereits in
der letzten Jagperiode als Jagdschutzorgane bestellt waren. Letztere diirfen ndmlich nicht wiederbestellt
werden, wenn sie ihrer Fortbildungsverpflichtung nicht nachgekommen sind; vgl zur Amtsenthebung bei
Missachtung der Fortbildungsverpflichtung § 119 Abs 3 JG. § 119 JG, der die Fortbildung von Jagd-
schutzorganen regelt, und die auf dessen Grundlage erlassene Jagdschutz-Fortbildungsverordnung, LGBI
Nr 120/2000, sollen grundsétzlich sinngemdBl angewendet werden. Das heifit, dass zB die Vorschriften
der Jagdschutz-Fortbildungsverordnung iiber die Anwesenheit bei Kursen auch fiir Personen gelten, die
bislang keine Jagdschutzorgane waren. Die sinngemdBe Anwendung der Jagdschutz-
Fortbildungsverordnung findet aber freilich insofern ihre Grenze, als sie zB auf Jagdschutzorgan-
Anwirter iberhaupt nicht angewandt werden kann. So hat die Salzburger Jagerschaft ausschlieBlich zu
Jagdschutzorganen bereits bestellte Personen zu den Fortbildungskursen einzuladen.

Es wird nicht fiir notwendig erachtet, auch von Personen, die erst kiirzlich, ndmlich im letzten Drittel
einer Jagdperiode, die Priifung fiir den Jagdschutzdienst oder eine — allenfalls in Kombination mit einer
Zusatzpriifung — gleichgehaltene Priifung (zB die in Salzburg abgelegte Berufsjagerpriifung) positiv ab-
solviert haben, als Bestellungsvoraussetzung die Ablegung ecines Fortbildungskurses zu verlangen.
SchlieBlich ist davon auszugehen, dass diese Personen ohnedies einen hohen und aktuellen Wissensstand
haben.

Zu Z 33 (§ 115):

Mit dem Bundesgesetz BGB1 I Nr 57/2018 wurden Anderungen im VStG kundgemacht. Da der geltende
§ 115 Abs 1 JG fiir Jagdschutzorgane (Organe der offentlichen Aufsicht) analoge Regelungen zu jenen
des VStG fiir Organe der 6ffentlichen Sicherheit vorsieht, soll er an die Neuerungen im VStG angepasst
werden.

Abs 1 Z 1 rdumt den Jagdschutzorganen schon bisher die Moglichkeit ein, Personen anzuhalten, auf ihre
Identitét zu tiberpriifen und zum Sachverhalt zu befragen, soweit sie auf frischer Tat betreten werden oder
sonst im dringenden Verdacht stehen, eine Verwaltungsiibertretung begangen zu haben. Zur Harmonisie-
rung mit § 34b VStG erfolgt eine Uberarbeitung, sodass diese Ermichtigung kiinftig betreffend Personen
besteht, die auf frischer Tat betreten werden oder unmittelbar danach entweder glaubwiirdig der Tatbege-
hung beschuldigt oder mit Gegensténden betreten werden, die auf ihre Beteiligung an der Tat hinweisen.
§ 35 Abs 2 und 3 Sicherheitspolizeigesetz, BGBI Nr 566/1991, ist bei der Identitétsfeststellung sinnge-
méil anzuwenden, sodass unter Feststellung der Identitét das Erfassen der Namen, des Geburtsdatums und
der Wohnanschrift eines Menschen in dessen Anwesenheit zu verstehen ist, die Menschen, deren Identitét
festgestellt werden soll, hievon in Kenntnis zu setzen sind und jeder Betroffene verpflichtet ist, an der
Feststellung seiner Identitit mitzuwirken.

Bei Personen, die auf frischer Tat betreten werden, sind die Jagdschutzorgane schon bisher erméichtigt, in
den Fillen und unter Beachtung der §§ 35 und 36 VStG eine Festnahme durchzufiihren. Bei solchen Fest-
nahmen soll gemdl Abs 1 Z 2 kiinftig auch der neue § 36a VStG zu beachten sein. Danach ist der Be-
schuldigte sogleich oder unmittelbar nach seiner Festnahme schriftlich in einer fiir ihn verstdndlichen
Sprache tiber die Griinde seiner Festnahme und die gegen ihn erhobenen Anschuldigungen sowie iiber
ihm zustehende Rechte zu informieren. Die Rechte werden taxativ aufgezéhlt. § 36a VStG dient der Um-
setzung des Art 4 der Richtlinie 2012/13/EU des Europédischen Parlaments und des Rates vom 22. Mai
2012 tber das Recht auf Belehrung und Unterrichtung in Strafverfahren, ABI Nr L 142 vom 1. Juni 2012,
die gemeinsam mit anderen Richtlinien unionsweit einheitliche Mindeststandards auf dem Gebiet der
Verfahrensrechte von Beschuldigten schaffen soll. Weiters ist festgelegt, dass jedenfalls eine miindliche
Belehrung iiber die Rechte in einer fiir den Beschuldigten verstidndlichen Sprache zu erfolgen hat. Die
schriftliche Fassung kann erforderlichenfalls auch nachgereicht werden, insbesondere dann, wenn fiir die
bendtigte Sprache kein vorgefertigtes Formblatt aufliegt, sondern erst unter Beiziehung eines Dolmet-
schers hergestellt werden muss. Der Umstand der Belehrung ist ebenfalls schriftlich zu dokumentieren.

Im Abs 1 Z 2 werden weiters betreffend die vorldufige Sicherheit die Verweisungen auf das VStG und die
entsprechenden Begrifflichkeiten aktualisiert.

Abs 1 Z 3 und 4 entspricht dem geltenden Recht.

Neu aufgenommen wird Abs 1 Z 5. Nach dem Vorbild des § 39a VStG wird vorgesehen, dass die Jagd-
schutzorgane verhdltnismaBigen und angemessenen Zwang anwenden kénnen, um die ihnen mit den Z 1
bis 3 sowie mit § 39 Abs 2 VStG eingerdumten Befugnisse durchzusetzen. Eine solche ausdriickliche
Erméchtigung, ihre Befugnisse mit (verhdltnismédBigem) Zwang durchzusetzen, fehlte bislang. Sie diirfen
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in Rechte von Personen nur insoweit eingreifen, als dies zur Erfiillung ihrer Aufgaben erforderlich ist:
Jede Rechtsgutbeeintrachtigung muss in einem angemessenen Verhiltnis zwischen der Bedeutung des
strafrechtlich geschiitzten Rechtsgutes und der Intensitdt seiner Beeintrachtigung durch die Tat einerseits
und dem angestrebten Erfolg andererseits stehen. Die Jagdschutzorgane sind dabei verpflichtet, die Men-
schenwiirde zu achten und unter groBtmdglicher Schonung der Person vorzugehen. Der Verhdltnismafig-
keitsgrundsatz des Bundesverfassungsgesetzes iiber den Schutz der personlichen Freiheit, BGBI Nr
684/1988, sowie sonstige grundrechtliche Garantien (insbesondere Art 2, 3 und 8 EMRK und Art 6 GRC)
sind zu beachten. Unter mehreren zielfiihrenden Zwangsmafnahmen haben die Organe jene zu ergreifen,
die die Rechte der Betroffenen am geringsten beeintrichtigen.

Mit der WaffG-Novelle 2018 wurden Anderungen im Waffenrecht betreffenden die Befugnisse der Orga-
ne der offentlichen Aufsicht vorgenommen. Im Einleitungssatz des § 115 Abs 1 JG wird deklarativ auf
das WaffG verwiesen, um auf darin geregelte Befugnisse hinzuweisen.

Zu 734 (§ 119):

§ 119 JG wird neu gefasst und inhaltlich gedndert. Konkretisiert wird der Umfang der Fortbildungsver-
pflichtung. Jagdschutzorgane miissen an zwei unterschiedlichen Fortbildungskursen wihrend einer
Jagdperiode mit Erfolg teilnehmen. Die erfolgreiche Teilnahme an einem Kurs kann durch den Besuch
von mindestens drei Vortrigen {iber aktuelle Entwicklungen auf dem Gebiet des Jagdwesens ersetzt wer-
den. Derartige Vortrage hat die Salzburger Jagerschaft im Rahmen der Bezirksjégertage zu organisieren;
Genaueres ist durch Verordnung (Abs 2 leg cit) zu regeln. Beide Fortbildungskurse kdnnen nicht durch
den Besuch von Vortrdgen ersetzt werden; dh, einen Fortbildungskurs muss das Jagdschutzorgan zwin-
gend absolvieren. Auch die ndhere Regelung der Kurse und der Priifung obliegt der Landesregierung
(Jagdschutz-Fortbildungsverordnung).

Zu Z 35 (§ 121) und Z 36 (§ 122a):

Die durch LGBI Nr 15/2012 im JG geschaffene Regelung zur Abgrenzung zwischen eigenem und iiber-
tragenem Wirkungsbereich begegnet(e) im Lichte von Art 120a f B-VG verfassungsrechtlichen Beden-
ken. Gemidf Art 120b Abs 2 B-VG sind den Selbstverwaltungskorpern tibertragene Aufgaben der staatli-
chen Verwaltung ausdriicklich als solche des iibertragenen Wirkungsbereiches zu bezeichnen. Die Be-
zeichnung muss sich ,,auf den Inhalt konkreter gesetzlicher (Aufgaben-)Regelungen beziehen* und ,klar
und unmissverstindlich® sein. Der Sinn der Bezeichnungspflicht ist es, zu einer ,, taxativen Bezeichnung
jener gesetzlichen (Aufgaben-)Regelungen zu kommen, die im tibertragenen WB [Wirkungsbereich] zu
vollziehen sind.” (Stolzlechner, Art 120b B-VG Rz 34, in Kneihs/Lienbacher [Hg], Rill-Schéffer-
Kommentar zum Bundesverfassungsrecht [6. Lfg 2010]). Im eigenen Wirkungsbereich zu besorgende
Aufgaben miissen hingegen nicht (ausdriicklich) als solche bezeichnet werden. Aufgaben, die der Gesetz-
geber nicht ausdriicklich dem {ibertragenen Wirkungsbereich zuweist, sind vom Selbstverwaltungskorper
im eigenen Wirkungsbereich wahrzunehmen.

Durch die Anderung des § 122a JG soll eine diesen verfassungsrechtlichen Anforderungen entsprechende
Rechtslage geschaffen werden. Damit die Abgrenzung moglichst prizise gestaltet werden kann, ist § 121
JG, der allgemein — wenn auch nicht abschlieBend — die Aufgaben der Salzburger Jégerschaft regelt,
geringfiigig zu adaptieren. Die Aufgaben bzw Angelegenheiten werden allgemein als von der Salzburger
Jagerschaft (im eigenen oder iibertragenen Wirkungsbereich) zu besorgende Aufgaben bzw Angelegen-
heiten bezeichnet. Welches konkrete Organ der Salzburger Jagerschaft im Einzelnen zustédndig ist, ergibt
sich aus anderen Bestimmungen.

Nach der Generalklausel im § 122a Abs 2 JG sind alle Angelegenheiten, die nicht ausdriicklich dem iiber-
tragenen Wirkungsbereich zugewiesen sind, im eigenen Wirkungsbereich zu besorgen. Wichtige im eige-
nen Wirkungsbereich zu besorgende Angelegenheiten werden demonstrativ aufgezihlt. Die Aufzidhlung
entspricht weitgehend dem bisherigen Aufgabenkatalog.

Die Aus- und Fortbildung der Jagdschutzorgane und Berufsjdger, die Abhaltung von Schulungskursen,
von Jagdpriifungen und von Priifungen fiir den Jagdschutzdienst sowie die mit all diesen Angelegenheiten
jeweils verbundenen Aufgaben (§ 121 Abs 1 Z3 JG) fallen in den tbertragenen Wirkungsbereich der
Salzburger Jagerschaft. Vgl zu den Kriterien zur Abgrenzung des eigenen vom iibertragenen Wirkungsbe-
reich Art 120a Abs 1 und 120b Abs 2 B-VG sowie zB V{Slg 19.885/2014: Zur Besorgung im eigenen
Wirkungsbereich diirfen einem Selbstverwaltungskorper ausschlieBlich 6ffentliche Aufgaben gesetzlich
zugewiesen werden, die im ausschlieBlichen oder liberwiegenden gemeinsamen Interesse der zum Selbst-
verwaltungskorper zusammengeschlossenen Personen gelegen und geeignet sind, durch sie gemeinsam
besorgt zu werden. In jedem Fall wére es unzuldssig, einen Selbstverwaltungskorper Angelegenheiten im
eigenen Wirkungsbereich besorgen zu lassen, die sich auf einen anderen Personenkreis beziehen als je-
nen, welcher dem Selbstverwaltungskorper die demokratische Legitimation vermittelt. Durch Aus- und
Fortbildungen, Schulungen, Priifungen und dergleichen soll sichergestellt werden, dass die Jagd und der
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Jagdschutz nur von beféhigten Personen ausgeiibt werden. Dies liegt keineswegs im ausschlieBlichen oder
iiberwiegenden Interesse der Verbandsangehdrigen, sondern wesentlich im Interesse der Allgemeinheit
bzw Dritter (zB Interesse, dass Personen und Eigentum nicht durch unzureichend qualifizierte Jager ge-
fahrdet werden; Erhaltung der heimischen Wildarten, Vermeidung untragbarer Schiaden an der Vegetation
[vel § 1 JG] etc). AuBerdem beziehen sich die genannten Angelegenheiten (teils) auf Personen, die nicht
dem Verband angehodren: Ordentliche Mitglieder der Salzburger Jagerschaft sind alle Besitzer einer Salz-
burger Jahresjagdkarte (§ 123 Abs 1 JG). Bei der erstmaligen Bewerbung um eine Jahresjagdkarte hat der
Bewerber den Nachweis der jagdlichen Eignung durch das Zeugnis iiber die erfolgreiche Ablegung der
Jagdpriifung zu erbringen (§ 43 Abs 1 JG). Wer zur Jagdpriifung (§§ 49 ff JG) antritt, ist also nicht Mit-
glied der Salzburger Jagerschaft. Jedenfalls deshalb wire es unzuldssig, die Salzburger Jégerschaft das
Priifungswesen iSd §§ 49 ff JG im eigenen Wirkungsbereich besorgen zu lassen.

Da § 121 Abs 1 Z3 JG nicht nur die Aus- und Fortbildung der Jagdschutzorgane und Berufsjéger, die
Abhaltung von Schulungskursen, von Jagdpriifungen und von Priifungen fiir den Jagdschutzdienst, son-
dern auch die mit all diesen Angelegenheiten jeweils verbundenen Aufgaben umfasst, fallen darunter auch
zB die Bestellung der Priifungskommission durch den Landesjdgermeister (§ 49 JG; § 122a Abs 3 Z2 JG
ist daher lediglich eine Klarstellung), die Zulassung zu und Abhaltung von Priifungen und die Festsetzung
der Priifungsgebiihren und Priifungsentschidigungen (§§ 50, 116 JG).

Zu Z.37 (§ 123):

Im § 123 JG wird die Mitgliedschaft zur Salzburger Jagerschaft geregelt. Durch die neu geschaffene Re-
gelung wird es der Salzburger Jagerschaft ermdglicht, auch auBerordentliche Mitglieder aufzunehmen.

Zu Z 38 (§ 124):

Die im § 123 JG geschaffene Méoglichkeit einer auBerordentlichen Mitgliedschaft macht eine Anderung
der Rechte und Pflichten in dieser Bestimmung erforderlich.

Zu Z.39 (§ 125):

Bereits durch LGBI1 Nr 70/2002 wurde im § 116 Abs 1 JG statt einer Priifungskommission beim Amt der
Landesregierung eine Priifungskommission bei der Salzburger Jagerschaft normiert. Bei dieser Priifungs-
kommission handelt es sich fraglos um ein Organ der Salzburger Jagerschaft. Als solches wird die Prii-
fungskommission nunmehr auch im § 125 Abs 1 lit f JG ausdriicklich genannt.

Zu Z 40 (§ 126), Z 41 (§ 128) und Z 42 (§ 129):

Aus organisatorischen Griinden wird es fiir erforderlich erachtet, dass es nunmehr zwei gewéhlte Stellver-
treter des Landesjégermeisters gibt.

§ 128 Abs 1 und § 129 Abs 2 JG sind entsprechend anzupassen.
Zu Z.43 (§ 131) und Z 44 (§ 133):

In der Praxis kamen — vor allem bei Verhinderung des Hegemeisters — schon bislang Hegemeister-
Stellvertreter zum Einsatz. Dafiir wird nunmehr eine ausdriickliche rechtliche Grundlage geschaffen. Der
Bezirksjagdrat hat sowohl den Hegemeister als auch dessen Stellvertreter zu bestellen. Die Bestellungsvo-
raussetzungen fiir den Hegemeister (Vertrauenswiirdigkeit, mit den Ortlichen Verhéltnissen eingehend
vertraut, griindliche jagdliche Kenntnisse und Erfahrungen) gelten auch fiir den Stellvertreter. Samtliche
Befugnisse und Verpflichtungen gehen im Fall der Verhinderung des Hegemeisters fiir diese Zeit auf den
Stellvertreter iiber. Ein Verhinderungsfall wird immer dann anzunehmen sein, wenn der Hegemeister
zeitweilig seine Funktion nicht ausiiben kann; dies kann zB bei Krankheit, Ortsabwesenheit oder im Fall
eines Unfalles sein. Freilich muss nicht jede Erkrankung oder (im Zeitalter elektronischer Kommunikati-
onstechnologien) Ortsabwesenheit die Verhinderung des Hegemeisters bedeuten. Ob der Hegemeister
verhindert ist, wird er vielfach selbst anzugeben haben und damit den Vertretungsfall ausldsen. Daneben
kann es aber auch Situationen geben, in denen der Hegemeister nicht selbst {iber das Vorliegen eines
Vertretungsfalles entscheiden kann (zB Unfall, schwere Erkrankung). In diesen Féllen wird der Hege-
meister-Stellvertreter von sich aus die Vertretung {ibernehmen.

Als zusitzliches Organ kann (,,soweit erforderlich®) der Bezirksjagdrat fiir einzelne Gemeinden, Teile
von Gemeinden und mehrere Gemeinden gemeinsam weiterhin auf Grundlage des § 133 Abs 1 JG Vertre-
ter des Hegemeisters bestellen; neue Bezeichnung: gebietsmiBige Vertreter.

Unverédndert bleibt auch das Recht des Hegemeisters, im Rahmen der Abschusskontrolle gemal3 § 64
Abs la JG geeignete Personen mit der Abwicklung der Vorlage von geschossenen Rotwildtieren
und -kélbern in aufgebrochenem Zustand zu betrauen.
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Zu 7 45 (§ 135) und Z 46 (§ 136):

Es wird eine ausdriickliche gesetzliche Grundlage fiir die Kundmachung von Verordnungen (wozu auch
die Satzungen der Salzburger Jagerschaft zahlen) im Internet geschaffen.

Verordnungen gemédB § 135 Abs 7 JG treten, soweit in der kundzumachenden Verordnung nicht anderes
bestimmt ist, mit dem auf die Kundmachung auf der Homepage folgenden Tag in Kraft. Diese Regelung
erfordert zwingend, dass der Tag der Kundmachung auf der Homepage angegeben wird.

Die gesetzlich vorgeschriebene iibersichtliche Gliederung wird jedenfalls erreicht, wenn die Kundma-
chungen nach Jahrgéngen gegliedert und innerhalb der Jahrgénge fortlaufend nummeriert werden.

Zu Z. 47 (§ 138):

Die Salzburger Jigerschaft hat im Rahmen des Begutachtungsverfahrens eine Uberarbeitung des gelten-
den § 138 Abs 2 JG vorgeschlagen, um einer zu weitgehenden Auslegung des Tatbestandes des groben
Verstofes gegen die Weidgerechtigkeit entgegenzuwirken. Nach geltendem Recht stellt ndmlich jede
bloB fahrlissige Ubertretung der im Abs 2 lit a genannten Bestimmungen einen groben VerstoB gegen die
Weidgerechtigkeit dar und zieht ein Verfahren vor dem Ehrengericht der Salzburger Jagerschaft nach
sich. Da dies einen fiir die Jagerschaft kaum bewiltigbaren Aufwand bedeutet, soll eine Anpassung des
Abs 2 erfolgen. Nach dem neuen Abs 2 Z 1 lit a soll nicht jede Nichterfilllung des Mindestabschusses
einen groben Verstol gegen die Weidgerechtigkeit darstellen und die Einleitung eines Verfahrens zur
Folge haben, sondern nur solche, die die Qualifikation des § 158 Abs 1 Z 8 oder 8a JG aufweisen. Nach
dem neuen Abs 2 Z 1 lit b setzt ein grober Verstol gegen die Weidgerechtigkeit betreffend die darin ge-
nannten Bestimmungen voraus, dass die Handlung grob fahrlédssig oder vorsétzlich erfolgt. Dies steht im
Einklang mit der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes (VwGH 24.09.2014, Ra 2014/03/0001),
nach welcher die Standespflichten und die disziplinarrechtliche Ahndung von deren Verletzung nicht —
wie strafrechtliche Normen — der Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Ordnung dienen, sondern der Ord-
nung innerhalb des Landesjagdverbandes (und der darauf bezogenen Représentation und Pravention). Die
Kriminalisierung von leicht fahrldssiger Tatbegehung ist keinesfalls erforderlich dafiir.

Zu Z 48 (§ 140):

Aus Griinden der Verfahrensokonomie wird auf Vorschlag der Salzburger Jagerschaft im Rahmen des
Begutachtungsverfahrens vorgesehen, dass auch der Ehrenanwalt die Anzeige zuriicklegen, also das eh-
rengerichtliche Verfahren einstellen, kann. Nach der bisherigen Textierung des § 140 Abs 1 JG hatte der
Ehrenanwalt jede Anzeige auf das Vorliegen der Voraussetzungen fiir ein Ehrengerichtsverfahren zu
priifen und sodann mit seinen Antrigen dem Ehrengericht zu iibermitteln. Erst das Ehrengericht beschloss
gemil § 141 Abs 1 JG, ob das Verfahren einzustellen ist. Nunmehr kann der Ehrenanwalt, sofern die
Anzeige nicht die Voraussetzungen fiir ein Ehrengerichtsverfahren erfiillt, dieses bereits einstellen. Davon
ist jedoch der Vorsitzende des Ehrengerichtes zu verstindigen.

Zu Z 49 (§ 158):
Zu Z 49.1:

Im § 58a JG wird die Mdoglichkeit verankert, durch Verordnung der Landesregierung Mallnahmengebiete
einzurichten. Verstofe gegen diese Verordnung sollen eine Verwaltungsiibertretung gemill § 158 Abs 1
Z 7a JG darstellen.

Gemil § 60 Abs 4a JG ist bei der Abschussplanung des Rot- und Gamswildes von dem gemédB Abs 1 leg
cit festgesetzten Mindestabschuss auszugehen. Dieser darf um hochstens 5 % unterschritten werden. An
diese Bestimmung kniipft die neue Formulierung des § 158 Abs 1 Z 8 JG an. Dieser Straftatbestand
kommt ausschlieBlich zur Anwendung, wenn der Abschussplan fiir Rotwild nicht erfiillt worden ist. Au-
Berdem wird nach § 158 Abs 1 Z 8 JG nur leicht fahrldssiges Verhalten bestraft. Vgl § 5 Abs 1 VStG,
wonach zur Strafbarkeit grundsitzlich fahrldssiges Verhalten geniigt, wenn eine Verwaltungsvorschrift
iiber das Verschulden nicht anderes bestimmt. Auch bisher wurde im JG schon zwischen Verwaltungs-
straftatbestéinden, die leicht fahrléssig, und solchen, die grob fahrldssig bzw vorsitzlich begangen werden
konnen, unterschieden.

Strafbar ist nach § 158 Abs 1 Z 8 JG, wer in drei aufeinanderfolgenden Jahren, unter Zusammenrechnung
der in diesem Zeitraum von ihm getétigten Mindestabschiisse, die Summe der fiir diese drei Jahre fiir sein
Jagdgebiet festgelegten Mindestabschiisse fiir Rotwild — leicht fahrlédssig — nicht bis zum Beginn der der
dritten Schusszeit unmittelbar nachfolgenden Schonzeit erfiillt. Die Strafbarkeit ist jedoch nur dann gege-
ben, wenn — dariiber hinaus im Sinne einer objektiven Bedingung — auch der fiir die betreffende Wildre-
gion in einer Verordnung gemill § 60 Abs 1 JG insgesamt festgelegte Mindestabschuss fiir Rotwild bis
zum Beginn der Schonzeit um mehr als 5 % unterschritten worden ist. Auch hier wird auf einen Zeitraum
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von drei Jahren abgestellt. Der Betrachtungszeitraum beginnt jedes Jahr neu (zB 2018-2019-2020; 2019-
2020-2021).

Das heil3t, wer zB bei einem Mindestabschuss fiir Rotwild von 20 Stk/Jahr — leicht fahrldssig — im Jahr
2018 nur 18 Stk schieBt und in den Jahren 2019 und 2020 jeweils 21 Stk, ist nicht strafbar, ungeachtet
dessen, ob der fiir die betreffende Wildregion in einer Verordnung gemif § 60 Abs 1 JG insgesamt fest-
gelegte Mindestabschuss bei Rotwild ,,objektiv* erreicht worden ist. Ebenso wenig ist strafbar, wer bei
einem Mindestabschuss von 20 Stk/Jahr in den Jahren 2018, 2019 und 2020 — leicht fahrlédssig — jeweils
nur 19 Stk schiefit, wenn der fiir die betreffende Wildregion in einer Verordnung gemill § 60 Abs 1 JG
insgesamt festgelegte Mindestabschuss bei Rotwild erreicht oder um hochstens 5 % unterschritten worden
ist.

Wird der Mindestabschuss (zB) bei Gamswild — leicht fahrléssig — nicht erfiillt, ist das tiberhaupt nicht
sanktioniert. Diese Differenzierung kniipft an den Status von Gamswild iSd FFH-Richtlinie an; vgl § 90
JG und die Erlduterungen dazu (Z 22).

Wer hingegen den Mindestabschuss grob fahrlidssig oder vorsétzlich auch nur in einem Jahr nicht erreicht,
ist strafbar — und zwar nach § 158 Abs 1 Z 8a JG. Einen dreijahrigen Betrachtungszeitraum gibt es hier
ebenso wenig wie eine (5 %) Toleranzklausel. Diese Strafbestimmung gilt fiir saimtliche Wildarten, fiir
die ein Mindestabschuss normiert wurde.

Die bisherige Z 8b entfillt; die neue Z 8b entspricht der alten Z 8c, die neue Z 8c der alten Z 8d.
Zu 7.49.2:

VerstoBe gegen den neu eingefiihrten § 66a JG (Kirrfiitterungen) und gegen auf dessen Grundlage erlas-
sene Verordnungen und individuelle hoheitliche Rechtsakte werden nach § 158 Abs 1 Z 15a JG sanktio-
niert.

Zu 7.49.3:

Im Hinblick auf die neuen gesetzlichen Regelungen fiir Wildgehege wird im § 158 Abs 1 JG ergédnzend
die Z 16a eingefiigt. Sie erfasst saimtliche nicht durch andere Strafbestimmungen (zB Z 16) sanktionierte
VerstoBe gegen §§ 68 und 68a JG und die auf deren Grundlage erlassenen Verordnungen sowie individu-
ellen hoheitlichen Rechtsakte. Demnach begeht eine Verwaltungsiibertretung nach § 158 Abs 1 Z 16a JG,
wer zB den Bestimmungen des § 68 Abs 5a JG (Ansitz- bzw Ansitz-Driickjagd; Jagd mit Hundemeuten),
§ 68 Abs 6a JG (Fiitterung), § 68a Abs 1 JG (Entfernung der Einfriedungen bzw Anpassung der Wild-
dichte) oder einem auf Grund von § 68 Abs 10 JG erlassenen Bescheid zuwiderhandelt.

Mit der Formulierung ,.individuelle hoheitliche Rechtsakte® wird klargestellt, dass nicht nur Bescheide,
sondern jedenfalls auch verwaltungsgerichtliche Entscheidungen, die einen Bescheid ersetzen (vgl VWGH
09.09.2015, Ro 2015/03/0032), von der jeweiligen Bestimmung umfasst sind. Ungeachtet der neuen
Terminologie sollen (éltere) Bestimmungen, die ihrem Wortlaut nach nur an Bescheide ankniipfen, diese
verwaltungsgerichtlichen Entscheidungen, die einen Bescheid ersetzen, ebenfalls erfassen.

Zu 7 49.4:

§ 158 Abs 1 Z 29 JG wird angepasst, sodass danach zu bestrafen ist, wer der Kennzeichnungspflicht nach
den §§ 105 Abs 3 und 105a Abs 2 JG zuwiderhandelt. Aus dem Wortlaut folgt unmissverstindlich, dass
der Tatbestand umfassend ist. Damit féllt beispielsweise eine ginzliche Missachtung der Kennzeich-
nungspflicht genauso darunter wie unzureichende Angaben (zB iiber den Beginn und das Ende der Sper-
re). Auch falsche Angaben auf den Hinweistafeln sind nach § 158 Abs 1 Z 29 JG zu bestrafen, zZB wenn
das Ende der Sperre entgegen dem tatséchlichen Ende der Jagd angegeben wird.

Zu 7. 49.5:

VerstoBe gegen das im § 105 Abs 1 JG normierte Betretungsverbot sind nach § 158 Abs 2 JG sanktio-
niert. Eine Verwaltungsiibertretung kann freilich nur begehen, wer ein Jagdgebiet oder Teile desselben
unbefugt betritt. Da § 105 Abs 1 JG das Betreten von Jagdgebieten nicht schlechthin untersagt, sind nach
§ 158 Abs 2 iVm § 105 Abs 1 JG zB jagdfremde Personen nicht strafbar, die sich wéahrend einer Sperre
des Gebietes in diesem zB auf 6ffentlichen StraBen und Wegen aufhalten. Auf der Ebene der Schuld setzt
eine Bestrafung dieses Verhaltens Vorsatz in Form von Wissentlichkeit oder Absichtlichkeit voraus. Die
Behorde hat die erforderlichen Ermittlungen und Feststellungen zu treffen und ggf die entsprechende
Verschuldensform in den Spruch eines Straferkenntnisses (§ 44a VStG) aufzunehmen. Die Einschrin-
kung der Strafbarkeit auf wissentliches und absichtliches Verhalten ist vor allem mit Blick auf die §§ 105
Abs 3 und 105a Abs 2 JG erforderlich, die die Kennzeichnung des Sperrgebietes nur dort gebieten, wo
damit zu rechnen ist, dass Personen in die gesperrte Flache fithrende 6ffentliche Stralen und Wege, mar-
kierte Wege, ForststraBen und sonstige Anlagen, die fiir die allgemeine Beniitzung bestimmt sind, betre-
ten. Folglich ist es nicht erforderlich, gesperrte Gebiete an simtlichen Stellen, an denen Personen 6ffentli-



38 von 38

che Stralen und Wege, markierte Wege, Forststralen und sonstige Anlagen, die fiir die allgemeine Be-
niitzung bestimmt sind, betreten konnen, zu kennzeichnen. Dementsprechend soll aber insbesondere auch
nicht strafbar sein, wer, beispiclsweise weil an der betreffenden Stelle die Kennzeichnung unterblieben
ist, ohne positives Wissen von der konkreten Sperre ein gesperrtes Jagdgebiet betritt. Entsprechende Re-
gelungen werden fiir die Sperren geméal der §§ 106 Abs 2 und 107 Abs 3 JG vorgesehen.

Zu 7 49.6:

§ 158 Abs 5 JG, der fiir Ubertretungen, die durch Uberschreitungen des festgelegten Hochstabschusses
begangen werden, eine einjahrige Verfolgungsverjahrungsfrist vorsieht, kann entfallen. Seit Inkrafttreten
der Anderungen im § 31 VStG durch BGBI I Nr 33/2013 betrigt die Frist fiir die Verfolgungsverjihrung
nach § 31 Abs 1 VStG ohnedies generell ein Jahr.

Zu Z.50 (§ 160b):
Die bereits enthaltenen Verweise auf bundesrechtliche Vorschriften werden aktualisiert.

Im Ubrigen wird durch die Anderung klargestellt, dass die Anordnung im § 160b JG nur insoweit zum
Tragen kommt, als im JG nicht auf bundesgesetzliche Vorschriften in einer bestimmten (anderen) Fas-
sung verwiesen wird.

Zu Z. 51 (§ 163):

GemiB § 5 JG entspricht das Jagdjahr dem Kalenderjahr und die Jagdperiode betrdgt neun Jahre. Dem
Gesetz war jedoch bislang nicht zu entnehmen, wann die jeweils laufende Jagdperiode begonnen hat. Im
§ 163 JG wird nunmehr eine ausdriickliche Regelung geschaffen.

Zu Artikel II (Berufsjéigergesetz):
ZuZ1(§9):

Im Berufsjagergesetz findet sich derzeit im § 9 Abs2 folgende Bestimmung: ,,.Die Berufsjager-
Ausbildungsordnung ist von der Salzburger Jagerschaft bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes mit Wirk-
samkeit ab diesem Zeitpunkt zu erlassen. Vor ihrer Erlassung und Anderung ist die Salzburger Landarbei-
terkammer zu horen.*

Auf Anregung der Salzburger Landarbeiterkammer wird § 9 Abs 2 Berufsjégergesetz gedndert, um allfil-
lige Zweifel an der gesetzlichen Grundlage der BerufSjdger-Ausbildungsordnung und ihrer kiinftigen
Anderungen auszurdumen.

Die Landesregierung stellt sohin den

Antrag,

der Salzburger Landtag wolle beschlielen:
1. Das vorstehende Gesetz wird zum Beschluss erhoben.

2. Die Gesetzesvorlage wird dem Verfassungs- und Verwaltungsausschuss zur Beratung, Berichterstat-
tung und Antragstellung zugewiesen.
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Textgegeniiberstellung

Geltende Fassung

Vorgeschlagene Fassung

Artikel 1
Jagdgesetz 1993 - JG

Vorpachtrecht auf die Jagd auf einem Jagdeinschlufl
8§17

() und (2) ...

(3) Das Vorpachtrecht steht, wenn der Jagdeinschluss von einem Eigen-
jagdgebiet umgrenzt wird, dessen Jagdgebietsinhaber zu. Wird der Jagdein-
schluss von mehreren Eigenjagdgebieten umgrenzt, sind vorpachtberechtigt:

1. der (die) Jagdgebietsinhaber eines angrenzenden Eigenjagdgebietes,

wenn er (sie) Miteigentiimer des Jagdeinschlusses ist (sind) und

a) sein (ihr) Miteigentumsanteil an der Flache des Jagdeinschlusses
mindestens ein Drittel betragt und

b) das Eigenjagdgebiet zusammenhangend zumindest an ein Flinftel des
Umfangs des Jagdeinschlusses grenzt;

2. eine Agrargemeinschaft als Jagdgebietsinhaberin eines Eigenjagdgebie-
tes nach Z 1, wenn eines oder mehrere ihrer Mitglieder (Mit-
)Eigentimer des Jagdeinschlusses ist bzw sind; oder

3. der (die) Jagdgebietsinhaber eines Eigenjagdgebietes nach Z 1, wenn er
(sie) Mitglied(er) einer Agrargemeinschaft ist (sind), in deren Eigentum
der Jagdeinschluss steht.

(3a) Liegen die Voraussetzungen nach Z 1 bis 3 fur die Jagdgebietsinhaber
mehrerer Eigenjagdgebiete vor, steht das Vorpachtrecht zu:

Vorpachtrecht auf die Jagd auf einem Jagdeinschlufy
§17
() und (2) ...

(3) Das Vorpachtrecht steht, wenn der Jagdeinschluss von einem Eigen-
jagdgebiet umgrenzt wird, dessen Jagdgebietsinhaber zu. Wird der Jagdein-
schluss von mehreren Eigenjagdgebieten umgrenzt, sind vorpachtberechtigt:

1. der (die) Jagdgebietsinhaber eines angrenzenden Eigenjagdgebietes,
wenn er (sie) Alleineigentiimer von Teilen oder Miteigentiimer des Jag-
deinschlusses ist (sind) und
a) sein (ihr) Eigentumsanteil oder Miteigentumsanteil an der Flache des

Jagdeinschlusses mindestens ein Drittel betragt und

b) das Eigenjagdgebiet zusammenhangend zumindest an ein Fiinftel des
Umfangs des Jagdeinschlusses grenzt;

2. eine Agrargemeinschaft als Jagdgebietsinhaberin eines angrenzenden
Eigenjagdgebietes, wenn eines oder mehrere ihrer Mitglieder Alleinei-
gentiimer von Teilen oder Miteigentiimer des Jagdeinschlusses ist (sind)
und

a) sein (ihr) Eigentumsanteil oder Miteigentumsanteil an der Flache des
Jagdeinschlusses insgesamt mindestens ein Drittel betrégt und
b) das Eigenjagdgebiet zusammenhangend zumindest an ein Finftel des
Umfangs des Jagdeinschlusses grenzt;
3. der (die) Jagdgebietsinhaber eines Eigenjagdgebietes nach Z 1, wenn er
(sie) Mitglied(er) einer Agrargemeinschaft ist (sind), in deren Eigentum
der Jagdeinschluss steht.
(3a) Liegen die Voraussetzungen nach Z 1 bis 3 fur die Jagdgebietsinhaber
mehrerer Eigenjagdgebiete vor, steht das Vorpachtrecht zu:



1. dem Jagdgebietsinhaber mit dem gréften Miteigentumsanteil an der
gesamten Flache des Jagdeinschlusses,
2. dem Jagdgebietsinhaber, dessen Eigenjagdgebiet die langere Grenze mit
dem Jagdeinschluss aufweist, wenn die Miteigentumsanteile gemall Z 1
mehrerer Jagdgebietsinhaber gleich groR sind.
Kann nach den vorstehenden Bestimmungen kein Vorpachtberechtigter festge-
stellt werden, steht das Vorpachtrecht der Reihe nach jenem Jagdgebietsinhaber
zu, dessen Eigenjagdgebiet in l&ngster, zweitlangster usw Ausdehnung an den
Jagdeinschluss grenzt.

(4) bis (8) ...
Jagdpéchter
§25

(1) Das Jagdrecht darf nur an

a) physische Personen, die eigenberechtigt sind und im Besitz einer
Jahresjagdkarte eines osterreichischen Bundeslandes sind, fir deren
erstmalige Ausstellung die erfolgreiche Ablegung einer entsprechen-
den Eignungsprufung erforderlich ist, wenn kein Verweigerungs-
grund gemal § 44 vorliegt;

b)undc) ...

(2) bis (5) ...
Auflésung des Pachtverhaltnisses
8 37
(1) Der Pachtvertrag kann von der Jagdbehorde aufgeldst werden, wenn der
Péachter
a) bis h) ...
i) trotz wiederholter Ermahnung einen Jagdbetrieb in einer Art und
Weise flhrt, die den Bestimmungen dieses Gesetzes nicht entspricht.

Die Auflésung hat tber Antrag der Salzburger Jagerschaft oder der Jagdkom-
mission, in den Fallen der lit. a und f bis i auch von Amts wegen zu erfolgen. Ist
ein Jagdleiter bestellt, kann die Auflésung nur ausgesprochen werden, wenn der
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1. dem Jagdgebietsinhaber mit dem grofiten Eigentumsanteil oder Mitei-
gentumsanteil an der gesamten Flache des Jagdeinschlusses;

2. dem Jagdgebietsinhaber, dessen Eigenjagdgebiet die langere Grenze mit
dem Jagdeinschluss aufweist, wenn die Eigentumsanteile oder Miteigen-
tumsanteile geméaR Z 1 mehrerer Jagdgebietsinhaber gleich grof3 sind.

Kann nach den vorstehenden Bestimmungen kein Vorpachtberechtigter festge-
stellt werden, steht das Vorpachtrecht der Reihe nach jenem Jagdgebietsinhaber
zu, dessen Eigenjagdgebiet in langster, zweitlangster usw Ausdehnung an den
Jagdeinschluss grenzt.”

(4) bis (8) ...
Jagdpéchter
§25

(1) Das Jagdrecht darf nur an
a) physische Personen, die entscheidungsfahig und volljahrig sind und
im Besitz einer Jahresjagdkarte eines Gsterreichischen Bundeslandes
sind, fur deren erstmalige Ausstellung die erfolgreiche Ablegung ei-
ner entsprechenden Eignungsprifung erforderlich ist, wenn kein
Verweigerungsgrund geman § 44 vorliegt;
b)undc) ...

(2) bis (5) ...
Auflésung des Pachtverhaltnisses
8§37
(1) Der Pachtvertrag kann von der Jagdbehérde aufgeldst werden, wenn der
Péchter
a) bis h) ...
i) trotz wiederholter Ermahnung einen Jagdbetrieb in einer Art und
Weise flihrt, die den Bestimmungen dieses Gesetzes nicht entspricht;

j) grob fahrléssig oder vorsétzlich den fiir sein Jagdgebiet festgelegten
Mindestabschuss nicht innerhalb der Schusszeit erfulit.

Die Auflésung hat Uber Antrag der Salzburger Jagerschaft oder der Jagdkom-

mission, in den Féallen der lit a und f bis j auch von Amts wegen zu erfolgen. Ist

ein Jagdleiter bestellt, kann die Auflésung nur ausgesprochen werden, wenn der



Jagdpéchter das Vorliegen der Auflésungsgriinde der lit. g bis i mitzuverantwor-
ten hat.

(2) Die aus § 23 der Konkursordnung sich ergebenden Kiindigungsmdg-
lichkeiten bleiben unberiihrt. Die Kiindigung ist vom Masseverwalter der Jagd-
behdrde unverziglich mitzuteilen.

3) ...
Nutzung der unverpachteten Eigenjagd
8§40

(1) Eigentumer, die das Jagdrecht in ihrem Eigenjagdgebiet nicht verpachtet
haben und keine gultige Salzburger Jahresjagdkarte besitzen, haben fiir die Aus-
tbung der Jagd einen Jagdleiter zu bestellen. AulRerdem kann die Jagdbehdrde
dem Eigentimer eines Eigenjagdgebietes fiir den Fall, daf er selbst keinen ord-
nungsgemaien Jagdbetrieb flhrt, die Bestellung eines Jagdleiters auftragen.
Liegen in weiterer Folge Griinde im Sinne des § 37 Abs. 1 lit. g bis i und letzter
Satz vor, ist die Eigenjagd von der Jagdbehdrde im Wege der 6ffentlichen Ver-
steigerung unter sinngeméaiier Anwendung der §8 28 und 29 zu verpachten.

) ...
Verlangerung der Jahresjagdkarte
§45

(1) Die Geltungsdauer der Jahresjagdkarte wird jeweils um ein Jagdjahr o-
der dessen restliche Dauer verlangert, sobald deren Besitzer den Jahresbeitrag
fir das betreffende Jahr an die Salzburger Jagerschaft einzahlt. Bei der Aus-
Ubung der Jagd ist der Beleg lber die Einzahlung zusammen mit der behérdlich
ausgestellten Jahresjagdkarte mitzufihren.

(2) und (3) ...

Schonzeiten
§54
(1) Fur die nachstehend angefiihrten Wildarten sind durch Verordnung der
Landesregierung Schonzeiten festzusetzen:
1. Haarwild:
a) ...
b) Beutegreifer: Fuchs, Dachs, Baummarder, Steinmarder, Hermelin,
lltis;
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Jagdpéchter das Vorliegen der Auflésungsgriinde der lit g bis j mitzuverantwor-
ten hat.

(2) Die aus § 23 der Insolvenzordnung sich ergebenden Kiindigungsmdog-
lichkeiten bleiben unberthrt. Die Kiindigung ist vom Masseverwalter der Jagd-
behdérde unverziglich mitzuteilen.

3) ..
Nutzung der unverpachteten Eigenjagd
§40

(1) Eigentumer, die das Jagdrecht in ihrem Eigenjagdgebiet nicht verpachtet
haben und keine gultige Salzburger Jahresjagdkarte besitzen, haben fiir die Aus-
tibung der Jagd einen Jagdleiter zu bestellen. AuRBerdem kann die Jagdbehdrde
dem Eigentiimer eines Eigenjagdgebietes fiir den Fall, daf er selbst keinen ord-
nungsgemalen Jagdbetrieb flhrt, die Bestellung eines Jagdleiters auftragen.
Liegen in weiterer Folge Griinde im Sinne des § 37 Abs 1 lit g bis j und letzter
Satz vor, ist die Eigenjagd von der Jagdbehdrde im Wege der 6ffentlichen Ver-
steigerung unter sinngemafer Anwendung der 88 28 und 29 zu verpachten.

) ..
Verlangerung der Jahresjagdkarte
§45

(1) Die Geltungsdauer der Jahresjagdkarte wird jeweils um ein Jagdjahr o-
der dessen restliche Dauer verlangert, sobald deren Besitzer den Jahresbeitrag
fur das betreffende Jahr an die Salzburger Jagerschaft einzahlt. Bei der Aus-
ibung der Jagd ist ein Nachweis (iber die Einzahlung zusammen mit der behord-
lich ausgestellten Jagdkarte mitzufiihren.

(2) und (3) ...

Schonzeiten
§ 54
(1) Fur die nachstehend angefiihrten Wildarten sind durch Verordnung der
Landesregierung Schonzeiten festzusetzen:
1. Haarwild:
a) ...
b) Beutegreifer: Fuchs, Dachs, Baummarder, Steinmarder, Hermelin,
Iltis, Goldschakal;



c) ...

2. Federwild:
a) Huhnervogel: Auerhahn, Birkhahn, Rackelwild, Fasan;
b) bisd) ...

(2) bis (4) ...

Erlassung der Abschuf3pléne
§60

(1) Die Landesregierung hat auf die Dauer von ldngstens drei Jahren mit
Verordnung fur jeden Rot- und Gamswildraum die Abschiisse, die jahrlich min-
destens durchgefiihrt werden missen (Mindestabschisse), soweit erforderlich
auch aufgegliedert nach Geschlechtern und Altersklassen, sowie die Aufteilung
dieser Abschisse auf die einzelnen Wildregionen festzulegen. Soweit erforder-
lich, kdnnen auch die Abschisse, die hochstens durchgefiihrt werden dirfen
(Hochstabschiisse) festgelegt werden. Erforderliche Anderungen dieser Festle-
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c) ...
2. Federwild:

a) Hihnervogel: Auerhahn, Birkhahn, Rackelhahn, Haselhahn, Fasan;
b) bis d) ...
(2) bis (4) ...
Malinahmengebiete
§ 58a

(1) Die Landesregierung kann durch Verordnung Teilgebiete oder eine Ge-
samtflache von Jagdgebieten, Wildregionen und/oder Wildbehandlungszonen zu
Mafnahmengebieten erklaren und in diesen an die drtlichen Erfordernisse ange-
passte MaBnahmen zum Zweck der Erfullung der Grundsatze des § 3, ndmlich
der Erhaltung des Wald-, Wild- und Umweltgleichgewichtes, festlegen. MaR-
nahmengebiete kénnen von Amts wegen oder auf Antrag eines betroffenen
Grundeigentimers, der Salzburger Jagerschaft oder des forsttechnischen Diens-
tes fur Wildbach- und Lawinenverbauung und nur zeitlich befristet, ndmlich
langstens bis zum Ende einer Jagdperiode, ausgewiesen werden.

(2) Zur Erreichung des Zweckes des MaRnahmengebietes kann die Verord-
nung gemal Abs 1 auch Abweichungen von den jagdrechtlichen Bestimmungen
der 88 54, 55, 56, 58, 59, 60, 61, 62, 65, 66, 66a, 70 und 103 sowie den auf ihrer
Grundlage erlassenen Verordnungen vorsehen.

(3) Vor Erlassung der Verordnung gemaR Abs 1 sind die betroffenen
Grundeigentiimer, die Salzburger Jagerschaft und der forsttechnische Dienst fir
Wildbach- und Lawinenverbauung, soweit sie nicht selbst Antragsteller sind,
sowie die Kammer fur Land- und Forstwirtschaft in Salzburg und die Salzburger
Landarbeiterkammer zu horen.

Erlassung der Abschuf3plédne
§ 60

(1) Die Landesregierung hat auf die Dauer von langstens drei Jahren mit
Verordnung fir jeden Rot- und Gamswildraum die Abschisse, die jahrlich min-
destens durchgefilhrt werden missen (Mindestabschiisse), soweit erforderlich
auch aufgegliedert nach Geschlechtern und Altersklassen, sowie die Aufteilung
dieser Abschisse auf die einzelnen Wildregionen festzulegen. Soweit erforder-
lich, kénnen auch die Abschisse, die hdchstens durchgefihrt werden diirfen
(Hochstabschiisse) festgelegt werden. Erforderliche Anderungen dieser Festle-



gungen sind bis zum 15. Mérz jedes Jahres vorzunehmen. Zur Ermittlung der fir
die Abschuf3planung maligeblichen tatsdchlichen Verhaltnisse (8 59 Abs 2) hat
die Landesregierung langstens alle drei Jahre fiir jeden Wildraum eine Bespre-
chung durchzufihren. Zu dieser sind die Leiter der betroffenen Hegegemein-
schaften, Vertreter der Salzburger Jagerschaft, der Kammer fur Land- und
Forstwirtschaft in Salzburg, des forsttechnischen Dienstes der Wildbach- und
Lawinenverbauung, der betroffenen Bezirkshauptmannschaften und im Bereich
des Nationalparks Hohe Tauern des Salzburger Nationalparkfonds einzuladen.

(2) bis (3a) ...

(4) Die Bezirksjagermeister haben fiir alle Hegegemeinschaften und Jagd-
gebiete ihres Wirkungsbereichs (8 125 Abs 1 Z 2) unter Bedachtnahme auf die
Ergebnisse der Besprechungen nach Abs 3 bzw auf die gemal} Abs 3a erlassenen
Verordnungen im Einvernehmen mit dem betroffenen Jagdinhaber und der ort-
lich zustdndigen Bezirksbauernkammer einen Jahresabschussplan mit Bescheid
zu erlassen. Das Einvernehmen mit dem Jagdinhaber gilt als hergestellt, wenn
dieser entweder bei der Besprechung gemafR Abs 3 dem Vorschlag fiir den Inhalt
des Abschussplans zugestimmt hat oder nicht binnen einer Woche ab Erhalt des
sein Jagdgebiet betreffenden Teils der Niederschrift Einwénde erhoben hat.
Kann das Einvernehmen bis zum 15. April eines Jahres nicht erzielt werden, hat
dies der Bezirksjagermeister der zustandigen Bezirksverwaltungsbehorde als der
sachlich in Betracht kommenden Oberbehérde unverziglich schriftlich mitzutei-
len. Mit dem Einlangen der Mitteilung bei der Bezirksverwaltungsbehérde geht
die Zustandigkeit zur Entscheidung an diese Uber; sie hat den Jahresabschuss-
plan bis zum 15. Juni des Jahres zu erlassen.

(4a) ...

(5) und (6) ...

5von 31

gungen sind bis zum 15. Mérz jedes Jahres vorzunehmen. Anregungen und Vor-
schlage zur Anderung der Festlegungen kénnen im jeweiligen Jahr nur beriick-
sichtigt werden, wenn sie bis spatestens 1. Februar des betreffenden Jahres bei
der Landesregierung einlangen. Zur Ermittlung der fur die AbschuBplanung
maligeblichen tatsachlichen Verhéltnisse (§ 59 Abs 2) hat die Landesregierung
langstens alle drei Jahre fir jeden Wildraum eine Besprechung durchzufiihren.
Zu dieser sind die Leiter der betroffenen Hegegemeinschaften, Vertreter der
Salzburger Jagerschaft, der Kammer fiir Land- und Forstwirtschaft in Salzburg,
des forsttechnischen Dienstes der Wildbach- und Lawinenverbauung, der be-
troffenen Bezirkshauptmannschaften und im Bereich des Nationalparks Hohe
Tauern des Salzburger Nationalparkfonds einzuladen.

(2) bis (3a) ...

(4) Die Bezirksjagermeister haben fiir alle Hegegemeinschaften und Jagd-
gebiete ihres Wirkungsbereichs (8 125 Abs 1 Z 2) unter Bedachtnahme auf die
Ergebnisse der Besprechungen nach Abs 3 bzw auf die gemal} Abs 3a erlassenen
Verordnungen im Einvernehmen mit dem betroffenen Jagdinhaber und der 6rt-
lich zustdndigen Bezirksbauernkammer einen Jahresabschussplan mit Bescheid
zu erlassen. Das Einvernehmen mit dem Jagdinhaber gilt als hergestellt, wenn
dieser entweder bei der Besprechung gemafR Abs 3 dem Vorschlag fir den Inhalt
des Abschussplans zugestimmt hat oder nicht binnen einer Woche ab Erhalt des
sein Jagdgebiet betreffenden Teils der Niederschrift Einwénde erhoben hat.
Kann das Einvernehmen bis zum 15. April eines Jahres nicht erzielt werden, hat
dies der Bezirksjdgermeister der zustandigen Bezirksverwaltungsbehérde als der
sachlich in Betracht kommenden Oberbehdrde unverziiglich schriftlich mitzutei-
len. Mit dem Einlangen der Mitteilung bei der Bezirksverwaltungsbehorde geht
die Zustandigkeit zur Entscheidung an diese Uber; sie hat den Jahresabschuss-
plan bis zum 15. Juni des Jahres zu erlassen. Die Jahresabschusspléne sind auch
dem Hegemeister und dessen Stellvertreter zuzustellen.

(4a) ...

(4b) Enthalt der Jahresabschussplan einer Hegegemeinschaft einen nicht
aufgeteilten Hochst- oder Ersatzabschuss, so ist dieser in den Jahresabschussplé-
nen der einzelnen Jagdgebiete bzw im gemeinsamen Abschussplan fir zusam-

menhéngende Jagdgebiete gemal Abs 4a der betreffenden Wildregion ersicht-
lich zu machen.

(5) und (6) ...



Erfallung des Mindestabschusses
§61
(1) bis (3) ...
(4) Gefangenes Wild wird auf den AbschuRlplan angerechnet, wenn das
Wild auRerhalb des betreffenden Jagdgebietes verbracht wird. Die Erlegung
seuchenkranken oder seuchenverdéchtigen, kranken oder verletzten Wildes wird

auf den Abschuflplan angerechnet, wenn - ausgenommen bei Gamswild - eine
tierdrztliche Bestatigung vorgelegt wird.

©) ...
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Erfullung des Mindestabschusses
§61
(1) bis (3) ...

(4) Gefangenes Wild wird auf den Abschuflplan angerechnet, wenn das
Wild auRerhalb des betreffenden Jagdgebietes verbracht wird. Die Erlegung
seuchenkranken oder seuchenverdéchtigen, kranken oder verletzten Wildes wird
auf den AbschuBplan angerechnet, wenn - ausgenommen bei Gamswild - eine
tierarztliche Bestatigung vorgelegt wird. Durch Braunbér, Wolf, Luchs oder
Goldschakal gerissenes Wild wird auf den Abschussplan angerechnet, wenn dies
durch einen eindeutigen Nachweis (C1-Nachweis) oder bestétigten Hinweis (C2-
Nachweis) belegt werden kann.

() ...
Kirrfltterungen
§ 66a

(1) Kirrfutterung (Kirrung) ist das punktuelle Anlocken von Wild, ausge-
nommen Beutegreifer, durch VVorlage geringer Mengen artgerechter Lock- oder
Futtermittel

1. auBerhalb von Futterplatzen (§ 66) oder Wildwintergattern (§ 67) an
Kirrstellen oder

2. an Futterplatzen auBerhalb der durch die Verordnung gemél § 65 Abs 3
lit b bestimmten Zeitraume,

um das Wild zu beobachten, zu lenken oder zu erlegen.

(2) Das Anlegen von Kirrungen ist jedermann verboten. Ausnahmen vom
Verbot kann die Jagdbehorde auf Antrag des Jagdaustibungsberechtigten im
Einzelfall bewilligen, wenn besondere Umsténde dies erforderlich machen und
die Grundsatze des § 3 dadurch nicht beeintrachtigt werden.

(3) Das Anlegen von Kirrungen bedarf der Zustimmung der Eigentlimer der
im Umkreis von 100 m gelegenen Grundstiicke. Befindet sich die Kirrung in
einem Abstand von weniger als 100 m zur Jagdgebietsgrenze, ist auch die Zu-
stimmung des Jagdausiibungsberechtigten des benachbarten Jagdgebietes erfor-
derlich.

(4) Die Jagdbehdrde hat die Entfernung von Kirrfutterungen jeder Art zu
verfugen, wenn sie diesem Gesetz oder den auf dessen Grundlage erlassenen
Verordnungen oder individuellen hoheitlichen Rechts-akten widersprechen.



Wildgehege
§ 68

(1) Wildgehege (Gatter) sind Jagdgebiete oder Teile eines Jagdgebietes, die
durch natirliche oder kiinstliche Umfriedung gegen den Wechsel des dort geheg-
ten Wildes von und nach allen anderen benachbarten Grundfléachen vollkommen
abgeschlossen und der Wildhege gewidmet sind. Sie durfen nur vom Eigentiimer
eines Eigenjagdgebietes oder vom Jagdinhaber eingerichtet werden und kénnen
neben jagdlichen Zwecken auch als Schaugatter oder fur wissenschaftliche Zwe-
cke genitzt werden.

Keine Wildgehege sind:

a) Anlagen, die keinen jagdlichen Zwecken, sondern ausschlieflich
anderen Zwecken wie etwa der Schaustellung des Wildes, der wis-
senschaftlichen Forschung oder der Tierhaltung im Rahmen eines
bewilligten Tierheims (§ 29 Tierschutzgesetz) dienen sollen;

b) Wildtierzuchtgatter (88 109 ff).

(2) Die Einrichtung und wesentliche Anderungen von Wildgehegen bediir-
fen der Bewilligung der Landesregierung. In dieser sind ein allfalliger Neben-
zweck (Schaugatter, wissenschaftlicher Zweck usw) und die gehegten Wildarten
anzufihren. Sie erlischt, wenn ein Wildgehege Uber einen Zeitraum von funf
Jahren nicht betrieben wird.

(3) Vor Erteilung der Bewilligung ist die Salzburger Jagerschaft und, wenn
das Wildgehege in einem Gemeinschaftsjagdgebiet eingerichtet wird, die Jagd-
kommission zu héren. Wird das Wildgehege nicht vom Eigentumer eines Eigen-
jagdgebietes eingerichtet, so ist dies nur mit Zustimmung des Grundbesitzers
maglich.

(4) Die Bewilligung darf nur erteilt werden, wenn

a) die GroRe und sonstige Gestaltung des Wildgeheges sowie seine
klimatischen Verhéltnisse den biologischen Erfordernissen des ge-
hegten Wildes entsprechen;

b) die Gewéhr fur eine ordnungsgemdle Haltung und Betreuung des
gehegten Wildes gegeben ist;

c) der verbleibende Teil des Jagdgebietes mindestens 115 ha betrégt;

d) die Jagd in anderen angrenzenden Jagdgebieten und die Wildvertei-
lung nicht wesentlich beeintrachtigt wird;

e) das Betreten des Waldes zu Erholungszwecken zB durch Drehkreuze,
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Wildgehege
§ 68

(1) Wildgehege (Gatter) sind Jagdgebiete oder Teile eines Jagdgebietes, die
durch natirliche oder kiinstliche Einfriedung gegen den Wechsel des dort geheg-
ten Wildes von und nach allen anderen benachbarten Grundfldchen vollkommen
abgeschlossen und der Wildhege gewidmet sind und vor dem Inkrafttreten des
Gesetzes LGBI Nr .....[....... als Wildgehege (Gatter) bewilligt wurden. Sie durf-
ten nur vom Eigentimer eines Eigenjagdgebietes oder vom Jagdinhaber einge-
richtet werden und kénnen neben jagdlichen Zwecken auch als Schaugatter oder
fur wissenschaftliche Zwecke genutzt werden. Die Bewilligung er-lischt, wenn
ein Wildgehege Uber einen Zeitraum von fiinf Jahren nicht betrieben wird.

(2) Die wesentliche Anderung von Wildgehegen bedarf der Bewilligung der
Landesregierung. In dieser sind ein allfalliger Nebenzweck (Schaugatter, wis-
senschaftlicher Zweck usw) und die gehegten Wildarten anzufiihren. Die Bewil-
ligung erlischt, wenn die bewilligte Anderung nicht innerhalb von finf Jahren ab
ihrer Erteilung durchgefiihrt wird.

(3) Vor Erteilung der Bewilligung ist die Salzburger Jagerschaft und, wenn
das Wildgehege in einem Gemeinschaftsjagdgebiet eingerichtet ist, die Jagd-
kommission zu héren. Wird das Wildgehege nicht vom Eigentiimer eines Eigen-
jagdgebietes betrieben, ist die wesentliche Anderung nur mit seiner Zustimmung
méglich.

(4) Die Bewilligung darf nur erteilt werden, wenn

a) die GroRe und sonstige Gestaltung des Wildgeheges sowie seine
klimatischen Verhéltnisse den biologischen Erfordernissen des ge-
hegten Wildes entsprechen,

b) die Gewdhr fur eine ordnungsgeméaRe Haltung und Betreuung des
gehegten Wildes gegeben ist,

c) der verbleibende Teil des Jagdgebietes mindestens 115 ha betragt,

d) die Jagd in anderen angrenzenden Jagdgebieten und die Wildvertei-
lung nicht wesentlich beeintrachtigt werden,

e) sichergestellt ist, dass die geplante Anderung des Wildgeheges nicht



Tore oder Uberstiege gesichert ist, und

f) naturschutzrechtlich besonders geschiitzte Lebensraume (8 24 des
Salzburger Naturschutzgesetzes 1999) nicht wesentlich beeintrachtigt
werden.

©) ...

6) ...

@ ...

(8) Die Ausiibung der Jagd im Wildgehege darf nicht selbstandig Gberlas-
sen werden. Das gehegte Wild unterliegt nicht den Bestimmungen dieses Geset-
zes Uber Schonzeiten und Abschuf3planung.

(9) Bescheide nach Abs 2, 5 und 7 sind von der Landesregierung der Be-
zirksverwaltungsbehdrde mitzuteilen.

8 von 31

den Zielsetzungen bzw MaRnahmen nach Abs 9 und 10 zuwiderlauft,

f) das Betreten des Waldes zu Erholungszwecken zB durch Drehkreuze,
Tore oder Uberstiege gesichert ist, und

g) naturschutzrechtlich besonders geschitzte Lebensrdume (§ 24 des
Salzburger Naturschutzgesetzes 1999) nicht wesentlich beeintrachtigt
werden.

() ...

(5a) In Wildgehegen sind als Bejagungsformen nur die Pirsch-, die Ansitz-
sowie die Ansitz-Driickjagd erlaubt. Ansitz-Driickjagden dirfen nur in der Zeit
von 1. Oktober bis 10. Janner stattfinden. Die Jagd mit Hundemeuten (Rudeln)
ist flir samtliche Arten der Jagdausiibung verboten.

(6) ...
(6a) Die Futterung in Wildgehegen darf nur in den in der Verordnung ge-
mali § 65 Abs 3 lit b festgelegten Zeitrdumen erfolgen.

..

(8) Bescheide nach Abs 2, 5 und 7 sind von der Landesregierung der Be-
zirksverwaltungsbehdrde mitzuteilen.

(9) Die Einfriedungen der Flachen von Wildgehegen (Gattern), welche nach
allen Seiten kinstlich eingefriedet wurden, sind mit Ablauf des 31. Dezember
2026 so zu Offnen, dass diese fiir die in der Umgebung heimischen und dort
ganzjahrig vorkommenden Wildarten durchléssig (passierbar) sind. Zu verhin-
dern ist, dass jene Schalenwildarten, welche im angrenzenden Bereich um das
Gatter erheblichen Schaden an land- und forstwirtschaftlichen Kulturen verursa-
chen kénnen, aus dem Gatter auswechseln.

(10) Die Behorde ist berechtigt, mit Bescheid jene MalRnahmen aufzutra-
gen, die bereits vor Ablauf des 31. Dezember 2026 erforderlich sind, um mit
1. Janner 2027 einen dem Abs 9 entsprechenden Betrieb sicherzustellen.



Sonstige Jagdanlagen
8§69

(1) Dem Jagdinhaber ist auBer in den Féllen der 8§ 67 und 68 die Errich-
tung und Erhaltung sonstiger Anlagen fir den Jagdbetrieb, wie Wildz&une,
Jagdhitten, ortsfeste Bodenansitze, Hochsitze, Hochstande, Futterplatze, Jagd-
steige u. dgl. nur mit Zustimmung des Grundeigentiimers gestattet. Wird diese
Zustimmung nicht erteilt, so kann die Jagdbehérde diese durch Bescheid erset-
zen, wenn diese Anlagen zur ordentlichen Jagdbetriebsfiihrung notwendig sind
und ihre Duldung dem Grundeigentiimer zugemutet werden kann. Der Grundei-
gentimer kann hiefiir eine angemessene Entschédigung beanspruchen, die im
Streitfall von der Jagdbehorde festgesetzt wird.

(2) bis (4) ...
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Auflassung von Wildgehegen
§ 68a

(1) Werden Wildgehege freiwillig oder auf Anordnung der Behérde aufge-
lassen, so sind Einfriedungen von Flachen des betroffenen Wildgeheges zu ent-
fernen, sofern diese Einfriedungen nicht auf Grund anderer gesetzlicher Vor-
schriften zulassig sind. Bei Auflassung des Wildgeheges hat die Wilddichte der
heimischen Wildarten auf der Flache des bisherigen Wildgeheges jener der um-
liegenden Wildlebensrdume zu entsprechen.

(2) Vor dem Entfernen der Einfriedungen hat der bisherige Betreiber des
Wildgeheges sicherzustellen, dass nur die in den umliegenden Gemeinden hei-
mischen und dort ganzjahrig vorkommenden Wildarten in die freie Wildbahn
gelangen.

(3) Entsprechen die Flachen eines aufgelassenen Wildgeheges den Voraus-
setzungen des § 11, sind sie fur die restliche Dauer der Jagdperiode auf Antrag
als Eigenjagdgebiet anzuerkennen; anderenfalls sind die Flachen dem Gemein-
schaftsjagdgebiet zuzuweisen, wenn nicht ein Vorpachtrecht (8§ 17) festgestellt
wird. Fir die dem Gemeinschaftsjagdgebiet zugewiesenen Flachen ist der Pacht-
betrag nach dem Hektarsatz des betreffenden Gemeinschaftsjagdgebietes zu
bemessen.

Sonstige Jagdanlagen
§69

(1) Dem Jagdinhaber ist auRer in den Féllen der 8§ 67 und 68 die Errich-
tung und Erhaltung sonstiger Anlagen fiir den Jagdbetrieb, wie Wildz&une,
Jagdhiitten, ortsfeste Bodenansitze, Hochsitze, Hochstande, Futterplatze, Jagd-
steige, kiinstliche Aufzuchtstationen fir Federwild u. dgl. nur mit Zustimmung
des Grundeigentimers gestattet. Wird diese Zustimmung nicht erteilt, so kann
die Jagdbehorde diese durch Bescheid ersetzen, wenn diese Anlagen zur or-
dentlichen Jagdbetriebsfiihrung notwendig sind und ihre Duldung dem Grundei-
gentiimer zugemutet werden kann. Der Grundeigentimer kann hiefiir eine an-
gemessene Entschadigung beanspruchen, die im Streitfall von der Jagdbehdrde
festgesetzt wird.

(2) bis (4) ...
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Gebote und Verbote bei der Ausiibung der Jagd Gebote und Verbote bei der Ausiibung der Jagd
8§70 §70
() und (2) ... (D) und (2) ...
(3) Folgende MalRnahmen sind verboten: (3) Folgende Maltnahmen sind verboten:
a) Die Beniitzung von Schusswaffen, Munition und Zielhilfsmitteln, die a) Die Benlitzung von Schusswaffen, Munition und Zielhilfsmitteln, die

fiir die Jagd auf jagdbare Tiere gewdhnlich nicht bestimmt sind. Da-
runter fallen insbesondere die gemai 8 17 Abs 1 Z 1 bis 5 des Waf-
fengesetzes 1996 verbotenen Waffen, automatische Kugelgewehre,
Luftdruckwaffen, Pfeil und Bogen und &hnliche Gerdate, Zimmerstut-
zen, Kugelgewehre fir Randfeuerpatronen, Narkosegewehre, Arm-
bruste, halbautomatische oder automatische Waffen, deren Magazin
mehr als zwei Patronen aufnehmen kann, Vorrichtungen zur Beleuch-
tung von Zielen und Visiereinrichtungen fir das Schief3en bei Nacht
mit elektronischem Bildverstarker oder Bildumwandler, Infrarotgera-
te und Restlichtverstérker. Die Verwendung von Faustfeuerwaffen ist
nur zur Abgabe eines Fangschusses gestattet.

b) ...

c) Die Verwendung von kinstlichen Lichtquellen, Spiegeln oder sonsti-
gen Vorrichtungen zum Blenden, von Tonbandgerdten oder nichtse-
lektiven Netzen und Fallen.

fur die Jagd auf jagdbare Tiere gewohnlich nicht bestimmt sind. Da-
runter fallen insbesondere die gemdl 8 17 Abs 1 Z 1 bis 11 des Waf-
fengesetzes 1996 verbotenen Waffen, automatische Kugel- und
Schrotgewehre, Luftdruckwaffen, Pfeil und Bogen und &hnliche Ge-
rate, Zimmerstutzen, Narkosegewehre, Armbriste, halbautomatische
Waffen, deren Magazin mehr als zwei Patronen auf-nehmen kann,
Vorrichtungen zur Beleuchtung von Zielen und Visiereinrichtungen
fur das SchieRen bei Nacht mit elektronischem Bildverstarker oder
Bildumwandler, Infrarotgerate und Restlichtverstarker sowie Ther-
mal- und Warmebildgerate. Die Verwendung von Faustfeuerwaffen
ist nur zur Abgabe eines Fangschusses gestattet.

b) ...
c) Die Verwendung von kinstlichen Lichtquellen, Spiegeln oder sonsti-

gen Vorrichtungen zum Blenden, von Tonbandgeréten und elektroni-
schen Lockgeraten, mit Ausnahme der Lockjagd auf jene Rabenvo-
gel, die rechtmaRig bejagt werden diirfen, Fiichse und invasive ge-
bietsfremde Arten, oder von nicht selektiven Netzen und Fallen.

d) bish) ... d) bish) ...
(3a) Abweichend von Abs 3 lit a diirfen Vorrichtungen zur Ddmpfung des
Schussknalles (Schallddmpfer) im Rahmen der Jagdaustibung beniitzt werden,
wenn
a) eine Ausnahmebewilligung geméaR § 17 Abs 3a des Waffengesetzes
1996 erteilt wurde oder
b) die Voraussetzungen gemal § 17 Abs 3b erster oder zweiter Satz des
Waffengesetzes 1996 vorliegen.

(4) und (5) ... (4) und (5) ...



Verwenden von Fangvorrichtungen
§72a
(1) bis (3) ...

(4) Die Fangvorrichtungen sind wiederkehrend in Zeitabstanden von langs-
tens 24 Stunden zu Uberprufen.

(5) Die Landesregierung hat, soweit es

— zur Erreichung der im § 1 genannten Ziele oder zur Wahrung der im
8§ 3 angefihrten Grundsétze,

— zum Schutz des Menschen sowie von Haustieren oder wildlebenden
Tieren,

—zur Durchfuhrung von unmittelbar anwendbaren Rechtsakten der
Europdischen Gemeinschaft auf dem Gebiet des Schutzes von wild-
lebenden Tierarten oder

—zur Umsetzung der im § 160a genannten Rechtsakte der Européi-
schen Gemeinschaft

erforderlich ist, durch Verordnung néhere Bestimmungen dartiber zu erlassen,
welche persdnlichen und sachlichen Voraussetzungen fiir die Verwendung von
Fangvorrichtungen erfillt sein mussen. Die sachlichen Voraussetzungen kénnen
betreffen:

1. bis 5. ...

Aussetzen von Wild
8§73

(1) Wild darf nur vom Jagdinhaber und nur mit Bewilligung der Landesre-
gierung in die freie Wildbahn ausgesetzt werden. Eine Bewilligung ist nicht
erforderlich flir das Aussetzen von

1. Stockenten wéhrend der Schonzeit spatestens bis acht Wochen vor de-
ren Ende;

2. Fasane (Abs 2a).
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Verwenden von Fangvorrichtungen
§72a
(1) bis (3) ...

(4) Die Fangvorrichtungen sind wiederkehrend in Zeitabstanden von langs-
tens 24 Stunden zu Uberprifen. Gefangene Tiere sind dabei zu entnehmen. Das
Uberpriifungsintervall des ersten Satzes gilt auch fiir Fallen mit elektronischem
Fangmeldesystem. Die Uberpriifung kann auch durch ein elektronisches Fang-
meldesystem durchgefiihrt werden, sofern keine kommunikationstechnischen
Griinde entgegenstehen (Funkloch). Aus Fallen mit einem elektronischen Fang-
meldesystem sind Tiere unverziglich zu entnehmen.

(5) Die Landesregierung hat, soweit es

— zur Erreichung der im § 1 genannten Ziele oder zur Wahrung der im
8§ 3 angefilhrten Grundsétze,
—zum Schutz des Menschen sowie von Haustieren oder wildlebenden
Tieren,
— zur Durchfiuhrung von unmittelbar anwendbaren Rechtsakten der
Europdischen Union auf dem Gebiet des Schutzes von wildlebenden
Tierarten oder
—zur Umsetzung der im § 160a genannten Rechtsakte der Européi-
schen Union
erforderlich ist, durch Verordnung nahere Bestimmungen dariber zu erlassen,
welche persdnlichen und sachlichen Voraussetzungen fiir die Verwendung von
Fangvorrichtungen erfullt sein missen. Die sachlichen Voraussetzungen kénnen
betreffen:
1. bis 5. ...

Aussetzen von Wild
8§73

(1) Wild darf nur vom Jagdinhaber und nur mit Bewilligung der Landesre-
gierung ausgesetzt werden.



) ...

(2a) Das Aussetzen von Fasanen ist der Behorde spatestens acht Wochen
vor dem geplanten Zeitpunkt des Aussetzen schriftlich anzuzeigen. Die Behérde
hat das Aussetzen zu untersagen, wenn es den Grundsétzen des § 3 widerspricht.
Fasane diirfen im Jahr des Aussetzens in dem betreffenden Jagdgebiet nur bejagt
werden, wenn das Aussetzen vor dem 1. April erfolgt ist.

(3) Werden Wildtiere ohne Bewilligung gemaR Abs. 1 oder sonstige, dem
Wild gefahrliche Tiere ausgesetzt, kann die Jagdbehdrde den Fang oder Abschul
verfugen.

Einheitliche Jagdbetriebsfiihrung
8§78

(1) Die Jagdinhaber angrenzender Jagdgebiete kdnnen unbeschadet ihrer
personlichen Verantwortung zum Zweck einer nachhaltigen groBraumigen Jagd-
betriebsflihrung eine Gemeinschaft auf die Dauer der Jagdperiode durch schrift-
lichen Vertrag bilden. Diese kann eine umfassende gemeinsame Jagdbetriebs-
fiihrung oder auch nur bestimmte gemeinsame jagdbetriebliche MalRhahmen zum
Gegenstand haben. Der Vertrag ist der Jagdbehérde anzuzeigen und von dieser
fiir unwirksam zu erkléren, wenn auf Grund seiner Bestimmungen anzunehmen
ist, dal eine ordentliche Jagdbetriebsfiihrung nicht gewahrleistet ist oder trotz
Aufforderung kein geeigneter zustellungsbevollméchtigter Vertreter bestellt oder
eine nicht entsprechende Jagdbetriebsfiihrung fortgesetzt wird. Bei Jagdgebieten,
die in den Amtsbereichen verschiedener Jagdbehdrden liegen, haben diese ein-
vernehmlich vorzugehen.

(2) und (3) ...
Organisation und Aufgaben
8§79
(1) bis (4) ...
(5) Die Aufteilung der Fitterungskosten auf die Mitglieder erfolgt nach ei-
nem Schlissel, der von der Hegegemeinschaft auf Grund der Zahl der bewillig-
ten und/oder der tatsachlich getatigten Abschisse in den Rotwildkernzonen und

Rotwildrandzonen festzulegen ist. Fir Hirsche, Tiere und Kalber ist dabei je-
weils ein Punktewert festzusetzen, der dem Verhéaltnis der durchschnittlichen
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) ...

(3) Werden Wildtiere ohne Bewilligung gemaR Abs 1 oder Tiere aus Wild-
tierzuchtgattern, welche nicht als Wild im Sinne des § 4 gelten, ohne Bewilli-
gung gemaR Abs 4 oder sonstige, dem Wild gefahrliche Tiere ausgesetzt, kann
die Jagdbehorde den Fang oder Abschuss verfligen.

(4) Tiere aus Wildtierzuchtgattern, welche nicht als Wild im Sinne des § 4
gelten, dirfen weder in Wildgehege noch in die freie Wildbahn ausgesetzt wer-
den. Ausgenommen davon sind bewilligte Aussetzungen zum Bestandeswieder-
aufbau nach Tierseuchen oder zur Blutauffrischung.

Einheitliche Jagdbetriebsfiihrung
§78

(1) Die Jagdinhaber angrenzender Jagdgebiete kénnen unbeschadet ihrer
personlichen Verantwortung zum Zweck einer nachhaltigen grofRrdumigen Jagd-
betriebsflihrung eine Gemeinschaft auf die Dauer der Jagdperiode durch schrift-
lichen Vertrag bilden, sofern diese in Einklang mit der Zonierung (Wildbehand-
lungszonen) steht. Diese kann eine umfassende gemeinsame Jagdbetriebsfiih-
rung oder auch nur bestimmte gemeinsame jagdbetriebliche Manahmen zum
Gegenstand haben. Der Vertrag ist der Jagdbehdrde anzuzeigen und von dieser
fur unwirksam zu erkléren, wenn auf Grund seiner Bestimmungen anzunehmen
ist, daB eine ordentliche Jagdbetriebsfiihrung nicht gewahrleistet ist oder trotz
Aufforderung kein geeigneter zustellungsbevollméchtigter Vertreter bestellt oder
eine nicht entsprechende Jagdbetriebsfiihrung fortgesetzt wird. Bei Jagdgebieten,
die in den Amtsbereichen verschiedener Jagdbehdrden liegen, haben diese ein-
vernehmlich vorzugehen.

(2) und (3) ...
Organisation und Aufgaben
8§79
(1) bis (4) ...
(5) Die Aufteilung der Fitterungskosten auf die Mitglieder erfolgt nach ei-
nem Schlissel, der von der Hegegemeinschaft auf Grund der Zahl der bewillig-
ten und/oder der tatsachlich getétigten Abschisse in den Rotwildkernzonen und

Rotwildrandzonen festzulegen ist. Fur Hirsche, Tiere und Kalber ist dabei je-
weils ein Punktewert festzusetzen, der dem Verhaltnis der durchschnittlichen



Abschusswerte der genannten Wildstiicke entspricht. Die Zahl der bewilligten
und/oder tatsachlich getatigten Abschiisse im Bereich einer Hegegemeinschaft
wird mit den festgelegten Punktewerten multipliziert und ergibt einen Gesamt-
wert, der den Gesamtkosten fiir die Fltterung gegeniiberzustellen ist. Die Kosten
sind entsprechend dem Verhéltnis, in dem die Jagdgebiete zum Gesamtwert
beigetragen haben, zu verteilen. Besorgt der Jagdinhaber selbst die Rotwildfiitte-
rungen, sind seine Leistungen als Naturalleistungen anzurechnen. Versorgt sich
das Rotwild im Winter in einigen Jagdgebieten ohne Futterung schadenfrei
selbst, kann auf eine Beteiligung dieser Jagdgebiete an den entsprechenden Fit-
terungskosten verzichtet werden.

(6) ...
Mitgliederversammliung
880

(1) Der Mitgliederversammlung gehdren die Jagdinhaber der in der Wildre-
gion zusammengefassten Jagdgebiete an. Mitglieder, deren Jagdgebiet zumin-
dest teilweise in einer Rotwildkernzone oder Rotwildrandzone liegt, sind in allen
Angelegenheiten stimmberechtigt. Mitglieder, deren Jagdgebiet zur Génze in
einer Rotwildfreizone liegt, sind bei den im 8 79 Abs 3 lit a angefiihrten Angele-
genheiten (Futterung des Rotwilds) nicht stimmberechtigt. Stimmberechtigten
Mitgliedern kommt auf je angefangene 500 ha der einbezogenen und anrechen-
baren Jagdgebietsflache eine Stimme zu; Gleiches gilt auch fiir Wahlen. Das
Stimmrecht ist personlich oder durch schriftlich Bevollméchtigte auszuiben.
Eine Jagdgesellschaft gilt als ein Mitglied, das durch den Jagdleiter (oder dessen
Stellvertreter) vertreten wird.

(2) bis (8) ...
Jagdliche Beschrankungen im Interesse der Landwirtschaft
8 87

(1) In der Zeit vom 1. Feber bis 15. August darf mittels Brackierhunden
nicht gejagt werden, doch darf der Jagdinhaber das Rotwild aus kultivierten
Grundstiicken auch mit solchen Hunden austreiben. Ausnahmen vom Verbot
kénnen von der Jagdbehdrde zum Zweck der Jagdhundeausbildung bewilligt
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Abschusswerte der genannten Wildstucke entspricht. Die Zahl der bewilligten
und/oder tatsdchlich getatigten Abschiisse im Bereich einer Hegegemeinschaft
wird mit den festgelegten Punktewerten multipliziert und ergibt einen Gesamt-
wert, der den Gesamtkosten flr die Fitterung gegeniliberzustellen ist. Die Kosten
sind entsprechend dem Verhéltnis, in dem die Jagdgebiete zum Gesamtwert
beigetragen haben, zu verteilen. Besorgt der Jagdinhaber selbst die Rotwildfitte-
rungen, sind seine Leistungen als Naturalleistungen anzurechnen. Versorgt sich
das Rotwild im Winter in einigen Jagdgebieten ohne Futterung schadenfrei
selbst, kann auf eine Beteiligung dieser Jagdgebiete an den entsprechenden Fiit-
terungskosten verzichtet werden. Fir Abschiisse von Rotwild, die gemaR § 90
Abs 1 oder 2 angeordnet bzw bewilligt wurden, hat die Hege-gemeinschaft einen
Futterungskostenbeitrag zu beschlielen und vorzuschreiben.

(6) ...
Mitgliederversammlung
880

(1) Der Mitgliederversammlung gehdren die Jagdinhaber der in der Wildre-
gion zusammengefassten Jagdgebiete an. Mitglieder, deren Jagdgebiet zumin-
dest teilweise in einer Rotwildkernzone oder Rot-wildrandzone liegt, sind in
allen Angelegenheiten stimmberechtigt, sofern auf der einbezogenen und anre-
chenbaren Jagdgebietsflache im Durchschnitt der letzten drei Jahre mehr als ein
Stiick Rotwild auf 500 ha jahrlich erlegt wurden. Mitglieder, deren Jagdgebiet
zur Génze in einer Rotwildfreizone liegt, sind bei den im § 79 Abs 3 lit a ange-
fuhrten Angelegenheiten (Futterung des Rotwilds) nicht stimmberechtigt.
Stimmberechtigten Mitgliedern kommt auf je angefangene 500 ha der einbezo-
genen und anrechenbaren Jagdgebietsflache eine Stimme zu; Gleiches gilt auch
fur Wahlen. Das Stimmrecht ist persénlich oder durch schriftlich Bevollméchtig-
te auszuliben. Eine Jagdgesellschaft gilt als ein Mitglied, das durch den Jagdlei-
ter (oder dessen Stellvertreter) vertreten wird.

(2) bis (8) ...
Jagdliche Beschrankungen im Interesse der Landwirtschaft
887

(1) In der Zeit vom 1. Februar bis 15. August darf die Brackierjagd nicht
ausgelbt werden, doch darf der Jagdinhaber Schalenwild aus kultivierten Grund-
stiicken auch mit Brackierhunden austreiben. Ausnahmen vom Verbot kdnnen
von der Jagdbehdrde zum Zweck der Jagdhundeausbildung bewilligt werden.



werden.
) ...
Malnahmen zum Schutz des Waldes und landwirtschaftlicher Kulturen
§90

(1) Treten einzelne Wildtiere besonders schadensverursachend in Erschei-
nung, so kann die Jagdbehdrde auf Antrag des Grundbesitzers oder des Jagdin-
habers oder von Amts wegen nach Anhdrung des Bezirksjdgermeisters den un-
verzuglichen Abschul’ dieser Stiicke auch tber den AbschuBplan hinaus und in
der Schonzeit anordnen bzw. bewilligen.

(2) bis (7) ...
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2) ...
MaRnahmen zum Schutz des Waldes und landwirtschaftlicher Kulturen
8§90

(1) Treten einzelne Haarwildtiere, welche nicht dem besonderen Schutz des
8 103 Abs 1 unterliegen, besonders schadensverursachend in Erscheinung, so
kann die Jagdbehdrde auf Antrag des Grundbesitzers oder des Jagdinhabers oder
von Amts wegen nach Anhérung des Bezirksjagermeisters den unverziglichen
Abschuss dieser Stiicke zeitlich befristet auch tber den Abschussplan hinaus,
mit Ausnahme des Gamswildes in dessen Kern- und Randzone, und in der
Schonzeit anordnen bzw bewilligen.

(2) bis (7) ...

(8) Wird der Abschuss von Rot- oder Rehwild gem&R Abs 1 oder 2 von der
Jagdbehdrde in dessen Schonzeit oder Uber den Abschussplan hinaus angeord-
net, kénnen die Troph&en der erlegten Stiicke der Klasse | und Il fiir verfallen
erklart werden. 8 160 Abs 1 und 3 ist sinngemaf anzuwenden.

Invasive Arten
§ 90a

(1) Diejenigen S&ugetiere und Vogel, die in die Liste invasiver gebiets-
fremder Arten von unionsweiter Bedeutung gemai Art 4 Abs 1 der Verordnung
(EU) Nr 1143/2014 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 22. Okto-
ber 2014 (ber die Pravention und das Management der Einbringung und Aus-
breitung invasiver gebietsfremder Arten, ABI Nr L 317 vom 4. November 2014,
aufgenommen oder gemall Art 12 zu invasiven gebietsfremden Arten von Be-
deutung fir Osterreich erklart wurden, sind vom Jagdaus-iibungsberechtigten zu
erlegen.

(2) Der Jagdausuibungsberechtigte hat die Erlegung von Tieren gemal Abs
1 unverzuglich der Salzburger Jagerschaft zu melden. Die Salzburger Jagerschaft
hat entsprechende Meldungen unaufgefordert der Landesregierung zu tbermit-
teln.



Begriffsbestimmungen
§ 100a

Im Sinn des folgenden Hauptstiickes gelten als:

1bis4...

5. Prioritire Arten: Tier- oder Pflanzenarten, fir deren Erhaltung der Eu-
ropdischen Gemeinschaft besondere Verantwortung zukommt. Diese
Arten sind im Anhang Il der FFH-Richtlinie mit dem Zeichen “*” ge-
kennzeichnet.

6 ..

Verhalten jagdfremder Personen im Jagdgebiet
§101
(1) bis (4) ...

Wildernde Hunde und Katzen
§102

Hunde, die auRerhalb der Einwirkung ihres Halters abseits von Hausern,
Herden oder 6ffentlichen StraRen und Wegen jagend angetroffen werden, sowie
im Wald herumstreifende Katzen, kénnen vom Jagdausiibungsberechtigten geto-
tet werden. Keinesfalls getotet werden diirfen jedoch gekennzeichnete Behinder-
ten-, Dienst-, Rettungs- und Lawinensuchhunde. Der Abschuf8 eines Hundes ist
der jeweiligen Gemeinde zu melden, die, wenn méglich, den Tierhalter zu ver-
stdndigen hat. Dem Eigentlimer derart gettteter Tiere gebihrt kein Schadener-
satz.
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Begriffsbestimmungen
§ 100a

Im Sinn des folgenden Hauptstiickes gelten als:
1bis4 ..
5. Prioritire Arten: Tier- oder Pflanzenarten, fiir deren Erhaltung der Eu-
ropéischen Union besondere Verantwortung zukommt. Diese Arten sind
im Anhang Il der FFH-Richtlinie mit dem Zeichen “*” gekennzeichnet.

Verhalten jagdfremder Personen im Jagdgebiet
§ 101
(1) bis (4) ...

(5) Jagdfremde Personen dirfen die Ausiubung der Jagd nicht stéren oder
beeintrachtigen.

Wildernde Hunde und Katzen
§102

(1) Hunde, die aulerhalb der Einwirkung ihres Halters im Jagdgebiet ab-
seits von Hausern, 6ffentlichen Straen und Wegen jagend angetroffen werden,
dirfen vom Jagdausiibungsberechtigten getttet werden, wenn die Hunde

1. wegen ihrer Konstitution eine ernstliche Gefahr fur das Wild darstellen
oder

2. wiederholt unbeaufsichtigt im Wald herumstreifend angetroffen werden;
sofern der Hundehalter bekannt oder leicht feststellbar ist, jedoch nur,
wenn dieser vom Jagdausiibungsberechtigten vorher schriftlich auf seine
Verwahrungs- und Aufsichtspflicht hingewiesen wurde.

(2) Keinesfalls getotet werden dirfen Assistenzhunde, Polizei-, Rettungs-
und Lawinensuchhunde, Hirtenhunde sowie sonstige Diensthunde, die als solche
gekennzeichnet oder sonst erkennbar sind.

(3) Der Abschuss eines Hundes ist der jeweiligen Gemeinde zu melden, die,
wenn moglich, den Tierhalter zu verstandigen hat.

(4) Katzen, welche in einer Entfernung von mehr als 300 m von Wohn- und
Wirtschaftsgebauden in Feld, Wiese oder Wald herumstreifen, dirfen vom
Jagdaustibungsberechtigten getdtet werden.
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(5) Dem Eigentiimer von Tieren, die gemal Abs 1 oder 4 getttet werden,
gebihrt kein Schadenersatz.

Schutz bestimmter Wildarten Schutz bestimmter Wildarten

§103 8103
@ ... ...
(2) Fur Wildarten gemals Abs 1 gelten folgende Schutzbestimmungen: (2) Fiir Wildarten gemald Abs 1 gelten folgende Schutzbestimmungen:
a) bis ) ... a) bisf) ...
g) Der Besitz von lebenden oder toten Tieren gemall Abs 1 lit b, die der
Natur enthommen sind, ist verboten. Das Verbot gilt auch fir er-
kennbare Teile dieser Tiere (mit Ausnahme einzelner Federn) und fur
aus diesen Tieren gewonnene Erzeugnisse.
@3) ... @3) ...
Halten von besonders geschiitzten Wildtieren Halten von besonders geschitzten Wildtieren
§104 § 104
1) .. @) ...
(2) Keine Bewilligung ist erforderlich: (2) Keine Bewilligung ist erforderlich:
a) ... a) ...

b) fir das Halten von Federwildarten, die im Anhang Il Teil B der Vo-
gelschutzrichtlinie als in Osterreich jagdbare Arten genannt sind.

3) ...
Allgemeine Ausnahmen von den Schutzbestimmungen
§ 104a
@) ...
(2) Die Verbote des Besitzes, Transportes usw gemall § 103 Abs. 2 lit. e

b) fir das Halten von Federwildarten, die im Anhang Il Teil A und Teil
B sowie im An-hang 11 Teil A der Vogelschutzrichtlinie genannt und
in Osterreich jagdbar sind.

3) ..
Allgemeine Ausnahmen von den Schutzbestimmungen
§ 104a
1) ...
(2) Die Verbote

gelten nicht fur Haarwild, wenn die Tiere (einschlieflich daraus gewonnener
Produkte und Waren) nachweislich rechtmalRig aus der Natur enthommen oder in
Verkehr gebracht worden sind.

a) des Besitzes, Transportes usw gemaf § 103 Abs 2 lit e sowie

b) des Besitzes geméaR § 103 Abs 2 lit g
gelten nicht fir Tiere (einschliellich erkennbare Teile dieser Tiere und aus ihnen
gewonnene Produkte und Waren), die keine ganzjéhrige Schonzeit geniefien
(8 54) oder die auf Grund der Verordnung gemaR § 104c Abs 1 oder auf Grund
sonstiger jagdrechtlicher Ausnahmebewilligungen rechtmaRig bejagt werden
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dirfen, sofern die Tiere nachweislich rechtmagig aus der Natur entnommen oder
in Verkehr gebracht bzw Opfer eines Unfalles oder des allgemeinen Naturge-
schehens in der freien Natur- oder Kulturlandschaft geworden sind.

3) ... 3) ...

(4) Erlangt der Jagdausiibungsberechtigte Kenntnis davon, dass Tiere einer
gemal § 103 Abs 1 besonders geschutzten Wildart, die nicht der Ausnahmebe-
stimmung gemal Abs 2 lit a oder b bzw Abs 3 unterliegen, aus der Natur ent-
nommen oder in Verkehr gebracht bzw Opfer eines Unfalles oder des allgemei-
nen Naturgeschehens in der freien Natur- oder Kulturlandschaft geworden sind,
so hat er dies unverziiglich der Salzburger Jagerschaft zu melden. Dies gilt auch
fur erkennbare Teile dieser Tiere (mit Ausnahme einzelner Federn) und fur aus
diesen Tieren gewonnene Produkte und Waren. Der Jagdausiibungsberechtigte
darf das Tier voribergehend an sich nehmen; er kann es auch der Salzburger
Jagerschaft aushéndigen. Auf Verlangen ist das Tier der Landesregierung zu
Ubergeben.

(5) Die Salzburger Jagerschaft und der Jagdausiibungsberechtigte kénnen
bei der Landesregierung beantragen, dass ihnen das entsprechende Tier (Abs 4)
liberlassen wird. Dies gilt auch fur erkennbare Teile dieser Tiere und fur aus
diesen Tieren gewonnene Produkte und Waren. Das Tier darf der Salzburger
Jagerschaft oder dem Jagdausiibungsberechtigten nur {iberlassen werden, wenn
es nachweislich rechtmaRig aus der Natur entnommen oder in VVerkehr gebracht
bzw Opfer eines Unfalles oder des allgemeinen Naturgeschehens in der freien
Natur- oder Kulturlandschaft geworden ist. Die Landesregierung hat zu ent-
scheiden, dass das Tier der Salzburger Jagerschaft Uberlassen wird, wenn es zu
Schulungs-, Prifungs- oder Ausstellungszwecken bendtigt wird; ansonsten ist es
dem Jagdausuibungsberechtigten zu (iberlassen.

Ausnahmen von den Schutzbestimmungen im Einzelfall Ausnahmen von den Schutzbestimmungen im Einzelfall
§ 104b § 104b
(1) bis (3) ... (1) bis (3) ...

(4) Werden Bewilligungen nach Abs 1 lit b und c erteilt, kann die Behorde,
wenn es sich als notwendig erweist, in einem Jagdgebiet oder mehreren angren-
zenden Jagdgebieten dem Jagdausiibungsberechtigten von Amts wegen folgende
Auftrége erteilen:

- Fang,
— Betdubung,



Allgemeine Bestimmungen
§ 105

(1) Betretungsverbote dirfen nur verfugt werden, wenn und insoweit solche
oOffentliche Interessen dafiir sprechen, die das 6ffentliche Interesse am Betreten
des Waldes zu Erholungszwecken berwiegen. Das Betreten des Waldes zu
Erholungszwecken darf durch Sperrgebiete nur in dem MalR eingeschrankt wer-
den, das zum Erreichen des Schutzzweckes unumgénglich ist.

(2) Von den in den 8§ 106 bis 108 enthaltenen Verboten sind ausgenom-
men:

a) Mallnahmen im Zuge eines Einsatzes des Bundesheeres in den Féllen
des § 2 Abs 1 des Wehrgesetzes 2001 einschlieRlich der unmittelba-
ren Vorbereitung eines solchen Einsatzes;

b) MaRnahmen zur Abwehr einer unmittelbar drohenden Gefahr flr das
Leben oder die Gesundheit von Menschen oder zur Abwehr von Ka-
tastrophen;

¢) MalRnahmen im Zuge eines Einsatzes von Organen der 6ffentlichen
Sicherheit oder Aufsicht;

d) MaBnahmen im Zuge behérdlicher Erhebungen und Uberpriifungen;

e) das Betreten oder Befahren fiir Verrichtungen in Auslbung des

Grundeigentums, wenn dem nicht Bestimmungen auf Grund von §
108 Abs 2 entgegenstehen.

(3) Gesperrte Gebiete sind vom Jagdinhaber mittels Hinweistafeln an jenen
Stellen zu kennzeichnen, wo 6ffentliche StraBen und Wege, markierte Wege,
Forststralen, Jagersteige und sonstige Anlagen, die fur die allgemeine Benit-
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— Besenderung,
— Vergramung,
— Abschuss.

(5) Die Landesregierung kann mit Verordnung nahere Ausfilhrungen zu den
Voraussetzungen und MaRnahmen nach Abs 4 festlegen.

(6) Der Auftrag ist angemessen zu befristen und hat erforderlichenfalls Auf-
lagen oder Bedingungen zu enthalten.

(7) Kommt der Jagdausiibungsberechtigte einer Anordnung gemal Abs 4
nicht oder nicht in entsprechender Weise nach, hat die Behdrde Personen heran-
zuziehen, die im Land Salzburg zu Jagdschutzorganen bestellt sind.

Gesetzliches Betretungsverbot
§105

(1) Werden in einem Jagdgebiet oder in Teilen desselben Treib-, Riegel-,
Driick- oder Ansitz-Drickjagden durchgefiihrt, so sind diese Gebiete zur Hint-
anhaltung einer Gefédhrdung von Personen oder Sachen fiir die Dauer solcher
Jagden mit der Wirkung gesperrt, dass jagdfremde Personen das betreffende
Gebiet abseits von offentlichen StraRen und Wegen sowie von Wanderwegen,
Wandersteigen und Tourenrouten nicht betreten dirfen. Personen, die in solchen
gesperrten Gebieten angetroffen werden, haben diese tber Aufforderung von
Jagdschutzorganen unverzuglich zu verlassen.

(2) Vom Verbot des Betretens gesperrter Gebiete sind die Grundeigentu-
mer, die sonst Nutzungsberechtigten sowie deren Beauftragte und Uberdies Per-
sonen ausgenommen, deren Berechtigung oder Verpflichtung zum Betreten des
Gebietes in einer amtlichen Stellung oder amtlichen Erméchtigung gelegen ist.

(3) Gebiete gemall Abs 1 sind vom Jagdauslibungsberechtigten spatestens
drei Stunden vor Beginn der Jagd mit Hinweistafeln gemaR Abs 4 an jenen Stel-
len deutlich zu kennzeichnen, wo damit zu rechnen ist, dass Personen in die
betreffenden Gebiete fiihrende 6ffentliche Straen und Wege, markierte Wege,
Forststraen und sonstige Anlagen, die fur die allgemeine Beniitzung bestimmt
sind, betreten. Sie sind nach der Jagd unverziglich zu entfernen.

(4) Die Hinweistafeln sind mit der Bezeichnung ,,Befristetes jagdliches
Sperrgebiet* zu kennzeichnen, haben Beginn und Ende der Sperre zu enthalten
und sind mit den Kontaktdaten des Jagdaus-Ubungsberechtigten zu versehen.
Runde Tafeln haben einen Durchmesser von mindestens 40 cm, rechteckige



zung bestimmt sind, in die gesperrte Flache fihren; 8§ 66 Abs 6 gilt fiir diese
Tafeln sinngemaR.

Organisationsrechtliche Stellung
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Tafeln eine Seitenldnge von jeweils mindestens 40 cm aufzuweisen. Die Schrift
muss gut lesbar sein. Die Tafeln miissen in gut sichtbarer Hohe (nicht unter 60
cm und nicht ber 220 cm Uber dem Boden) und gut einsehbar (zB nicht durch
Aste verdeckt) angebracht werden. Die Tafeln miissen Wind und anderen Witte-
rungseinfliissen standhalten.

Betretungsverbot im Einzelfall
§ 105a

(1) Betretungsverbote diirfen nur verfugt werden, wenn und insoweit solche
offentlichen Interessen daflrsprechen, die das dffentliche Interesse am Betreten
des Waldes zu Erholungszwecken (berwiegen. Das Betreten des Waldes zu
Erholungszwecken darf durch Sperrgebiete nur in dem MaR eingeschrankt wer-
den, das zum Erreichen des Schutzzweckes unumgénglich ist.

(2) Nach Abs 1 gesperrte Gebiete sind vom Jagdinhaber mittels Hinweista-
feln an jenen Stellen deutlich zu kennzeichnen, wo damit zu rechnen ist, dass
Personen in die betreffenden Gebiete flhrende 6ffentliche Straen und Wege,
markierte Wege, ForststraBen und sonstige Anlagen, die flr die allgemeine Be-
niitzung bestimmt sind, betreten; § 66 Abs 6 gilt fur diese Tafeln sinngemag.

Ausnahmen vom Betretungsverbot
§105b
Von den im § 105 sowie im § 105a in Verbindung mit den 88 106, 107 oder
108 enthaltenen Verboten sind ausgenommen:

a) Mallnahmen im Zuge eines Einsatzes des Bundesheeres in den Féllen
des § 2 Abs 1 des Wehrgesetzes 2001 einschlieBlich der unmittelba-
ren Vorbereitung eines solchen Einsatzes;

b) MalRnahmen zur Abwehr einer unmittelbar drohenden Gefahr fiir das
Leben oder die Gesundheit von Menschen oder zur Abwehr von Ka-
tastrophen;

¢) Mallnahmen im Zuge eines Einsatzes von Organen der offentlichen
Sicherheit oder Aufsicht;

d) MaBnahmen im Zuge behordlicher Erhebungen und Uberpriifungen;

e) das Betreten oder Befahren fiir Verrichtungen in Auslibung des
Grundeigentums, wenn dem nicht Bestimmungen auf Grund von §
108 Abs 2 entgegenstehen.

Organisationsrechtliche Stellung



§114

(1) Die organisationsrechtliche Stellung der Jagdschutzorgane ergibt sich
aus dem Salzburger Landes-Wacheorganegesetz und folgenden besonderen
Bestimmungen:

1. Zu Jagdschutzorganen dirfen nur Personen bestellt werden, die die
Prifung fiir den Jagdschutzdienst mit Erfolg abgelegt haben und eine
glltige Jahresjagdkarte besitzen. Die Prufung fur den Jagdschutzdienst
wird zur Ganze durch die in Salzburg abgelegte Berufsjagerprifung (§ 1
des Berufsjagergesetzes) ersetzt. Die Prifung wird teilweise ersetzt
durch eine der Prifung fiir den Jagdschutzdienst gleichwertige Priifung
oder eine Berufsjagerpriifung in einem anderen Bundesland, die Staats-
priifung fir den hoheren Forstdienst (§ 106 des Forstgesetzes 1975) oder
die Staatspriifung fur den Forsterdienst (8 107 des Forstgesetzes 1975);
in diesen Fallen ist nur eine Zusatzpriifung Uber die Bestimmungen die-
ses Gesetzes abzulegen. Jagdschutzorgane missen wahrend der gesam-
ten Bestellungsdauer im Besitz einer giltigen Jahresjagdkarte sein.

2. bis9. ...
(2) und (3) ...
Befugnisse und Pflichten
§ 115

(1) Die Jagdschutzorgane haben die Befugnisse, die allgemein Organen der
offentlichen Aufsicht nach sonstigen Vorschriften (zB dem VStG) zustehen.
Dariiber hinaus sind sie innerhalb ihres Dienstbereiches befugt,

1. Personen, die auf frischer Tat betreten werden oder sonst im dringenden
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§114

(1) Die organisationsrechtliche Stellung der Jagdschutzorgane ergibt sich
aus dem Salzburger Landes-Wacheorganegesetz und folgenden besonderen
Bestimmungen:

1. Zu Jagdschutzorganen diirfen nur Personen bestellt werden, die die
Prifung flr den Jagdschutzdienst mit Erfolg abgelegt haben und eine
gultige Jahresjagdkarte besitzen. Wer in der vorangegangenen Jagdperi-
ode nicht oder nicht durchgangig als Jagdschutzorgan bestellt war, hat
als Voraussetzung fir seine Bestellung einen Fortbildungskurs positiv
zu absolvieren; § 119 Abs 1 zweiter Satz und die auf der Grundlage von
8 119 Abs 2 erlassene Verordnung gelten sinngemaB. Wer im letzten
Drittel einer Jagdperiode die Prifung fir den Jagdschutzdienst oder eine
(allenfalls gemeinsam mit einer Zusatzpriifung) gleichgehaltene Prifung
positiv absolviert hat, muss keine Fortbildungskurse absolvieren, um in
der nachfolgenden Jagdperiode zum Jagdschutzorgan bestellt werden zu
kénnen. Ist ein Jagdschutzorgan seiner Fortbildungsverpflichtung ge-
mak § 119 nicht nachgekommen, darf es fur die folgende Jagdperiode
nicht wiederbestellt werden. Die Prifung fiir den Jagdschutzdienst wird
zur Ganze durch die in Salzburg abgelegte Berufsjagerpriifung (8 1 des
Berufsjagergesetzes) ersetzt. Die Prifung wird teilweise ersetzt durch
eine der Prifung fur den Jagdschutzdienst gleichwertige Prifung oder
eine Berufsjagerprifung in einem anderen Bundesland, die Staatsprii-
fung fiir den hoheren Forstdienst (§ 106 des Forstgesetzes 1975) oder
die Staatsprufung fur den Forsterdienst (8 107 des Forstgesetzes 1975);
in diesen Fallen ist nur eine Zusatzpriifung Gber die Bestimmungen die-
ses Gesetzes abzulegen. Jagdschutzorgane mussen wahrend der gesam-
ten Bestellungsdauer im Besitz einer gultigen Jahresjagdkarte sein.

2. bis9. ...
(2) und (3) ...
Befugnisse und Pflichten
§ 115

(1) Die Jagdschutzorgane haben die Befugnisse, die allgemein Organen der
offentlichen Aufsicht nach sonstigen Vorschriften (zB dem VStG oder Waffen-
gesetz 1996) zustehen. Darlber hinaus sind sie innerhalb ihres Dienstbereiches
befugt,



Verdacht stehen, eine in ihren Aufgabenbereich fallende Verwaltungs-
Ubertretung begangen zu haben, anzuhalten, auf ihre Identitat zu Gber-
prifen und zum Sachverhalt zu befragen. Jeder Betroffene ist verpflich-
tet, an der Feststellung seiner Identitat mitzuwirken;

2. Personen, die auf frischer Tat betreten werden, in den Féllen und unter
Beachtung der 88 35 und 36 des VStG festzunehmen und, falls sich die
Person der Festnahme durch Flucht entzieht, sie auch Uber ihren Dienst-
bereich hinaus zu verfolgen und auBerhalb desselben festzunehmen oder
unter den Voraussetzungen des § 37a VStG eine vorlaufige Sicherheit
einzuheben bzw. verwertbare Sachen als vorldufige Sicherheit zu be-
schlagnahmen;

3. Fahrzeuge und Gepéckstiicke in den Féllen der Z 1 zu durchsuchen,
wenn begriindeter Verdacht besteht, daR sich darin Gegenstande befin-
den, die dem Verfall oder der Einziehung (§ 159) unterliegen oder deren
Besitz oder Besichtigung fur ein Verfahren wegen eines VerstoRes ge-
gen dieses Gesetz von Bedeutung sein kénnte;

4. im Auftrag der Jagdbehdrde Wild zu fangen oder zu téten (88 73 Abs 3,
152 Abs 2).

(2) bis (4) ...
Fortbildung
§119

Die Jagdschutzorgane haben an Fortbildungskursen teilzunehmen, die von
der Salzburger Jagerschaft zu veranstalten sind. Jeder Kurs ist mit einer Priifung
abzuschlieBen. Nimmt ein Jagdschutzorgan an zwei aufeinanderfolgenden Kur-
sen nicht teil oder besteht es bei zwei aufeinanderfolgenden Kursen die Priifung
nicht, ist es von Amts wegen seines Amtes zu entheben. Ndhere Bestimmungen
zu Inhalt und Haufigkeit der Kurse sowie zur Form der Prifung sind durch Ver-
ordnung der Landesregierung festzulegen.
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1. Personen, die auf frischer Tat betreten werden oder unmittelbar danach
entweder glaubwiirdig der Tatbegehung beschuldigt oder mit Gegen-
stdnden betreten werden, die auf ihre Beteiligung an der Tat hinweisen,
anzuhalten, auf ihre Identitat zu Gberprifen und zum Sachverhalt zu be-
fragen. Betreffend die Feststellung der Identitat ist 8 35 Abs 2 und 3 des
Sicherheitspolizeigesetzes sinngeméal anzuwenden;

2. Personen, die auf frischer Tat betreten werden, in den Féllen und unter
Beachtung der §8 35, 36 und 36a VStG festzunehmen und, falls sich die
Person der Festnahme durch Flucht entzieht, sie auch tber ihren Dienst-
bereich hinaus zu verfolgen und auBerhalb desselben festzunehmen oder
unter den Voraussetzungen des § 37a Abs 1 oder 3 VStG eine vorlaufige
Sicherheit einzuheben bzw verwertbare Sachen vorlaufig sicherzustel-
len;

3. Fahrzeuge und Gepackstiicke in den Féllen der Z 1 zu durchsuchen,
wenn begriindeter Verdacht besteht, dass sich darin Gegenstande befin-
den, die dem Verfall oder der Einziehung (§ 159) unterliegen oder deren
Besitz oder Besichtigung flr ein Verfahren wegen eines VerstoRes ge-
gen dieses Gesetz von Bedeutung sein konnte;

4. im Auftrag der Jagdbehdrde Wild zu fangen oder zu téten (88 73 Abs 3,
152 Abs 2);

5. verhaltnismaBigen und angemessenen Zwang anzuwenden, um die
ihnen mit den Z 1 bis 3 sowie mit 8 39 Abs 2 VStG eingerdumten Be-
fugnisse durchzusetzen. Dabei haben sie unter Achtung der Menschen-
wiirde und mit mdglichster Schonung der Person vorzugehen.

(2) bis (4) ...
Fortbildung
§119

(1) Die Jagdschutzorgane sind verpflichtet, an zwei unterschiedlichen Fort-
bildungskursen wahrend einer Jagdperiode teilzunehmen. Statt eines Fortbil-
dungskurses kénnen Jagdschutzorgane auch drei im Rahmen des Bezirksjagerta-
ges von der Salzburger Jagerschaft anzubietende Vortrage Uber aktuelle Ent-
wicklungen auf dem Gebiet des Jagdwesens besuchen.

(2) Néhere Bestimmungen zu den Kursen, insbesondere zu Angebot, Inhalt,
Héufigkeit und Anrechnungen, zur Form der Priifung sowie zu den Vortragen
liber aktuelle Entwicklungen auf dem Gebiet des Jagdwesens sind durch Verord-



Aufgaben der Salzburger Jagerschaft
§121

(1) Neben der Erfullung der in diesem Gesetz angefiihrten Aufgaben oblie-
gen der Salzburger Jagerschaft zur Verwirklichung der im 8 120 Abs 1 genann-
ten Ziele inshesondere:

1.

11.

die Stellungnahme zu allen die Jagd und die Jagdwirtschaft betreffenden
Gesetzes- und Verordnungsentwirfen sowie die Beratung der Jagdbe-
hérden und aller sonst an der Jagdwirtschaft beteiligten Stellen und Per-
sonen durch Erstattung von Gutachten und Bestellung von Sachverstan-
digen;

. die Pflege der Jagd und Jagdwirtschaft zur Erhaltung und Entwicklung

eines angemessenen, artenreichen und gesunden Wildstandes und die
Forderung insbesondere von Einrichtungen, die der Jagdwissenschaft,
dem jagdlichen Schiewesen und Jagdhundewesen dienen;

. die Aus- und Fortbildung der Jagdschutzorgane und Berufsjéger, die

Abhaltung von Schulungskursen und der Jagdpriifungen sowie die Un-
terrichtung ihrer Mitglieder Uber den jeweiligen Stand der wilddkologi-
schen, jagdwissenschaftlichen und wildbrethygienischen Erkenntnisse;

. der Abschluf® einer Jagdhaftpflicht- und Jagdunfallversicherung gegen

Personen- und Sachschaden bei einem Versicherungsunternehmen mit
einer Niederlassung in Osterreich;

. die Schaffung und Erhaltung eines Wohlfahrtsfonds fiir Berufsjager;
. die Pflege und Forderung der weidménnischen Sitten und des jagdlichen

Brauchtums;

. die Ehrung von Personen, die sich um die Jagd im Land Salzburg be-

sondere Verdienste erworben haben;

. die Durchftihrung von Ehrengerichtsverfahren gegen ihre Mitglieder;
. die Durchfiihrung von Hegeschauen;
10.

die Mitwirkung bei der Durchfihrung behérdlicher MalRnahmen zur
Verhinderung und Bekampfung von Tierseuchen;

die Fuhrung von Zusammenstellungen und Nachweisen, die der jagdli-
chen Verwaltung dienen;

22 von 31

nung der Landesregierung zu regeln.

(3) Nimmt ein Jagdschutzorgan seine Fortbildungsverpflichtungen nicht
wahr, ist es von Amts wegen seines Amtes zu entheben.

Aufgaben der Salzburger Jégerschaft
§121

(1) Der Salzburger Jagerschaft obliegen die Verwirklichung der im § 120
Abs 1 genannten Ziele und die Erfillung der sonstigen in diesem Gesetz genann-
ten Aufgaben. Dazu zahlen insbesondere:

1. die Stellungnahme zu allen die Jagd und die Jagdwirtschaft betreffenden
Gesetzes- und Verordnungsentwiirfen sowie die Beratung der Jagdbe-
hoérden und aller sonst an der Jagdwirtschaft beteiligten Stellen und Per-
sonen durch Erstattung von Gutachten und Bestellung von Sachverstan-
digen;

2. die Pflege der Jagd und Jagdwirtschaft zur Erhaltung und Entwicklung
eines angemessenen, artenreichen und gesunden Wildstandes und die
Forderung insbesondere von Einrichtungen, die der Jagdwissenschaft,
dem jagdlichen Schiefwesen und Jagdhundewesen dienen;

3. die Aus- und Fortbildung der Jagdschutzorgane und Berufsjager, die
Abhaltung von Schulungskursen, von Jagdprifungen und von Prifun-
gen flr den Jagdschutzdienst sowie die mit all diesen Angelegenheiten
jeweils verbundenen Aufgaben;

4. die Unterrichtung ihrer Mitglieder tber den jeweiligen Stand der wild-
Okologischen, jagdwissenschaftlichen und wildbrethygienischen Er-
kenntnisse;

5. der Abschluss einer Jagdhaftpflicht- und Jagdunfallversicherung gegen
Personen- und Sachschéden bei einem Versicherungsunternehmen mit
einer Niederlassung in einem Mitgliedstaat der Europaischen Union o-
der des Europdischen Wirtschaftsraums;

6. die Schaffung und Erhaltung eines Wohlfahrtsfonds fur Berufsjéger;

7. die Pflege und Forderung der weidmannischen Sitten und des jagdlichen
Brauchtums;

8. die Ehrung von Personen, die sich um die Jagd im Land Salzburg be-
sondere Verdienste erworben haben;

9. die Durchfiihrung von Ehrengerichtsverfahren gegen ihre Mitglieder;

10. die Durchftihrung von Hegeschauen und die 6ffentliche Begutachtung



12.

die Offentlichkeitsarbeit Uber die Lebensweise des Wildes, seine Be-
durfnisse, seinen Schutz und seine Bejagung.

(2) und (3) ...

Eigener und Ubertragener Wirkungsbereich
§122a

(1) Der Wirkungsbereich der Salzburger Jagerschaft ist ein eigener und ein
vom Land oder vom Bund (bertragener.

(2) Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereichs der Salzburger Jager-
schaft sind:

1.
2.

3.
. die Auslibung der Arbeitgeberfunktion der Jagerschaft;
. die Ausubung der der J&gerschaft eingerdumten Rechte auf Anhdrung

N

die Erlassung (Anderung) der Satzung gemaR § 136 Abs 1;

die Bestellung (Abberufung) ihrer Organe und die Regelung der inneren
Einrichtungen zur Besorgung der Aufgaben der Jagerschaft;

die Gebarung der J&gerschaft einschlielich Vermogensverwaltung;

(Stellungnahme), Antragsstellung, Erstattung von Vorschlagen, Zu-
stimmung, Entsendung von Vertretern in Einrichtungen sowie von ihr
eingerdumten Parteirechten;

. die Durchfiihrung von Fortbildungskursen gemaR § 119;
. die Ausfolgung und Nichtausfolgung von Jagdgastkarten gemaR § 48

Abs 2 und 4;

. die Wahrnehmung der im § 121 Abs 1 Z 1 bis 8, 11 und 12 angefiihrten

Angelegenheiten.

(3) Die Jagerschaft hat die Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches
im Rahmen der Gesetze und Verordnungen des Bundes und des Landes, von
unmittelbar anzuwendendem Unionsrecht sowie von ebensolchen Staatsvertra-
gen in eigener Verantwortung frei von Weisungen staatlicher Organe zu besor-

gen.

(4) Soweit landesgesetzlich oder durch Verordnung der Landesregierung
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der Jagdbetriebsflihrung;

11. die Mitwirkung bei der Durchfilhrung behérdlicher Malinahmen zur
Verhinderung und Bekdmpfung von Tierseuchen;

12. die Fihrung von Zusammenstellungen und Nachweisen, die der jagdli-
chen Verwaltung dienen;
13. die Offentlichkeitsarbeit tber die Lebensweise des Wildes, seine Be-
durfnisse, seinen Schutz und seine Bejagung.
(2)und (3) ...
Eigener und Ubertragener Wirkungsbereich
§ 122a

(1) Der Wirkungsbereich der Salzburger Jagerschaft ist ein eigener und ein
vom Land ubertragener.

(2) Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches der Salzburger Jager-
schaft sind jene nicht ausdriicklich als solche des Ubertragenen Wirkungsberei-
ches bezeichneten (Abs 3) Angelegenheiten und insbesondere:

1. die Erlassung (Anderung) der Satzung gemaR § 136 Abs 1;

2. die Bestellung (Abberufung) ihrer Organe und die Regelung der inneren
Einrichtungen zur Besorgung der Aufgaben der Jagerschaft;

3. die Gebarung der Jagerschaft einschlieBlich Vermdgensverwaltung;

. die Auslibung der Arbeitgeberfunktion der Jagerschaft;

5. die Austibung der der Jagerschaft eingerdumten Rechte auf Anhdrung
(Stellungnahme), Antragsstellung, Erstattung von Vorschlagen, Zu-
stimmung, Entsendung von Vertretern in Einrichtungen sowie von ihr
eingerdumten Parteirechten;

6. die Ausfolgung und Nichtausfolgung von Jagdgastkarten geméal § 48
Abs 2 und 4;

7. die Wahrnehmung der im § 121 Abs1 Z 1 und 2, Z 4 bis 9 sowie Z 12
und 13 angefiihrten Angelegenheiten.

(3) Im Ubertragenen Wirkungsbereich hat die Salzburger Jagerschaft fol-
gende Aufgaben wahrzunehmen:

1. mit Ausnahme der im Abs 2 Z 6 genannten Aufgaben alle Aufgaben im
Zusammenhang mit Jagdkarten (88§ 41 ff), dazu z&hlen inshesondere die
Ausstellung und Einziehung von Jagdkarten und die Aufgaben im Zu-
sammenhang mit der Verlangerung der Jahresjagdkarte (8§ 45);

I



Ubertragene Aufgaben nicht ausdriicklich der Jagerschaft zur Besorgung im
eigenen Wirkungsbereich zugewiesen werden, sind sie im Ubertragenen Wir-
kungsbereich wahrzunehmen und im Auftrag und nach den Weisungen der Lan-
desregierung zu besorgen.

Mitglieder
§123
(1) bis (3) ...

Rechte und Pflichten der Mitglieder
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2. die Bestellung der Priifungskommission durch den Landesjagermeister
gemaR § 49 Abs 1;

3. die Durchfiihrung der Abschussplanbesprechung (8 60 Abs 3) und die
Erlassung des Abschussplanes (§ 60 Abs 4);

4. die Aufgaben im Zusammenhang mit der Einhaltung des Héchstab-
schusses (8§ 62), der Abschussliste (§ 63) und der Abschusskontrolle
(8 64);

5. die Aufgaben gemaR § 104c Abs 5 und 6 (Ausnahmen von den Schon-
vorschriften im Einzelfall);

6. die Angelegenheiten gemal? § 121 Abs 1 Z 3, 10 und 11;

7. die Uberwachung der Einhaltung der wild- und umweltgerechten Jagd-
betriebsfiihrung auch in den Hegegemeinschaften (§ 132 Abs 1);

8. die Aufgaben geméaR & 56 Abs 1 (Ausnahmen von den Schonvorschrif-
ten);

9. Ubertretungen jagdlicher Vorschriften der Jagdbehorde zur Kenntnis zu
bringen (§ 133 Abs 2 lite).

(4) Die Jéagerschaft hat die Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches
im Rahmen der Gesetze und Verordnungen des Bundes und des Landes, von
unmittelbar anzuwendendem Unionsrecht sowie von ebensolchen Staatsvertré-
gen in eigener Verantwortung frei von Weisungen staatlicher Organe zu besor-
gen.

(5) Die nach Abs 3 der Salzburger Jagerschaft zur Besorgung im Ulbertrage-
nen Wirkungsbereich zugewiesenen Angelegenheiten sind im Auftrag und nach
den Weisungen der Landesregierung zu besorgen.

Mitglieder
§123
(1) bis (3) ...

(4) Die Salzburger Jagerschaft kann Personen, die nicht bereits Mitglieder
gemaR Abs 1 bis 3 sind, als auRerordentliche Mitglieder aufnehmen. Naheres
Uber die auferordentliche Mitgliedschaft ist in den Satzungen der Salzburger
Jagerschaft festzulegen.

Rechte und Pflichten der Mitglieder
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§124 §124

(1) bis (3) ... (1) bis (3) ...

(4) Die auBerordentlichen Mitglieder haben zur Deckung des mit der Erful-
lung der gesetzlichen Aufgaben verbundenen Aufwandes der Salzburger Jager-
schaft den flr sie jeweils festgesetzten Jahresbeitrag (auBerordentlicher Mit-
gliedsbeitrag) zu entrichten.

Organe der Salzburger Jagerschaft Organe der Salzburger Jagerschaft
§ 125 §125
(1) Organe der Salzburger Jagerschaft sind (1) Organe der Salzburger Jagerschaft sind
1. mit dem Wirkungsbereich fiir das Land Salzburg (Landesorgane der 1. mit dem Wirkungsbereich fir das Land Salzburg (Landesorgane der
Salzburger Jagerschaft) Salzburger Jagerschaft)
a) bise) ... a) bise) ...
f) die Jagdprifungskommission (§ 49); f) die Prifungskommissionen fir die Jagdpriifung (8 49) und fir die
Prifung fur den Jagdschutzdienst (§ 116);
2. .. 2. ..
(2) und (3) ... (2) und (3) ...
Landesjagertag Landesjagertag
8 126 §126
) ... 1)..
(2) Dem Landesjagertag obliegt insbesondere (2) Dem Landesjagertag obliegt insbesondere
a) die Wahl des Landesjégermeisters, dessen Stellvertreters und der a) die Wahl des Landesjégermeisters, seiner beiden Stellvertreter und
weiteren Mitglieder des Vorstandes; der weiteren Mitglieder des Vorstandes;
b) bish) ... b) bis h) ...
(3)und (4) ... (3)und (4) ...
Vorstand Vorstand
§128 §128
(1) Der Vorstand besteht aus dem Landesjagermeister, dessen Stellvertreter (1) Der Vorstand besteht aus dem Landesjégermeister, seinen beiden Stell-

und sechs bis acht Mitgliedern. Mindestens je ein Mitglied hat dem Kreis der vertretern und funf bis sieben Mitgliedern. Mindestens je ein Mitglied hat dem
Eigentlimer eines Eigenjagdgebietes, der Jagdpachter oder der Jagdleiter von Kreis der Eigentiimer eines Eigenjagdgebietes, der Jagdpachter oder der Jagdlei-
Jagdgesellschaften sowie dem Stand der Berufsjager anzugehoren. Die mit dem ter von Jagdgesellschaften sowie dem Stand der Berufsjager anzugehéren. Die



jagdlichen Sachverstandigendienst sowie mit den rechtlichen Angelegenheiten
des Jagdwesens stédndig betrauten Beamten des Amtes der Landesregierung bzw.
die mit ihrer Vertretung betrauten Beamten gehdren dem Vorstand mit beraten-
der Stimme an. Der Vorstand kann weitere mit der Jagd und Jagdwirtschaft
sowie der Land- und Forstwirtschaft besonders vertraute Personen einladen, an
den Sitzungen des Vorstandes mit beratender Stimme teilzunehmen.

(2) bis (4) ...
Landesjagermeister
8129
) ..
(2) Im Fall seiner Verhinderung wird der Landesjédgermeister in allen ihm
als Organ der Salzburger Jagerschaft obliegenden Aufgaben durch seinen Stell-

vertreter vertreten. Er kann Mitglieder des Vorstandes oder des Bezirksjagdrates
ermachtigen, ihn bei der Erfullung einzelner Aufgaben zu vertreten.

@3) ...
Bezirksjagdrat
§131
() und (2) ...
(3) Dem Bezirksjagdrat obliegt insbesondere
a) bisc) ...

d) die Bestellung der Hegemeister und ihrer Vertreter.

Hegemeister
§133

(1) Der Bezirksjagdrat hat fur jede Wildregion eine vertrauenswiirdige, mit
den ortlichen Verhéltnissen eingehend vertraute Person mit griindlichen jagdli-
chen Kenntnissen und Erfahrungen zum Hegemeister zu bestellen. Soweit erfor-
derlich, kénnen flr einzelne Gemeinden, Teile von Gemeinden oder fir mehrere
Gemeinden gemeinsam Vertreter des Hegemeisters bestellt werden. Der Hege-
meister oder ein Vertreter ist vor Ablauf der Funktionsperiode abzuberufen,
wenn er seine Abberufung verlangt, seinen Aufgaben nur unzureichend nach-
kommt oder die Voraussetzungen fir die Bestellung nicht mehr gegeben sind.
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mit dem jagdlichen Sachverstdndigendienst sowie mit den rechtlichen Angele-
genheiten des Jagdwesens standig betrauten Beamten des Amtes der Landesre-
gierung bzw. die mit ihrer Vertretung betrauten Beamten gehdren dem Vorstand
mit beratender Stimme an. Der Vorstand kann weitere mit der Jagd und Jagd-
wirtschaft sowie der Land- und Forstwirtschaft besonders vertraute Personen
einladen, an den Sitzungen des Vorstandes mit beratender Stimme teilzunehmen.

(2) bis (4) ...
Landesjagermeister
§129
@) ..
(2) Im Fall seiner Verhinderung wird der Landesjdgermeister in allen ihm
als Organ der Salzburger Jagerschaft obliegenden Aufgaben durch einen seiner
beiden Stellvertreter vertreten. Er kann Mitglieder des Vorstandes oder des Be-

zirksjagdrates erméchtigen, ihn bei der Erfillung einzelner Aufgaben zu vertre-
ten.

3) ...
Bezirksjagdrat
§131
(D) und (2) ...
(3) Dem Bezirksjagdrat obliegt insbesondere
a) bisc) ...

d) Die Bestellung der Hegemeister, ihrer Stellvertreter und ihrer ge-
bietsméRigen Vertreter.

Hegemeister
§ 133

(1) Der Bezirksjagdrat hat fur jede Wildregion eine vertrauenswirdige, mit
den ortlichen Verhaltnissen eingehend vertraute Person mit griindlichen jagdli-
chen Kenntnissen und Erfahrungen zum Hegemeister und eine weitere solche
Person zu dessen Stellvertreter zu bestellen. S&mtliche Befugnisse und Ver-
pflichtungen gehen im Fall der Verhinderung des Hegemeisters fur diese Zeit
auf dessen Stellvertreter Gber. Soweit erforderlich, kénnen fir einzelne Gemein-
den, Teile von Gemeinden oder fir mehrere Gemeinden gemeinsam Vertreter
des Hegemeisters (gebietsméRige Vertreter) bestellt werden. Der Hegemeister



) ...
Gemeinsame Bestimmungen fur die Landes- und Bezirksorgane der Salz-
burger Jagerschaft

§135
(1) bis (6) ...
(7) Verordnungen, die von Organen der Salzburger Jagerschaft erlassen
werden, sind, soweit nicht anderes bestimmt ist, in der Zeitung der Salzburger

Jagerschaft kundzumachen und treten mit dem auf die Kundmachung folgenden
Tag in Kraft.

Satzungen
8 136
(1) und (2) ...

(3) Die Salzburger Jagerschaft hat die Satzungen nach der Genehmigung
durch die Landesregierung in der Salzburger Landes-Zeitung kundzumachen.

Ahndung von Verstolien gegen die Jagerehre
§138

@) ..
(2) Die Jagerehre wird verletzt:

a) durch einen groben VerstoR gegen die Weidgerechtigkeit, das ist
insbesondere durch Ubertretung der Vorschriften der 88§ 54, 61 bis
66, 70 bis 72a, 75, 76, 77 und 101 Abs. 1;

b) durch ein sonstiges Verhalten, auf Grund dessen sich das Mitglied als
der Mitgliedschaft der Salzburger Jagerschaft unwirdig erweist.
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oder ein Vertreter ist vor Ablauf der Funktionsperiode abzuberufen, wenn er
seine Abberufung verlangt, seinen Aufgaben nur unzureichend nachkommt oder
die Voraussetzungen flr die Bestellung nicht mehr gegeben sind.

2 ...

Gemeinsame Bestimmungen fur die Landes- und Bezirksorgane der Salz-
burger Jagerschaft
8135

(1) bis (6) ...

(7) Verordnungen, die von Organen der Salzburger Jagerschaft erlassen
werden, sind, soweit in diesem Gesetz nicht anderes bestimmt ist, auf der
Homepage der Salzburger Jégerschaft sowie zusétzlich in einer Jagdzeitung
kundzumachen. Sie treten, soweit in der kundzumachenden Verordnung nicht
anderes bestimmt ist, mit dem auf die Kundmachung auf der Homepage folgen-
den Tag in Kraft. Die Kundmachungen auf der Homepage miissen Ubersichtlich

gegliedert und jederzeit ohne Identitdtsnachweis sowie unentgeltlich zugénglich
sein.

Satzungen
8 136
(1) und (2) ...

(3) Die Salzburger Jagerschaft hat die Satzungen nach der Genehmigung
durch die Landesregierung auf der Homepage der Salzburger Jagerschaft sowie
zusétzlich in einer Jagdzeitung kundzumachen. Die Kundmachungen auf der
Homepage missen Ubersichtlich gegliedert und jederzeit ohne Identitatsnach-
weis sowie unentgeltlich zuganglich sein.

Ahndung von Verstolien gegen die Jagerehre
§138

@) ..
(2) Die Jagerehre wird verletzt:

1. durch einen groben VerstoB gegen die Weidgerechtigkeit. Das ist insbe-
sondere:

a) die Ubertretung des § 61, soweit der Jagdinhaber leicht fahrlassig in

drei aufeinanderfolgenden Jahren, unter Zusammenrechnung der in
diesem Zeitraum von ihm getatigten Mindestabschisse, die Summe



(3) bis (8) ...
Einleitung des Verfahrens
§ 140

(1) Der Ehrenanwalt hat jede Anzeige einer Verletzung der Jégerehre in
zweckdienlicher Weise auf die VVoraussetzungen fiir ein Ehrengerichtsverfahren
zu prufen und sodann mit seinen Antragen dem Ehrengericht zu Gbermitteln.

) ...
Strafbestimmungen
§ 158

(1) Soweit die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zustdndigkeit der Ge-
richte fallenden strafbaren Handlung bildet, begeht eine Verwaltungsubertretung
und ist mit Geldstrafe bis 10.000 € zu bestrafen, wer

1.bis7. ...

8. den fiir sein Jagdgebiet festgelegten Mindestabschuss nicht bis zum
Beginn der der Schusszeit unmittelbar nachfolgenden Schonzeit erfullt,
wenn auch der fur die betreffende Wildregion in einer Verordnung ge-
malk § 60 Abs 1 insgesamt festgelegte Mindestabschuss bis zum Beginn
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der flr diese drei Jahre fiir sein Jagdgebiet festgelegten Mindestab-
schisse fiir Rotwild nicht bis zum Beginn der der dritten Schusszeit
unmittelbar nachfolgenden Schon-zeit erflllt und auBerdem der fiir
die betreffende Wildregion in einer Verordnung gemaR § 60 Abs 1
insgesamt festgelegte Mindestabschuss fur Rotwild bis zum Beginn
der Schonzeit um mehr als 5 % unterschritten worden ist, oder er
grob fahrléssig oder vorsatzlich den fur sein Jagdgebiet festgelegten
Mindestabschuss nicht innerhalb der Schusszeit erfullt;

b) die Ubertretung der §8 54, 62 bis 66, 70 bis 72a, 75, 76, 77 und 101
Abs 1, soweit dies grob fahrléssig oder vorsétzlich erfolgt.
2. durch ein sonstiges Verhalten, auf Grund dessen sich das Mitglied als
der Mitgliedschaft der Salzburger Jagerschaft unwiirdig erweist.
(3) bis (8) ...
Einleitung des Verfahrens
§ 140

(1) Der Ehrenanwalt hat jede Anzeige einer Verletzung der Jégerehre in
zweckdienlicher Weise auf die VVoraussetzungen fir ein Ehrengerichtsverfahren
zu prifen und sodann mit seinen Antrdgen dem Ehrengericht zu Ubermitteln. Ist
der Ehrenanwalt der Ansicht, dass die Voraussetzungen fiir ein Ehrengerichts-
verfahren nicht vorliegen, kann er die Anzeige zuriicklegen. Hievon hat er den
Vorsitzenden des Ehrengerichtes zu versténdigen.

) ..
Strafbestimmungen
§ 158

(1) Soweit die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zustandigkeit der Ge-
richte fallenden strafbaren Handlung bildet, begeht eine Verwaltungsibertretung
und ist mit Geldstrafe bis 10.000 € zu bestrafen, wer

1. bis7. ...

7a. den Bestimmungen der auf Grundlage des 8 58a erlassenen Verordnun-
gen zuwiderhandelt;

8. leicht fahrlassig in drei aufeinanderfolgenden Jahren, unter Zusammen-
rechnung der in diesem Zeitraum von ihm getétigten Mindestabschisse,
die Summe der flr diese drei Jahre fur sein Jagdgebiet festgelegten
Mindestabschiisse fiir Rotwild nicht bis zum Beginn der der dritten



der Schonzeit nicht erfiillt worden ist;
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Schusszeit unmittelbar nachfolgenden Schonzeit erfillt, wenn auBerdem
der fur die betreffende Wildregion in einer Verordnung gemaR § 60
Abs 1 insgesamt festgelegte Mindestabschuss fur Rotwild bis zum Be-
ginn der Schonzeit um mehr als 5 % unterschritten worden ist;

8a. grob fahrldssig oder vorsatzlich den fiir sein Jagdgebiet festgelegten 8a. grob fahrlassig oder vorsétzlich den fiir sein Jagdgebiet festgelegten
Mindestabschuss nicht bis zum Beginn der der Schusszeit unmittelbar Mindestabschuss nicht innerhalb der Schusszeit erfullt;
nachfolgenden Schonzeit erfillt, wenn der fiir die betreffende Wildregi-
on in einer Verordnung geméaR 8 60 Abs 1 insgesamt festgelegte Min-
destabschluss bis zum Beginn der Schonzeit erfiillt worden ist;
8b. in zwei aufeinander folgenden Jahren den fiir sein Jagdgebiet jeweils 8b. den festgelegten Hochstabschuss tiberschreitet;
festgelegten Mindestabschuss nicht bis zum Beginn der der zweiten
Schusszeit unmittelbar nachfolgenden Schonzeit erfullt, wenn der fir
die betreffende Wildregion in einer Verordnung gemal? § 60 Abs 1 ins-
gesamt festgelegte Mindestabschluss bis zum Beginn der Schonzeit er-
fullt worden ist;
8c. den festgelegten Hochstabschuss Uberschreitet; 8c. sonst den 8§ 59 bis 62 oder den im Abschussplan getroffenen Festle-
gungen zuwiderhandelt;
8d. sonst den §8 59 bis 62 oder den im Abschussplan getroffenen Festle-
gungen zuwider handelt.
9. bis 15. ... 9. bis 15. ...
15a. gegen die Bestimmung des § 66a oder die auf dessen Grundlage erlas-
senen Verordnungen oder individuellen hoheitlichen Rechtsakte ver-
Stoit;
16. ... 16. ...
16a. sonst gegen die Bestimmungen der §§ 68 und 68a oder die auf deren
Grundlage erlassenen Verordnungen oder individuellen hoheitlichen
Rechtsakte verstofit;
17. bis 28. ... 17. bis 28. ...
29. den Bestimmungen des § 105 Abs 3 ber die Anbringung und Beseiti- 29. den Bestimmungen der 88 105 Abs 3 und 105a Abs 2 ber das Anbrin-
gung der Kennzeichnung gesperrter Gebiete zuwiderhandelt; gen und Entfernen der Kennzeichnung gesperrter Gebiete zuwiderhan-
delt;
30. bis 32. ... 30. bis 32. ...

(2) Eine Verwaltungsubertretung begeht auch und ist mit einer Geldstrafe

(2) Eine Verwaltungstbertretung begeht auch und ist mit einer Geldstrafe

bis 3.000 € zu bestrafen, wer den Bestimmungen der 8§ 10 Abs 4, 21 Abs 2, 39
Abs 2, 56 Abs 1, 66 Abs 2 und 5, 67 Abs 6, 69, 87, 88, 89, 101 Abs 2 bis 4, 106
Abs 2, 107 Abs 3 bis 5, 108 Abs 2, 115 Abs 1 Z 1, den hiezu erlassenen Verord-

bis 3.000 € zu bestrafen, wer den Bestimmungen der 8§ 10 Abs 4, 21 Abs 2, 39
Abs 2, 56 Abs 1, 66 Abs 2 und 5, 67 Abs 5, 69, 87, 88, 89, 101 Abs 2 bis 5, 107
Abs 4 und 5, 108 Abs 2 und 115 Abs 1 Z 1, den Bestimmungen der §8§ 105 Abs



nungen oder besonderen behdrdlichen Anordnungen zuwiderhandelt. Fir den
Fall der Uneinbringlichkeit ist in diesen Féllen eine Ersatzfreiheitsstrafe bis zu
einer Woche zu verhéngen.

(3) bis (4) ...
(5) Fir Ubertretungen, die durch Uberschreitung des festgelegten Hochsta-

bschusses (8 62) begangen werden, betrégt die Verfolgungsverjéhrungsfrist ein
Jahr.

Verweisungen auf Bundesrecht
8§ 160b

Die in diesem Gesetz enthaltenen Verweisungen auf bundesrechtliche Vor-
schriften gelten als Verweisungen auf die Stammfassung bzw jene Fassung, die
sie durch Anderungen bis zu dem nachfolgend zitierten Rechtsakt, diesen ein-
schlieRend, erhalten haben:

1. Tierschutzgesetz (TSchG), BGBI | Nr 118/2004; Gesetz BGBI | Nr

80/2013;
2. Waffengesetz 1996 (WaffG), BGBI | Nr 12/1997; Gesetz BGBI | Nr
52/2015;
3. Wehrgesetz 2001 (WG 2001), BGBI | Nr 146; Gesetz BGBI | Nr
65/2015.
§ 163
(1) bis (11) ...
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1, 106 Abs 2 und 107 Abs 3 wissentlich oder absichtlich, den hiezu erlassenen
Verordnungen oder besonderen behérdlichen Anordnungen zuwiderhandelt. Fir
den Fall der Uneinbringlichkeit ist in diesen Fallen eine Ersatzfreiheitsstrafe bis
zu einer Woche zu verhangen.

(3) bis (4) ...

Verweisungen auf Bundesrecht
§ 160b

Soweit nicht ausdricklich anderes angeordnet ist, gelten die in diesem Ge-
setz enthaltenen Verweisungen auf bundesrechtliche Vorschriften als Verwei-
sungen auf die letztzitierte Fassung:

1. Tierschutzgesetz — TSchG, BGBI | Nr 118/2004; Gesetz BGBI | Nr

86/2018;

2. Sicherheitspolizeigesetz — SPG, BGBI Nr 566/1991; Gesetz BGBI | Nr
56/2018;

3. Waffengesetz 1996 — WaffG, BGBI | Nr 12/1997; Gesetz BGBI | Nr
97/2018;

4. Wehrgesetz 2001 — WG 2001, BGBI | Nr 146; Gesetz BGBI | Nr
61/2018.

§ 163
(1) bis (11) ...

(12) Die §8 17 Abs 3 und 3a, 25 Abs 1, 37 Abs 1 und 2, 40 Abs 1, 45 Abs
1, 54 Abs 1, 58a, 60 Abs 1, 4 und 4b, 61 Abs 4, 66a, 68 Abs 1 bis 4 sowie Abs
53, 6a, 8, 9 und 10, 68a, 69 Abs 1, 70 Abs 3 und 3a, 72a Abs 4 und 5, 73 Abs 1,
3und 4,78 Abs 1, 79 Abs 5, 80 Abs 1, 87 Abs 1, 90 Abs 1 und 8, 90a, 100a, 101
Abs 5, 102, 103 Abs 2, 104 Abs 2, 104a Abs 2, 4 und 5, 104b Abs 4 bis 7, 105,
1054, 105h, 114 Abs 1, 115 Abs 1, 119, 121 Abs 1, 122a, 123 Abs 4, 124 Abs 4,
125 Abs 1, 126 Abs 2, 128 Abs 1, 129 Abs 2, 131 Abs 3, 133 Abs 1, 135 Abs 7,
136 Abs 3, 138 Abs 2, 140 Abs 1, 158 Abs 1 und 2 sowie 160b in der Fassung
des Gesetzes LGBI Nr ...../[....... treten mit dem auf die Kundmachung dieses
Gesetzes folgenden Tag in Kraft. Gleichzeitig treten die 88 73 Abs 2a und 158
Abs 5 auler Kraft. Die zu diesem Zeitpunkt laufende Jagdperiode (§ 5) hat am 1.
Janner 2016 begonnen.
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Artikel 11
Berufsjagergesetz
In- und AuRerkrafttreten, Ubergangsbestimmungen In- und AuRerkrafttreten, Ubergangsbestimmungen
89 89
@) ... 1) ...
(2) Die Berufsjager-Ausbildungsordnung ist von der Salzburger Jagerschaft (2) Die Erlassung und Anderung der Berufsjager-Ausbildungsordnung hat

bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes mit Wirksamkeit ab diesem Zeitpunkt zu durch die Salzburger Jagerschaft zu erfolgen. Vor ihrer Erlassung oder Ande-
erlassen. Vor ihrer Erlassung und Anderung ist die Salzburger Landarbeiter- rung ist die Salzburger Landarbeiterkammer zu héren.
kammer zu héren.

(3) bis (12) ... (3) bis (12) ...

(13) 8 9 Abs 2 in der Fassung des Gesetzes LGBI Nr ...../....... tritt mit dem
auf die Kundmachung dieses Gesetzes folgenden Tag in Kraft.
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	Artikel I
	1. Im Inhaltsverzeichnis werden folgende Änderungen vorgenommen:
	1.1. Nach der den § 58 betreffenden Zeile wird eingefügt:
	1.2. Nach der den § 66 betreffenden Zeile wird eingefügt:
	1.3. Nach der den § 68 betreffenden Zeile wird eingefügt:
	1.4. Nach der den § 90 betreffenden Zeile wird eingefügt:
	1.5. Die den § 105 betreffende Zeile wird durch folgende Zeilen ersetzt:
	2. § 17 Abs 3 und 3a lautet:
	3. Im § 25 Abs 1 wird in der lit a das Wort „eigenberechtigt“ durch die Wortfolge „entscheidungsfähig und volljährig“ ersetzt.
	4. Im § 37 werden folgende Änderungen vorgenommen:
	4.1. Im Abs 1 lit i wird der Punkt am Ende durch einen Strichpunkt ersetzt und nach der lit i angefügt:
	4.2. Im Abs 1 lauten der vorletzte und letzte Satz: „Die Auflösung hat über Antrag der Salzburger Jägerschaft oder der Jagdkommission, in den Fällen der lit a und f bis j auch von Amts wegen zu erfolgen. Ist ein Jagdleiter bestellt, kann die Auflösung...
	4.3. Im Abs 2 erster Satz wird das Wort „Konkursordnung“ durch das Wort „Insolvenzordnung“ ersetzt.
	5. Im § 40 Abs 1 letzter Satz wird die Verweisung „§ 37 Abs 1 lit g bis i“ durch die Verweisung „§ 37 Abs 1 lit g bis j“ ersetzt.
	6. § 45 Abs 1 letzter Satz lautet: „Bei der Ausübung der Jagd ist ein Nachweis über die Einzahlung zusammen mit der behördlich ausgestellten Jagdkarte mitzuführen.“
	7. Im § 54 werden folgende Änderungen vorgenommen:
	7.1. Abs 1 Z 1 lit b lautet:
	7.2. Abs 1 Z 2 lit a lautet:
	8. Nach § 58 wird eingefügt:
	9. Im § 60 werden folgende Änderungen vorgenommen:
	9.1. Im Abs 1 wird nach dem dritten Satz eingefügt: „Anregungen und Vorschläge zur Änderung der Festlegungen können im jeweiligen Jahr nur berücksichtigt werden, wenn sie bis spätestens 1. Februar des betreffenden Jahres bei der Landesregierung einlan...
	9.2. Im Abs 4 wird angefügt: „Die Jahresabschusspläne sind auch dem Hegemeister und dessen Stellvertreter zuzustellen.“
	9.3. Nach Abs 4a wird eingefügt:
	10. Im § 61 Abs 4 wird angefügt: „Durch Braunbär, Wolf, Luchs oder Goldschakal gerissenes Wild wird auf den Abschussplan angerechnet, wenn dies durch einen eindeutigen Nachweis (C1-Nachweis) oder bestätigten Hinweis (C2-Nachweis) belegt werden kann.“
	11. Nach § 66 wird eingefügt:
	12. Im § 68 werden folgende Änderungen vorgenommen:
	12.1. Abs 1 bis 4 lauten:
	12.2. Nach Abs 5 wird eingefügt:
	12.3. Nach Abs 6 wird eingefügt:
	12.4. Abs 8 entfällt.
	12.5. Der bisherige Abs 9 erhält die Absatzbezeichnung „(8)“ und wird nach diesem angefügt:
	13. Nach § 68 wird eingefügt:
	14. Im § 69 Abs 1 wird nach dem Wort „Jagdsteige“ die Wortfolge „, künstliche Aufzuchtstationen für Federwild“ eingefügt.
	15. Im § 70 werden folgende Änderungen vorgenommen:
	15.1. Abs 3 lit a und c lautet:
	15.2. Nach Abs 3 wird eingefügt:
	16. Im § 72a werden folgende Änderungen vorgenommen:
	16.1. Abs 4 lautet:
	16.2. Im Abs 5 werden jeweils die Worte „Europäischen Gemeinschaft“ durch die Worte „Europäischen Union“ ersetzt.
	17. Im § 73 werden folgende Änderungen vorgenommen:
	17.1. Abs 1 lautet:
	17.2. Die Abs 2a und 3 werden durch folgende Bestimmungen ersetzt:
	18. § 78 Abs 1 erster Satz lautet: „Die Jagdinhaber angrenzender Jagdgebiete können unbeschadet ihrer persönlichen Verantwortung zum Zweck einer nachhaltigen großräumigen Jagdbetriebsführung eine Gemeinschaft auf die Dauer der Jagdperiode durch schrif...
	19. Im § 79 Abs 5 wird angefügt: „Für Abschüsse von Rotwild, die gemäß § 90 Abs 1 oder 2 angeordnet bzw bewilligt wurden, hat die Hegegemeinschaft einen Fütterungskostenbeitrag zu beschließen und vorzuschreiben.“
	20. § 80 Abs 1 lautet:
	21. § 87 Abs 1 erster Satz lautet: „In der Zeit vom 1. Februar bis 15. August darf die Brackierjagd nicht ausgeübt werden, doch darf der Jagdinhaber Schalenwild aus kultivierten Grundstücken auch mit Brackierhunden austreiben.“
	22. Im § 90 werden folgende Änderungen vorgenommen:
	22.1. Abs 1 lautet:
	22.2. Nach Abs 7 wird angefügt:
	23. Nach § 90 wird eingefügt:
	24. Im § 100a Z 5 werden die Worte „Europäischen Gemeinschaft“ durch die Worte „Europäischen Union“ ersetzt.
	25. Nach § 101 Abs 4 wird angefügt:
	26. Der Text zu § 102 lautet:
	27. Nach § 103 Abs 2 lit f wird angefügt:
	28. § 104 Abs 2 lit b lautet:
	29. Im § 104a werden folgende Änderungen vorgenommen:
	29.1. Abs 2 lautet:
	29.2. Nach Abs 3 wird angefügt:
	30. Nach § 104b Abs 3 wird angefügt:
	31. § 105 wird durch folgende Bestimmungen ersetzt:
	32. Im § 114 Abs 1 wird in der Z 1 nach dem ersten Satz eingefügt: „Wer in der vorangegangenen Jagdperiode nicht oder nicht durchgängig als Jagdschutzorgan bestellt war, hat als Voraussetzung für seine Bestellung einen Fortbildungskurs positiv zu abso...
	33. § 115 Abs 1 lautet:
	34. Der Text zu § 119 lautet:
	35. § 121 Abs 1 lautet:
	36. Der Text zu § 122a lautet:
	37. Nach § 123 Abs 3 wird angefügt:
	38. Nach § 124 Abs 3 wird angefügt:
	39. Im § 125 Abs 1 Z 1 lautet lit f:
	40. Im § 126 Abs 2 lautet lit a:
	41. § 128 Abs 1 erster Satz lautet: „Der Vorstand besteht aus dem Landesjägermeister, seinen beiden Stellvertretern und fünf bis sieben Mitgliedern.“
	42. § 129 Abs 2 erster Satz lautet: „Im Fall seiner Verhinderung wird der Landesjägermeister in allen ihm als Organ der Salzburger Jägerschaft obliegenden Aufgaben durch einen seiner beiden Stellvertreter vertreten.“
	43. § 131 Abs 3 lit d lautet:
	44. § 133 Abs 1 lautet:
	45. § 135 Abs 7 lautet:
	46. § 136 Abs 3 lautet:
	47. § 138 Abs 2 lautet:
	48. § 140 Abs 1 lautet:
	49. Im § 158 werden folgende Änderungen vorgenommen:
	49.1. Abs 1 Z 8 bis 8d wird durch folgende Bestimmungen ersetzt:
	49.2. Nach Abs 1 Z 15 wird eingefügt:
	49.3. Nach Abs 1 Z 16 wird eingefügt:
	49.4. Abs 1 Z 29 lautet:
	49.5. Abs 2 erster Satz lautet: „Eine Verwaltungsübertretung begeht auch und ist mit einer Geldstrafe bis 3.000 € zu bestrafen, wer den Bestimmungen der §§ 10 Abs 4, 21 Abs 2, 39 Abs 2, 56 Abs 1, 66 Abs 2 und 5, 67 Abs 5, 69, 87, 88, 89, 101 Abs 2 bis...
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